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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
V o r s i t z e n d e: Präsident Dr. Maleta, Zwei- Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über 

ter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter die Regierungsvorlagen (630, Zu 630 und 656 der 
Präsident Wallner. Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1968 (650 der Beilagen) 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö f fn et. 

Das amtliche P r o t o k o l l  der 73. Sitzung 
vom 29. November 1967 ist in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanständet geblieben und gilt 
daher als g e n e h m i g t. 

Den in der gestrigen Sitzung eingebrachten 
A n t r a g  61/A der Abgeordneten Gabriele, 
Mondl und Genossen, betreffend eine Abände­
rung des Heeresversorgungsgesetzes, w e  i s e 
ich dem Ausschuß für soziale Verwaltung z u. 

Die in der gestrigen Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebene Regierungsvorlage 681 der 
Beilagen, Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz, betreffend Abänderung und Ergänzung 
des Kleinrentnergesetzes, neuerlich abgeändert 
wird, w e i s e  ich dem Ausschuß für soziale 
Verwaltung z u. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe V 
Kapitel 30 : Justiz 

Präsident : Wir gehen in die Tag e s o r d n u n g  
ein. Gegenstand ist das Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1968, Spezialdebatte über die 
Beratungsgruppe V. 

Spezialberichterstatter ist der Abgeordnete 
Dr. Bassetti. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Spezialberichterstatter Dr. Bassetti : Hohes 
Haus! Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
gegenständlichen Ansätze des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1968 in seiner Sitzung vom 
20. November 1967 der Vorberatung unter­
zogen. 

Die Gesamtausgaben für die Rechtspflege 
sind für das kommende Jahr mit rund 985 Mil-
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lionen Schilling veranschlagt, das sind rund 
100 Millionen Schilling mehr als 1967. Auf den 
Personalaufwand entfallen hievon rund 
661 Millionen Schilling und auf den Sachauf­
wand rund 323 Millionen Schilling (1967: 
610 beziehungsweise 275 Millionen Schilling). 
An Einnahmen wird bei Kapitel 30 mit ins­
gesamt rund 610 Millionen Schilling (1967: 
570 Millionen Schilling) gerechnet. 

Im einzelnen entfallen im Sachaufwand in 
Millionen Schilling: 46,1 auf die Rechtspflege, 
33,6 auf die Haftkosten, 21,7 auf Brennstoffe 
und Energiebezüge, 63,1 auf Leistungen der 
Post, 35,6 auf die Arbeitsbetriebe, 18,4 auf die 
Einrichtung der Ämter und Justizanstalten, 
9,3 auf Vollstreckungskosten und 10 auf 
Pauschalvergütungen an die Rechtsanwalts­
kammern. 

Der Arbeitsanfall und die Zahl der Erledi­
gungen bei den Gerichten sind in den Jahren 
1965 und 1966 annähernd gleichgeblieben. 
Gegenüber 1964 hat die Zahl der anhängigen 
Verfahren zum Jahresende 1966 mit Ausnahme 
der Strafsachen abgenommen. 

Die Zahl der Justizanstalten wird gegenüber 
dem laufenden Jahr keine Erhöhung erfahren. 
Derzeit sind 29 bezirksgerichtliehe Gefangenen­
häuser in Betrieb. 

Die Entwicklung des Belages in den öster­
reichischen Justizanstalten, die seit Beginn 
des Jahres 1963 rückläufig war, zeigt wieder 
eine steigende Tendenz. 

Das Verhältnis zwischen der Anzahl der 
ständig zur Arbeit eingesetzten Insassen und 
der Zahl der aus den verschiedensten Ursachen 
unbeschäftigten Insassen hat sich gegenüber 
dem Vorjahr wieder etwas verbessert. Die 
weitere Entwicklung ist jedoch ungewiß, da als 
Folge des Konjunkturrückganges mehrere 
Unternehmer die Inanspruchnahme der Ge­
fangenenarbeit eingeschränkt beziehungsweise 
eingestellt haben. Es läßt sich daher nicht 
voraussehen, ob die angenommene Steigerung 
der Einnahmen aus der Gefangenenarbeit 
auch tatsächlich erzielt werden kann. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezial­
berichterstatter die Abgeordneten Zeillinger, 
Dr. Hauser, Dr. Kleiner, Dr. Kranzlmayr, 
Dr. Stella Klein-Löw, Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
Bayer, Moser, Scherrer, Dr. Tull, Lola Solar, 
Skritek, Gabriele, Luptowits, Dr. Geißler, 
Pfeffer, Regensburger und Dr. Broda das Wort. 
Der Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky 
nahm zu den aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1967 
wurden die Ansätze der Beratungsgruppe V in 
der Fassung der Regierungsvorlage mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Finanz- und Budgetausschuß den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle beschließen, dem Ka­
pitel 30: "Justiz" des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1968 (630 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Ich beantrage, in die Spezialdebatte einzu­
treten. 

Präsident : Wir gehen in die Debatte ein. 
Als erster Redner zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ): Hohes Haus! 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich bitte Sie um Verständnis und die Steno­
graphen von vornherein um Entschuldigung, 
da sie ohnehin genügend geplagt sind, wenn 
ich als Sprecher der Freiheitlichen in einem 
etwas erhöhten Tempo sprechen muß, aber 
nach dem von Klaus und Withalm weiter 
hochgehaltenen Proporz ist die Sende- und 
Übertragungszeit der Freiheitlichen bekannt­
lich von 4 auf 2 Minuten gekürzt worden. Dem 
können wir nur dadurch entgegentreten, daß 
wir etwas schneller sprechen, um wenigstens 
bei jedem Redner der Freiheitlichen einen 
oder zwei ganze Sätze in die übertragungszeit 
zu bekommen. 

Es ist an und für sich unverständlich, aus 
welchen Gründen die Regierung und die Re­
gierungspartei eine derartige Angst da vor hat, 
daß der Standpunkt der Freiheitlichen über 
Fernsehen und Rundfunk in die Öffentlichkeit 
hinauskommt. Ich muß das hier deswegen 
noch einmal mit aller Deutlichkeit feststellen, 
weil immer wieder Anfragen hereinkommen, 
ob die freiheitlichen Redner tatsächlich nur so 
kurz sprechen. 

Ich möchte daher noch einmal feststellen: 
Es ist eine ausdrückliche Vereinbarung, ge­
stützt auf die Mehrheit dieses Hauses, daß 
die Sendezeit, die Übertragungszeit, die Infor­
mation der Öffentlichkeit nach dem von ÖVP 
und SPÖ vor zwanzig Jahren gemeinsam er­
dachten Proporz weiterhin aufrechterhalten 
wird. Nach diesem Proporz haben sie nun 
gefunden, daß es genügt, wenn die Freiheit­
lichen, die offenbar der Regierung und der 
Regierungspartei zu unangenehm sind, nicht 
mehr 4 Minuten, sondern nur noch 2 Minuten 
die Öffentlichkeit informieren dürfen. 

Ich darf hier in aller Deutlichkeit das wieder­
holen, was wir in dieser Woche schon einmal 
gesagt haben: Dies sind bedenkliche Erschei­
nungen einer Zensur, einer Einschränkung der 
Information der Öffentlichkeit. Ich glaube, 
daß gerade die Zwischenfälle, die wir am An­
fang der Woche hier in diesem Hause im Zu­
sammenhang damit erlebt haben, mehr als 
bedenklich sind und auch jenen Abgeordneten 
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zu denken geben sollten, die sich jetzt darüber 
freuen, daß sie längere Zeit hindurch ihre Reden 
hier vorlesen können und daß es ihnen ge­
lungen ist, gestützt auf die Mehrheit, die ihnen 
das Volk gegeben hat, die Übertragungszeiten 
der Freiheitlichen weiter einzuschränken, ohne 
daran zu denken - wie es die Sozialisten 
heute schon tun -, daß sich in diesem Staate 
manchmal einiges ändern kann und daß man 
nicht immer im Besitz der absoluten Mehrheit 
und damit der Möglichkeit zu diktieren bleiben 
muß. 

Ich möchte hier außerdem auf verschiedene 
Irrtümer hinweisen, die auf Grund von Ver­
öffentlichungen in Zeitungen entstanden sind, 
die auch wieder dadurch hervorgerufen wur­
den, daß infolge der Sendezeit die Ausfüh­
rungen der Freiheitlichen immer mitten im 
Satz abgeschnitten werden müssen. Ich möchte 
hier in aller Deutlichkeit nochmals feststellen, 
daß wir Freiheitlichen vorbehaltlos für die 
freie Übertragung durch Rundfunk und Fern­
sehen aus dem Parlament eintreten. Wir ver­
wahren uns dagegen, wenn immer wieder "die 
Parteien" angegriffen werden. Die Verant­
wortung dafür, daß eine freie Übertragung 
nicht möglich ist, trägt in erster Linie die 
Regierungspartei, die mit absoluter Mehrheit 
jederzeit ihre Zustimmung geben könnte, 
wobei sie außerdem noch die seit Jahren ange­
botene Unterstützung der Freiheitlichen hätte. 
Die Sozialisten haben ein Bündnis mit der ÖVP 
und empfinden den gegenwärtigen Zustand 
des Proporzes und der Zensur offenbar eben­
falls als angenehm. 

Ich wiederhole also nochmals, um alle Irr­
tümer zu vermeiden: Wir Freiheitlichen ver­
langen und treten dafür ein, daß Rundfunk 
und Fernsehen uneingeschränkt und frei, 
so wie die Presse und jedes andere Organ, aus 
dem Parlament übertragen und die Öffentlich­
keit informieren können. (Zwischenruf des 
Abg. Machunze.) Bitte, Herr Kollege � Es 
ist Ihnen unangenehm, daß ich das sage; 
das tut mir sehr leid. (Abg. Machunze : 
Aber wo !) Wenn es Ihnen nicht unangenehm 
ist, dann stimmen Sie zu, daß Rundfunk und 
Fernsehen ... 

Präsident: (das Glockenzeichen gebend): Wir 
sind beim Kapitel Justiz, Herr Abgeordneter! 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend): Zum 
Kapitel Justiz, Herr Präsident, gehört das 
Thema "Pressefreiheit", und zur Pressefreiheit 
gehört die Information der Öffentlichkeit. 
Ich glaube, daß ein Zusammenhang gegeben 
ist. Aber jetzt laufen unter Umständen jene 
wenigen Sekunden der Übertragungszeit, und 
schon kommt wieder der Ruf zur Ordnung, 
kommt schon wieder die Einschränkung der 
Freiheitlichen. Wir dürfen beim Kapitel 

Presserecht nicht über die Pressefreiheit und 
nicht über die Information der Öffentlichkeit 
sprechen! (A bg. Dr. van Ton g e l :  Der gestrige 
Leitartikel zum Be'ispiel I) 

Ich darf den Herrn Präsidenten darauf auf­
merksam machen, daß das Presserecht tat­
sächlich zum Kapitel Justiz gehört. Ich 
werde das dann vielleicht später noch nach­
weisen und bitte, daß ein Kollege mir dies­
bezüglich Unterlagen gibt, wenn im Präsidium 
darüber irgendwelche Irrtümer herrschen. Ich 
möchte mich mit dem Presserecht beschäftigen. 
Wenn ich durch einen Zwischenruf und durch 
einen Ordnungsrufbeziehungswei.'.'e durch einen 
Einwand des Präsidenten dal'angehindert werde, 
dann bitte ich, es mir gleich zu sagen. Ich bin 
ohne weiteres bereit, meine Mappe zuzumachen 
und zu sagen: Wir Freiheitlichen dürfen nicht 
einmal mehr dann reden, wenn Fernsehen und 
Rundfunk ohnehin schon abgeschaltet sind, 
weil unsere Proporzzeit abgelaufen ist . 

Ich stelle ausdrücklich fest: Presserecht und 
Pressefreiheit, Herr Präsident, sind Angelegen­
heiten, die in den Bereich des Justizministers 
gehören. Ich habe mich bisher nur mit Presse­
recht, Pressefreiheit und mit der Möglichkeit 
einer uneingeschränkten Information der 
Öffentlichkeit aus diesem Hause beschäftigt. 
Ich bedauere, daß ich bei den ersten Aus­
führungen, wo meiner Ansicht nach an der 
Legalität dieser Ausführungen und dem Recht, 
es bei diesem Kapitel zu sagen, überhaupt 
kein Zweifel bestand, bei den ersten Sätzen 
meiner Ausfülll"ungen schon wieder vom Prä­
sidententisch her eingeschränkt worden bin. 
(Abg. Dr. van Tongel:  Sehr richtig I) 

Ich möchte, Herr Präsident, hier in aller 
Deutlichkeit dagegen protestieren, daß Ab­
geordnete anderer Parteien von Eisenbahner­
wahlen sprechen, wenn ein ganz anderes 
Kapitel zur Diskusssion steht, daß wir Frei­
heitlichen aber sofort die Glocke des Präsiden­
ten zu spüren bekommen, wenn wir beim 
Kapitel Justiz zu Presserecht, Pressefreiheit 
und von Fernsehübertragungen zur Infor­
mation der Öffentlichkeit sprechen. Ich möchte 
im Namen der Freiheitlichen gegen diese Be­
handlung der freiheitlichen Opposition in 
diesem Hause ausdrücklich Protest einlegen. 

Ich muß überhaupt mit Bedauern feststellen, 
daß durch die Kürzung der Sende- und Über­
tragungszeiten natürlich den Abgeordneten, 
die, so wie wir Freiheitlichen, am stärksten 
betroffen sind, auch die Möglichkeit genommen 
worden ist, verschiedene Themen der Öffent­
lichkeit bekanntzugeben. Es bleibt uns nich ts 
anderes übrig, als hier vom Rednerpult aus 
immer wieder darauf hinzuweisen, immer 
wieder zu wiederholen, um eines Tages doch 
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf 
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diese schon mehr als bedenklich gewordenen 
Zustände in diesem Hause zu lenken. 

Die Justiz spielt eine an und für sich 
- möchte ich sagen - anständige und auch 
bescheidene Rolle in diesem Monsterbudget 
der Irrealitäten. Obwohl eigentllch der Justiz 
und der Person des Justizministers in diesem 
Staate eine besondere Rolle zukäme und auch 
zukommt, mit der ich mich später noch ein­
mal beschäftigen möchte, ist durch einen 
Wählerentscheid, den wir Freiheitlichen 
selbstverständlich achten, nun einmal einer 
Partei die absolute Mehrheit und die Möglich­
keit gegeben worden, ohne jede Kontrolle, 
ohne jede Möglichkeit einer Einschränkung 
ihrer Vorhaben im Parlament ihren Willen 
allein durchzusetzen. Das kann man nur 
mit einem Vokabular von "Diktatur" bis zu 
"Alleinherrschaft" bezeichnen. Es ist auf 
jeden Fall gefährlich. Ich weiß, daß die 
heutige Regierungspartei ihre Herrschaft als 
nicht gefährlich ansieht. Ich darf Sie aber 
daran erinnern, daß Sie vor eineinhalb Jahren 
die Möglichkeit einer Herrschaft der Sozialisten 
als gefährlich angesehen haben. Ich darf 
Ihnen vom Standpunkt der Freiheitlichen aus 
sagen: Die Alleinherrschaft der Sozialisten 
ist genauso gefährlich oder ungefährlich wie 
die Alleinherrschaft der Volkspartei. Sie unter­
scheiden sich bezüglich der Gefahr einer Allein­
herrschaft in keiner Weise voneinander. Es ist 
überhaupt eine Gefahr, in der sich augen­
blicklich unser Staat befindet, daß sich hier 
zwei Blöcke, zwei Extreme gegenüberstehen 
und daß unter Umständen Entscheidungen 
immer von einem Extrem in das andere 
pendeln. 

In dieser gefährlichen Situation, in der die 
Regierung immer wieder - wir haben es 
wiederholt festgestellt - am Rande der 
Legalität geht, immer wieder mit Verfassungs­
bestimmungen in Schwierigkeiten kommt, in 
dieser Situation muß und soll der Justiz­
minister das Gewissen der Regierung sein, 
er soll ohne Rücksicht auf Partei und ohne 
Rücksicht auf seine Zugehörigkeit zur Re­
gierung ein eindeutiges Halt der Regierung zu­
rufen, wenn diese wieder, so wie es etwa im 
Vorjahr war, versucht, ein Budget mit ver­
fassungswidrigen Bestimmungen in dieses 
Haus zu bringetl. Hier trägt die Verant­
wortung nicht nur der Finanzminister , hier 
trägt die Verantwortung in erster Linie der 
Justizminister ; denn wir haben im vorigen 
Jahr wiederholt festgestellt, daß sämtliche 
Minister nachher gesagt haben: Darüber muß 
eigentlich der Justizminister Bescheid wissen, 
ich bin Ressortminister, ich bin Fachminister, 
aber der Justizminister hat uns auf diese 
verfassungswidrigen Bestimmungen nicht in der 
notwendigen Form aufmerksam gemacht. 

Meine Damen und Herren! Der Budgetanteil 
der Justizverwaltung ist, wie ich schon aus­
geführt habe, mehr als bescheiden in einem 
Budget, das heuer durch Rekorde in jeder 
Hinsicht auffällt, vor allem durch einen 
Rekord im Defizit. 

Ich darf nur noch einmal kurz in Erinnerung 
rufen, weil ja momentan nicht das Kapitel 
Finanzen, sondern das Kapitel Justiz zur Ver­
handlung steht und ich nicht wieder die 
Glocke des Präsidenten hören will, daß das 
Kapitel Justiz eine kleine, bescheidene Rolle 
in diesem Budget spielt, in einem Budget, 
dem die Regierungspartei mit ihrer Mehr­
heit die Zustimmung geben und durch das 
im nächsten Jahr ein Defizit von 9,2 Mil­
liarden entstehen wird. Das ist eine unge­
heure Vergrößerung der Schuldenlast, der 
Sie als Regierungspartei nur dadurch entgegen­
treten, daß Sie den Forderungen von Klaus 
und Schmitz willig nachgeben und in wenigen 
Wochen neue Steuern einführen und jenen 
staatlich gelenkten Preiserhöhungen zu­
stimmen werden, die der Finanzminister be­
reits als die Folge dieses Budgets hier ange­
kündigt hat. 

In diesem Rekord- und Monsterbudget 
spielt das Kapitel Justiz eine relativ bescheid(ne 
Rolle, und ich möchte hier vom Standpunkt 
der Opposition, die sich nicht scheut, auch 
die Hand auf Wunden zu legen, sagen: Es 
spielt eine anständige Rolle, denn wenn es 
ein Kapitel gäbe, bei dem eine Opposition 
unter Umständen überlegen könnte, ob sie 
ihre Zustimmung gibt oder nicht, dann wäre 
es das Kapitel Justiz. Es ist in erster Linie 
die Tatsache, daß wir immer wieder die Ver­
quickung der Justiz auch mit der Gesamt­
politik der Regierung feststellen und nie 
feststellen können, daß der Justizminister 
sagt: Hier gehe ich nicht mit, hier folgt mein 
Ressort nicht mehr der gesamten Regiel'ungs­
linie!, die die Opposition abhält, eine Ausnahme 
zu machen. Ich darf Ihnen aber versichern, 
daß wir Freiheitlichen diese Frage oft geprüft 
haben und daß in dem Nein zum Kapitel 
Justiz in erster Linie das Nein zur Gesamt­
politik der Regierung, zu den Budgetansätzen 
steckt und zu der Tatsache, daß sich die 
Justiz nicht deutlich genug von der übrigen 
Regierungspolitik unterscheidet, daß es aber 
nicht die Kritik an der Tätigkeit des Ressorts 
bis in die Gerichte hinein sein soll. 

Hohes Haus! Ich darf mich nun im zweiten 
Teil meiner Ausführungen mit verschiedenen 
Fragen befassen, die zum Teil schon im 
Ausschuß behandelt worden sind, sodaß ich 
mich dementsprechend kurz fassen kann. 

Wir haben bereits im Ausschuß die Frage 
der Strafrechtsreform behandelt. Ich möchte 
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diese Frage wieder an die Spitze meiner Aus­
führungen stellen, wie ich das in den ver­
gangenen Jahren immer wieder getan habe. 
Ich habe '\rom Herrn. Justizminister gehört, 
daß die Absicht besteht, das Reformwerk 
im Jahr 1968 ins Parlament zu bringen, damit 
die Beratungen darüber in diesem Hause 
beginnen können. 

Ich darf noch wiederholen, daß eine grund­
sätzlich verschiedene Auffassung zwischen dem 
Justizminister und der freiheitlichen Fraktion 
insofern besteht, als wir Freiheitlichen der 
Ansicht sind, daß dieses Reformwerk dem 
Haus unverändert zur Beratung und Beschluß­
fassung vorgelegt werden soll, da eine unab­
hängige Kommission, in der auch Politiker 
gesessen sind und in der niemals eine Gruppe 
mit ihrer Meinung allein durchdringen konnte, 
ein Jahrzehnt an diesem Reformwerk ge­
arbeitet hat. Ich pßichte dem Hernl Minister 
bei, daß niemals erklärt worden ist, der 
Kommissionsentwurf dürfe etwa nicht mehr 
abgeändert werden und werde nicht abge­
ändert werden. Wir waren uns darüber im 
klaren, aber ebenso sind wir uns darüber im 
klaren, daß jede Abänderung die Verwirk­
lichung dieser Reform natürlich in Frage 
stellen würde. Ich gebe zu bedenken, ob man 
ein solches Reformwerk, an dem eigentlich 
jetzt schon seit Jahrzehnten gearbeitet wird 
und das letzten Endes wieder ein Jahrhundert 
gelten soll, jeweils immer der Mehrheit des 
Hauses anpassen soll. Selbst an der gegen­
wärtigen Vorlage wird, glaube ich - ich kann 
es nicht genau sagen -, schon 13 oder 14 Jahre 
gearbeitet, wenn ich die Kommissionsarbeit 
miteinrechne. Solche Anpassungen wären be­
denklich, denn wir laufen damit Gefahr, daß 
sofort dann, wenn sich einmal die Mehrheit 
verändert, das ganze Reformwerk wieder über 
den Haufen geworfen wird. 

Das gegenwärtige, sicherlich höchst reform­
bedürftige Strafgesetz stammt aus dem vorigen 
Jahrhundert, aber es konnte sich nur deshalb 
so lange behaupten, weil man damals noch 
nicht die Methoden angewendet hat, die heute 
angewendet werden. Damals hat man gerade 
bei solchen Werken Arbeit für die Zukunft 
geleistet. Ich sage Ihnen schon heute: Wenn 
Sie in entscheidenden Fragen den Kommissions­
entwurf abändern, so bringt das Justiz­
ministerium damit eindeutig zum Ausdruck, 
daß es nicht wünscht, daß dieses Gesetz im 
Hause durchgeht, oder daß es wünscht, 
daß das Gesetz mit 51 zu 49 Prozent beschlossen 
wird. Ich halte beides für im höchsten Grade 
bedenklich! Dieses Werk kann in der Praxis 
nur wirklich verankert werden und im Volke 
auch eine entsprechende Aufnahme und ent­
sprechendes Verständnis finden, wenn es ge­
lingt, eine breite Basis dafür zu finden. 

Herr Minister I Ich bin selbst zehn Jahre in 
der Kommission gesessen. Dort ist von den 
Fachleuten - gar nicht von den Politikern -
oft sehr schwer um einen gemeinsamen Stand­
punkt gerungen worden. Nicht immer ist das 
gelungen, aber meistens ist es gelungen, 
irgendwo einen Kompromiß zu finden, bei 
dem wir wußten, daß jeder von uns Politikern, 
der von dort nach Hause geht - die Herren 
von der Volkspartei genauso wie die Sozia­
listen und wie ich als Freiheitlicher -, es 
schwer haben wird, die Zustimmung seiner 
Fraktion zu allen diesen Punkten zu gewinnen. 
Wir haben uns jedenfalls vorgenommen, es zu 
tun. 

In dem Augenblick aber, in dem dieses 
mühsam erarbeitete Mosaik zerstört wird -
ich sage ausdrücklich, Herr Minister: jede Ab­
änderung ist eine Zerstörung dieses Mosaiks! -, 
ist es aussichtslos, die Einheitlichkeit zu be­
wahren. Sie können das Werk dann nur 
mit 51 zu 49 Prozent beschließen. Diese Mög­
lichkeit haben Sie, aber davor warne ich. 

Ich glaube nicht, daß man auf dem Ge­
biete der Justiz beziehungsweise auf dem 
Gebiet des Strafrechtes eine so knappe Mehr­
heit von 2 Prozent bedenkenlos ausspielen 
soll. Wenn Sie aber wirklich auf breiter 
Basis die Zustimmung des Hauses finden 
wollen, dann müssen Sie jedes Experimentieren 
mit dem Gesetzeswerk unterlassen oder es 
dem Hause überlassen. Es ist natürlich, 
daß das Haus das Reformwerk dann, wenn 
es herüberkommt, da und dort noch einer 
Änderung unterziehen wird; das ist selbst­
verständlich. Wenn aber ein Entwurf ins 
Haus kommt, von dem die Opposition im 
voraus schon erklären muß: Das können 
wir nicht annehmen, hier haben Sie ex­
perimentiert!, dann ist das sehr bedenklich. 
Daher meine Bedenken, und daher erkläre 
ich Ihnen, Herr Minister, daß Ihre Antwort 
für uns Freiheitliche unbefriedigend war. 

In dem Augenblick, in dem das schon 
manipulierte Werk ins Haus kommt, in dem 
der Boden verlassen ist, den wir gemein­
sam zu erringen versucht haben, ist bereits, 
ich möchte fast sagen, die Sicherheit gegeben, 
daß Sie maximal mit 51 zu 49 Prozent hier 
im Hause durchdringen können. Herr Mi­
nister! Für diesen Fall muß ich Ihnen wirk­
lich sagen: Ich würde es ablehnen, in Zu­
kunft noch eingeladen zu werden, in irgend­
einer Kommission zehn Jahre zu arbeiten, 
wenn ich weiß,  daß überall dort, wo die Be­
amten des Ministeriums oder die Mehrheit 
einer Partei mit ihrer Meinung nicht durch­
dringen, wenn auch monatelang über einen 
Paragraphen beraten worden ist, mit einem 
Federstrich die Sache durchgestrichen wird, 
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wenn im Parlament doch das kommt, was 
das Ministerium oder jeweils die Zufalls­
mehrheit - auf Jahrzehnte gesehen ist 
jede Mehrheit eine Zufalls mehrheit - wünscht. 

Herr Minister I Diesen Punkt möchte ich 
im besonderen herausgreifen, weil ich glaube, 
daß Sie damit auf einem höchst gefährlichen 
Wege sind. Ich darf hier deponieren: Der 
Weg,· den Sie und das Ministerium augen­
blicklich gehen, Herr Minister, macht es uns 
Freiheitlichen voraussichtlich unmöglich, einer 
Sache zuzustimmen, der wir ohnehin nur mit 
größten Bedenken und größten K?nzessi��en 
hätten zustimmen können, wozu eme POSItive 
Haltung einzunehmen wir aber im Interes�e 
der Gesamtheit und des Gesamtwerkes bereIt 
gewesen wären. Das Verlassen eines zehn­
jährigen gemeinsamen Weges aber nur des­
wegen, weil jetzt eine Partei hier sitzt und 
in der Regierung sitzt, die ein Gesetz sozu­
sagen mit Zweistimmenmehrheit ins Haus 
bringt, von dem wir sicherlich wissen, da.ß 
es vor der nächsten Nationalratswahl me 
mehr erledigt werden kann, weil es sc�on v.iel 
zu lang liegengeblieben ist, und die Ern­
bringung eines solchen Gesetzes in einer ve�­
änderten Form macht zumindest der frei­
heitlichen Opposition die Aufgabe sehr, sehr 
schwer. Ich persönlich erkläre: Wer an �em 
Entwurf entscheidende Veränderungen trifft, 
nimmt damit in Kauf oder rechnet sogar 
damit, daß in diesem Hause das Gesetz ent· 
weder im nächsten Jahrzehnt nicht durch­
geht oder mit 51 zu 49 Prozent beschlo�sen 
wird. Herr Justizminister! Ich halte beldes 
für höchst bedenklich, aber ich möchte es 
hier nur nicht verschweigen. Ich möchte 
Ihnen diese Bedenken rechtzeitig sagen; denn 
es wäre auch für Sie nicht angenehm, wenn 
man später einmal sagen würde: Er war 
ein guter Justizminister, aber die Strafre?ht�­
reform hat er durch seine falsche TaktIk m 
diesem Haus, vor der er rechtzeitig durch 
die Opposition gewarnt wurde, umgebracht. 
Ich darf das deswegen sagen, weil ich, viel­
leicht weniger als Fachmann, aber mehr als 
Politiker und als Taktiker, die Kommission 
und die Arbeit in der Kommission beob­
achtet habe und weiß, wie schwer wir uns 
in unseren eigenen Parteien - wollen wir 
ganz ·offen reden! - getan haben, wie schwer 
wir uns bei gleicher politischer Meinung oft 
getan haben, einen gleichen fachlichen Stand. 
punkt zu finden. Daß man ein so mühsam 
erarbeitetes Mosaik dann sorgsam behandeln 
und nicht irgendwelchen Zufallsmehrheiten 
aussetzen soll, ist selbstverständlich! 

Das zweite ist die Reform des Presse­
rechtes. Da möchte ich meine Worte an 
die Damen und Herren der beiden Frak· 

tionen, an die Volkspartei und an die So· 
zialisten, richten. Ich darf in Erinnerung 
rufen, daß uns das Justizministerium, ich 
will nicht sagen, den Schwarzen Peter über· 
geben hat, aber jedenfalls in einer einwand­
freien, korrekten Weise dem Haus gesagt hat, 
das Haus und die Fraktionen des Hauses 
mögen mitteilen, was sie nun wollen. I�h 
halte das für ein durchaus legales und m 
diesem Fall auch für ein berechtigtes Ver­
langen des Justizministeriums. Wir haben 
im Ausschuß auch gehört - ich darf das 
hier wiederholen -, daß das J ustizmini­
sterium trotz der Verzögerung durch dieses 
Haus in der Weiterarbeit an einer Presse­
rechtsreform nicht innehält. Ich darf für die 
beiden Fraktionen diesen Standpunkt des 
Ministeriums in Erinnerung rufen und darf 
an sie appellieren: Ich glaube, es wäre Zeit, 
daß wir eine interfraktionelle Entschließung 
fassen und dem Justizministerium mitteilen, 
was tatsächlich auf dem Gebiet des Presse­
rechtes notwendig ist. Ich glaube, daß das 
Verzögern hier im Haus die ganze Atmosphäre 
explosiver gemacht hat. Das hat doch diese 
Woche mit ihren Zwischenfällen bewiesen, 
mit ihrer Diskussion und mit ihrer zuge­
gebenermaßen durchaus unerfreulichen Kon­
frontierung der Opposition mit dem Par· 
lamentspräsidium. Ich betone ausdrücklich: 
Vom Standpunkt der Opposition ist das uno 
erfreulich, denn wir legen Wert auf ein in. 
taktes Präsidium. Ich darf aber ebenso 
sagen, daß wir als Opposition selbstver­
ständlich in dem Augenblick, in dem der Prä­
sident dieses Hauses etwa wie heute die 
Glocke schwingt, um sich bei Ausführungen 
der Abgeordneten der Freiheitlichen Partei 
über Presserechtsfragen und Meinungsfreiheit 
einzuschalten, massiert dagegen Stellung neh· 
men. 

Alles das wäre vermeidbar, bis zum "Hin­
ausschmiß" des Fernsehens durch den Prä­
sidenten dieses Hauses, bis zum Stoppen des 
Tonbandes während der Rede eines Frei­
heitlichen, eines Tonbandes, das seit zwölf 
Jahren immer mitgelaufen ist. Alles das 
wäre vermeidbar, wenn wir diese Fragen ein­
mal einer eindeutigen Beratung und Klärung 
zuführen würden, wenn wir, die drei Frak­
tionen, tatsächlich sagen würden, was wir 
uns vorstellen und welche Vorschläge das 
Ministerium in fachlicher Hinsicht ausarbeiten 
soll. Damit haben wir uns ja noch keineswegs 
gebunden, wir können selbstverständlich nach­
her wenn der Entwurf kommt, da und dort 
no;h die eine oder andere uns notwendig er­
scheinende Änderung oder Verbesserung vor· 
nehmen. Aber es ist ein berechtigter Wunsch 
des Ministeriums, wenn es sagt: Sagt uns 
einmal, welchen der vielen möglichen Wege 
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wir überhaupt gehen sollen, wenn wir euch 
einen Vorschlag machen! Ich glaube, wir 
alle sollten die Pressefreiheit nicht nur immer 
im Mund haben, sondern sollten tatsächlich 
unseren Teil dazu beitragen. 

Der Strick, der da draußen gespannt ist, 
ist eine österreichische Lösung. Er soll näm­
lich nur zeigen, daß wir Abgeordnete einen 
Raum haben, den der Journalist nicht be­
treten soll. In Wirklichkeit kann ja sowieso 
jeder Journalist mit einem Abgeordneten 
hereingehen. Aber dieser symbolische Strick . . .  
(Abg. Lola Solar : Das von dem Strick haben 
Sie gestern oder vorgestern auch schon gesagt I) 
Frau Collega! Von diesem Strick rede ich, 
seitdem er da ist, und darüber werde ich 
immer reden! Denn irgendwie ist es auch ein 
"geistiger" Strick I Wir wollen uns hinter 
einer Barriere verschanzen. Mit diesem Strick 
hat es begonnen, und damit, daß Ihr General­
sekretär Dr . Withalm heute sagt: Die Frei. 
heitlichen sind uns unangenehm, von denen 
darf nur mehr zwei Minuten übertragen 
werden!, endet es. Übermorgen kann es da­
mit enden, daß beispielsweise - ich habe 
das sehr oft als Warnung gesagt - der ÖVP 
ein Mandat auf die Mehrheit fehlt und die 
Sozialisten dann auf Grund ihrer Mehrheit 
sagen: Die ÖVP übertragen wir überhaupt 
nicht mehr I Sie können gar nichts dagegen 
sagen, denn Sie kommen damit in jenes 
geistige KZ hinein, das Sie jetzt errichtet 
haben. Frau Kollegin, das ist bedenklich! 
(Abg. Lola So lar: Wir werden kein KZ er­
richten I) 

Seien Sie mir nicht böse, wenn ich sage: 
Es ist eine Aufgabe freiheitlicher Abge­
ordneter, in jedem Parlament vor solchem 
Extremismus zu warnen. Dieser Strick, dieser 
Hinausschmiß des Fernsehens und dieses 
Stoppen des Tonbandes, a11 das sind bedenk­
liche Zeiterscheinungen ! Es ist nur bedauer. 
lieh, daß das eine Partei immer erst dann 
einsieht, wenn sie in Opposition ist. Ich 
glaube, die sozialistische Fraktion sieht heute 
manches, was ich ihr seinerzeit gesagt habe, 
ein. Fra u CoUega! Denken Sie daran: Keine 
Mehrheit ist "betoniert", jede Partei kann 
einmal die Mehrheit verlieren. Wir Frei­
heitlichen könnten Ihnen gar nicht helfen, 
wenn die Roten die absolute Mehrheit haben 
und sagen: Für euch genügt eine Minute; 
und für uns genügen vielleicht sogar zwei 
Minuten. Wir wissen nicht, wie großzügig 
sie in einem solchen Falle sein würden. (Abg. 
Lola Solar: Sie sprachen schon einige Male 
vom Strick !) Ich habe den Strick, wenn Sie 
es genau wissen wollen, heute zum dritten 
Mal gebracht. Ich werde über ihn j edes Jahr 
wieder sprechen, solange dieser Strick be­
steht und solange wir uns nicht dazu auf-

raffen können, einmal tatsächlich die Si­
tuierung, die Rolle der Presse in diesem 
Staate eindeutig festzulegen, zu klären, die 
Grenzen, die Rechte, aber auch die Pflichten 
abzustecken. Solange wir das nicht tun, 
solange wir die Zügel schleifen lassen, so­
lange müssen wir es immer wieder erleben, 
daß solche Zwischenfälle nicht nur das Par­
lament, sondern auch die Öffentlichkeit in 
einem gewissen Grade erschüttern. 

Ich darf mich nun, Herr Minister, einem 
anderen Kapitel zuwenden. Wir haben die 
angekündigte Novelle zum Richterdienstgesetz 
bekommen. Entschuldigen Sie, wenn ich 
hier offen bekenne: Ich bin infolge der Budget­
beratungen noch nicht dazugekommen, es 
zu studieren. Ich möchte also nur fragen, ob 
in dieser Novelle alle jene "Vormerkungen", 
die wir seit einiger Zeit, bis in die jüngste 
Zeit hinein, hatten, geregelt sind. Ich glaube, 
eine der jüngsten war - da gab es eine An­
frage meines Fraktionskollegen Dr. Tongel -
die Dienstenthebung eines Richters. Ich weiß 
nicht, ob das geregelt ist oder nicht. Dann 
darf ich aber bitten, daß man zumindest 
die Mitglieder des Justizausschusses infor­
miert. Wir Freiheitlichen gehören dem Justiz­
ausschuß nicht mehr an, ich darf Sie aber 
bitten, diese Frage doch zumindest in den 
Vormerkkalender aufzunehmen. Denn hier 
ist eine Änderung der Rechtslage gegenüber 
früher, als das Richterdienstgesetz von diesem 
Haus beschlossen worden ist, eingetreten. 
Ich war damals im Justizausschuß und bin 
bei einer Änderung nicht bewußt mitge­
gangen. Ich gebe ehrlich zu: Ich wußte 
überhaupt nichts von der Tatsache dieser 
Änderung. Ich kann mir vorstellen, daß 
auch die anderen Mitglieder des Justizaus­
schusses darüber nicht informiert waren. Ich 
möchte aber bitten, daß in einem solchen 
Falle das Justizministerium die Abgeord­
neten schon rechtzeitig aufmerksam macht, 
weil man als Abgeordneter bei der Fülle 
der Arbeit ganz ausgeschlossen eruieren kann, 
welche Folgen ein neues Gesetz hat. 

Um es jetzt konkret zu sagen: Es war 
die Anfrage, die mein Fraktionskollege Dr. van 
Tongel bezüglich eines Kärntner Richters 
gestellt hat, der in Konkurs gegangen ist. 
Das hat eine ganze Fülle von Schwierigkeiten 
hervorgerufen. Die erste Schwierigkeit be­
steht darin, daß fast alle Richter - aber 
das kann man hier nicht regeln - befangen 
sind und seit Jahren das Konkursverfahren 
nicht weitergehen kann, weil einfach keine 
Richter da sind, die das erledigen. 

Zweitens ist dabei bedenklich, daß der 
Richter, der in Konkurs ist, nun weiterhin 
im Amt, also nach wie vor als Richter tätig 
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ist. Es steht zum Beispiel nichts dem ent­
gegen, daß er Konkursrichter wird. Dagegen 
bestehen überhaupt keine Bedenken. Es 
braucht nur am 1. Jänner die Geschäftsein­
teilung geändert zu werden. Das halte ich 
doch für bedenklich, da die Möglichkeit be­
steht, daß ein Richter, der selber in Konkurs 
geht, nun nach einer neuen Geschäftseinteilung 
selbst zum Konkursrichter bestellt werden 
könnte. Ich zweifle nicht daran, daß niemand 
diesen gewagten Weg gehen wird. Aber dies 
wäre möglich. Ich glaube, vor solchen Mög­
lichkeiten müßte man sich schützen. 

Drittens ist die in meinen Augen sehr 
bedenkliche Entscheidung hinsichtlich der Ge­
haltspfändung anzuführen, wobei der Masse­
verwalter der Ansicht war, man müsse so 
wie bei jedem anderen Gemeinschuldner einen 
Teil des Gehaltes zur Befriedigung der Gläubi­
ger einbehalten, und wobei - ich glaube, sogar 
in der letzten Instanz - entschieden worden 
ist, daß der Gehalt des Richters unpfändbar 
ist, weil er ihn zur Gänze. zur Führung eines 
standesgemäßen Lebens braucht. Ich will 
jetzt nicht eine Diskussion darüber aufrollen, 
ob das notwendig ist, aber ich kann mir 
vorstellen, daß das natürlich zur Folge hat, daß 
eines Tages beispielsweise die Gewerkschaft 
kommt und sagt: Ein standesgemäßes Leben 
muß der Beamte genauso führen, müssen 
Angehörige dieses Kreises und jen�s Berufs­
standes führen. Es wird also dann für einen 
Bankdirektor ein Gehalt von 25.000 S not­
wendig sein, damit er ein standesgemäßes 
Leben führen kann. Mit anderen Worten: 
Wir werden bald überhaupt keine Lohn- oder 
Gehaltspfändungen mehr durchführen, weil 
jeder nachweisen kann - jede Berufsorgani­
sation und jede' Standesorganisation 
wird das gerne bestätigen , daß der 
Betreffende nicht mehr verdient, als er zu 
einem standesgemäßen Leben braucht. 

Abgesehen davon halte ich eine solche 
letzten Endes doch viel diskutierte Ent­
scheidung schon deswegen für bedenklich, 
weil wir keine Klassenjustiz, keinen Richter­
staat wollen. Wir wollen dem Richter eine 
Sonderstellung geben, aber diese Sonder­
stellung darf nicht darauf hinauslaufen, daß 
er dann, wenn er in Konkurs geht, besser als 
andere gestellt wird, daß sein Gehalt nicht 
gepfändet werden kann. Hier besteht nämlich 
die Gefahr, daß die Institution des Richters, 
dem wir gerne eine besondere Stellung ein­
räumen und den wir gerne unterstützen wollen, 
in den Augen der Öffentlichkeit in Mißkredit 
gerät. 

Ich darf hier unsere auch schon einmal 
erhobene Forderung nach Spezialausbildung 
der Richter wiederholen. Sie wurde bereits 

angebahnt, doch das müßte in stärkerem Maße 
geschehen. Es werden ja auch die "Partner" 
des Richters - ich möchte jetzt nicht miß­
verstanden werden -, die "Kontrahenten" 
des Richters, immer mehr spezialisiert; egal 
ob das jetzt im Strafrecht oder Zivilrecht ist, 
es ist dies auf allen Gebieten der Fall. Heute 
kommen Monsterwirtschaftsprozesse auf den 
Richter zu, er muß Fragen lösen, mit denen 
er auf Grund seiner normalen juristischen Aus­
bildung überhaupt nicht fertigwerden kann. 
Genauso spezialisieren sich heute die 
"Fachkräfte" - unter Anführungszeichen -
auf dem Gebiete des Strafrechtes immer mehr. 
Heute wird vom Richter wesentlich mehr 
verlangt, als es etwa vor 50 Jahren oder im 
vorigen Jahrhlmdert der Fall war. 

Nun besteht die Gefahr, daß sich der Richter 
in immer stärkerem Maße auf den Sachver­
ständigen verlassen und zurückziehen muß. 
Hier habe ich Bedenken. Ich melde diese 
Bedenken sogar von rechtsstaatlicher Sicht 
her an. Es gibt heute eine ganze Reihe von 
Verfahren und Prozessen, die praktisch 
- "praktisch", möchte ich noch einmal 
sagen, um nicht mißverstanden zu werden -
vom Sachverständigen entschieden werden. 
Der Richter hat gar nicht die Möglichkeit, 
auf Grund seiner Ausbildung und auf Grund 
seines Wissens, die Haltung des Sachver­
ständigen zu überprüfen. 

Ich wiH keinem Sachverständigen nahe­
treten, aber ich erlaube mir als Praktiker zu 
sagen: Es ist mir immer dann, wenn mir ein 
Sachverständigengutachten unangenehm war, 
gelungen, durch einen anderen Sachverstän­
digen ein mir etwas angenehmeres Gutachten 
herbeizuführen. Man kann nämlich jede Frage, 
vor allem jede Frage, die der freien Beurteilung 
und Beweiswürdigung unterworfen ist, in ver­
schiedener Hinsicht prüfen und abwägen. 

Hier beginnt das Dilemma, hier muß der 
Richter die notwendige Ausbildung haben, 
um selbst den Sachverständigen weitgehend 
führen und kontrollieren zu können. Die 
Bedenken, die wir also im Augenblick haben, 
sind, daß die Position des Sachverständigen 
eine immer stärkere Rolle im Verfahren 
bekommt und daß er letzten Endes heute 
schon einen Großteil der Entscheidungen 
herbeiführt. 

Vvenn ich gerade beim Thema des Personals 
bin, will ich noch eine kurze Frage stellen. 
Ich habe irgendwo gelesen, daß 150 Vertrags­
bedienstete eingespart worden sind. Das sind 
natürlich die "kleinen" Schreibkräfte, aber 
geriau jene, die fehlen. Ich bin in Wien - das 
möchte ich gleich sagen - berufsmäßig kaum 
zu Hause, aber ich habe Wiener Kollegen an­
läßlich einer Tagung in Salz burg klagen 
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gehört, daß bei den Bezirksgerichten Innere 
Stadt und Hernals Schreibkräfte in spürbarem 
Umfange fehlen und daß dadurch Verzögerun­
gen in den Ausfertigungen eintreten. 

Ich darf hier, Herr Minister, gleich eine 
Bitte sagen. Wenn ich so etwas vorbringe, dann 
ist das eine Anregung und keine bösartige 
Kritik. Ich habe es nämlich erlebt, daß ich 
hier etwas gesagt habe, und dann ist ein 
Rundschreiben an die Gerichte hinausgegan­
gen, daß sich der Abgeordnete Zeillinger über 
Verzögerungen beschwert hat. Ich beschwere 
mich nicht, sondern ich frage nur: Kann 
man 150 Vertrags bedienstete einsparen - was 
durchaus begrüßenswert ist -, wenn auf der 
anderen Seite Gerichte nach Schreibkräften 
rufen und wenn auch tatsächlich festgestellt 
wird, daß der Mangel an Schreibkräften 
bereits zu gewissen Schwierigkeiten führt 1 

Oder sind die 150 eingesparten Vertrags­
bediensteten solche gewesen, die wir ohnehin 
nicht hatten � Dann bitte ich, das auch offen 
dem Parlament zu sagen, dann ist ja an und 
für sich nichts eingespart worden, sondern es 
ist jene Praxis geübt. worden, die wir bei der 
Regierung wiederholt festgestellt haben, daß 
man eine Personaleinsparung vortäuscht, in­
dem man einfach Posten, die man nicht be­
setzen kann, weil die Leute nicht vorhanden 
sind, streicht und dann so tut, als ob es eine 
echte Reform oder Verwaltungsvereinfachung 
wäre. 

Wenn das echte Kräfte waren, die einge­
spart worden sind, dann frage ich, ob es nicht 
zweckmäßig gewesen wäre, das eine oder andere 
an Schreibkräften notleidende Gericht etwas 
besser auszustatten. Oder war das nur ein 
Streichen von auf dem Papier stehenden 
Posten, die schon seit Jahren nicht mehr 
besetzt sind 1 

Und weil ich hier gerade den Umstand der 
längeren Dauer gewisser Gerichtsfälle ange­
führt habe, darf ich hier gleich die Frage 
wiederholen - gerade wir Abgeordnete werden 
immer wieder gefragt -, woran es liegt, daß 
gewisse Fälle eine verhältnismäßig lange Zeit 
dauern. Ich will gleich sagen: Ich bin mir 
vollkommen bewußt, daß gewisse Schwierig­
keiten des Verfahrens bei bestimmten Fällen 
eine lange Zeitdauer bedingen. Insbesondere 
möchte ich in Erinnerung rufen, daß ein 
Verfahren jenes gegen Sektionschef 
Weikert - nur wegen einer Blinddarmopera­
tion, ich glaube, abgebrochen worden ist. Nun 
muß ich an Sie, Herr Minister, die allerdings 
sehr unjuristjsche Frage richten: Dauert die 
Blinddarmoperation wirklich so lang, als jetzt 
diese Unterbrechung des Verfahrens ist, oder 
liegen hier andere Umstände vor 1 Es gibt 
sicherlich auch komplizierte Blinddarm-

operationen, aber das muß man halt dann 
der Öffentlichkeit auch zur Kenntnis bringen. 

Das Bedauerliche daran ist - ich möchte 
das aus der Verbindung mit den Wählern 
heraus sagen -, man glaubt, daß die Justiz ?abei irgendwie mitspielt. Ich sage ganz offen, 
lOh bestreite das aus ehrlicher Überzeugung 
immer wieder. Aber dadurch, daß die Öffent­
lichkeit sehr oft die wahren Gründe nicht 
kennt, kommt die Justiz in einen falschen 
Verdacht. Und da wäre es, wie ich glaube, 
notwendig, gerade vom Standpunkt des 
Ressortministers aus, im Interesse der Justiz 
solche - sagen wir - übermäßig lang an­
dauernden Blinddarmoperationen aufzuklären. 

Ich darf nun noch zum Thema der Schließung 
von Bezirksgerichten - ebenfalls nur mit 
einem Satz - den Standpunkt der Freiheit­
lichen wiederholen. Wir haben keineswegs 
eine Scheu, irgendeine Reform durchzuführen. 
Wir glauben, daß es angesichts der verän­
derten Verhältnisse - die Bevölkerungsdichte 
und die Verkehrsverhältnisse haben sich im 
letzten Jahrhundert völlig verändert - sicher 
notwendig sein wird, im Zuge einer Reform 
da und dort ein Bezirksgericht zu schließen. 
Ich wiederhole nur, daß dann selbstverständ­
lich jeder davon betroffene Bürgermeister 
protestiert und verlangt, daß gerade das 
Bezirksgericht in seinem Ort offenbleibt. 
Das wissen wir. Ich bin als Abgeordneter 
durchaus bereit, das Ministerium bei seinen 
Bemühungen zu unterstützen, welUl 

. 
es in 

einer guten Zusammenarbeit geschieht, wenn 
man solche Vorhaben rechtzeitig mit den 
örtlichen Behörden und mit den örtlichen 
Gl'ößen abspricht und versucht, ihnen den 
sachlich sicher gerechtfertigten Standpunkt 
nahezulegen, wobei da und dort Sonderwünsche 
durchaus zu berücksichtigen sein werden. 
Das sind etwa die Amtstage. Ich glaube, 
daß das Ministerium ohnehin in dieser 
Hinsicht eine entsprechende Großzügigkeit 
ins Auge gefaßt hat. 

Ich glaube auch, daß das Belassen des 
Grundbuches in der einen oder anderen 
Gemeinde, wo ein Bezirksgericht aufgelassen 
wird, unter Umständen eine Möglichkeit wäre. 
Das wird sicher von jenen Politikern begrüßt 
werden, die durch größere Grundbuchs­
transaktionen und Häuserankäufe in den 
letzten Wochen und Monaten etwas stärker 
in den Blickpunkt der Öffentlichkeit geraten 
sind, weil durch die Dezentralisierung der 
GlUndbücher die Erhebungen über die Grund­
und Hauskäufe sowie Verkäufe der Spitzen­
politiker dieses Staates doch etwas erschwert 
werden. 

Als nächstes komme ich 
für politische Flüchtlinge. 

zum Asylrecht 
Hier habe ich 

424 

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 64

www.parlament.gv.at



6070 Nationalrat XI. GP. - 75. Sitzung - 1. Dezember 1967 

Zeillinger 

eine kurze Frage: Ist es richtig, Herr Bundes­
minister, daß in der Praxis der Flüchtling 
aus Südtirol gegenüber dem Flüchtling etwa 
aus einem kommunistischen Staat schlechter­
gestellt ist 1 Das heißt mit anderen Worten, 
daß Flüchtlinge aus kommunistischen Staaten, 
wenn kein Einwand besteht, daß es sich um 
politische Flüchtlinge handelt, das Asylrecht 
zugestanden erhalten, daß aber der Flüchtling 
aus Südtirol dieses Asylrecht nicht zuge­
standen bekommt. Das wäre höchst bedenk­
lich. 

Ich darf zuerst einmal Ihre Aufmerksamkeit, 
Herr Minister, auf diese Frage lenken und Sie 
bitten, heute eine Erklärung abzugeben, damit 
wir noch in den nächsten Tagen und Wochen 
die - ich möchte fast sagen - uns von der 
Verfassung her vorgeschriebenen Schritte als 
Abgeordnete unternehmen können; denn ich 
glaube, es ist notwendig, daß hier tatsächlich 
allein das Gerücht beseitigt wird. Für uns 
Abgeordnete ist es bedrückend, wenn man 
uns immer wieder vorwirft: Wir werden hier 
schlechter behandelt, ich, Herr Soundso, 
habe das Asylrecht bis heute nicht bekommen; 
dort ist ein vollkommen gleichgelagerter 
Parallelfall, und der hat es bekommen. 

Ich weiß, Herr Minister, daß Sie diese 
Frage nun weiterreichen können, dessen bin 
ich mir vollkommen bewußt. Warum ich die 
Frage an Sie richte ? Weil ich Ihnen gesagt 
habe, Sie müssen das gute Gewissen der 
Regierung sein, Sie müssen der Regierung 
intern sagen: Es geht nicht! So wie wir 
unsere Staatsbürger nach der Verfassung 
nicht verschieden behandeln können, können 
wir auch die Flüchtlinge, die auf österreichi­
schen Boden kommen, nicht verschieden be­
handeln. Ich weiß, daß Sie nicht ressortzu­
ständig sind, aber Sie sind zuständig für den 
Rechtsstaat, für die Einhaltung der Ver­
fassung, des Geistes der Verfassung und der 
Gesetze. Mich würde nur interessieren, ob 
Ihr rechtsstaatliches Gewissen mit der Praxis 
der Regierung, der Sie angehören, überein­
stimmt und einverstanden ist. 

Eine andere Frage. Ist es möglich, daß 
Justizbeamte durch Landesgesetzgebung zu 
einer Tätigkeit verpflichtet werden können? 
Ich darf diese Frage, die mir in den letzten 
Tagen untergekommen ist, aufwerfen. Ich 
persönlich verneine sie, ich halte das nicht 
für so ohne weiteres möglich, ich bin aber 
bei dem Wiener Gesetz über den Grunderwerb 
durch Ausländer daraufgestoßen. Hier wird 
durch das Wiener Landesgesetz der Führer 
des Grundbuches verpflichtet, gewisse Prü­
fungen vorwegzunehmen, also zum Beispiel 
die Staatsbürgerschaft zu überprüfen. 

Nun die grundsätzliche Frage: Geht das 
in Ordnung? Ich muß offen gestehen, ich 
gebe die Frage, ohne noch selbst eine Antwort 
zu wissen, an Sie, Herr Minister, mit der 
Bitte um Antwort weiter, denn das ist ja eine 
Frage, die in einem föderalistischen Staat 
sicherlich uns alle in allen Ländern interessiert. 

Weiters möchte ich Ihre Aufmerksamkeit 
auf die verschiedene Rechtsprechung der 
Höchstgerichte und der verschiedenen Senate 
lenken. Ich weiß gen au , daß kein Minister 
und kein Ministerium irgendwie auch nur 
das geringste machen kann und soll, um in 
die Rechtsprechung einzugreifen, aber ich 
glaube doch, daß wir, die wir betroffen 
sind - das Ministerium genauso wie wir 
draußen im Leben -, uns mit diesen diver­
gierenden Entscheidungen und mit diesel' 
Tatsache nicht abfinden sollen, daß ",ir uns 
zumindest darüber beraten sollen, wie wir 
aus dieser Schwierigkeit, die uns die Höchst­
gerichte leider Gottes immer wieder bereiten, 
herauskommen. 

Ich habe noch zwei Bücher, über die ich 
Sie frage. Das eine ist das Buch - sicher dem 
Justizministerium bekannt - von Erich Raja. 
Hier sind verschiedene verantwortliche 
Funktionäre schwer angegriffen worden. Nun 
wird in der Öffentlichkeit behauptet, daß keiner 
klagt. Wenn das richtig ist - es sind der 
Öffentlichkeit keine Gründe bekanntgegeben 
worden, ich kenne sie nicht -, entsteht 
natürlich der Verdacht, daß alles das stimmt, 
was da drinnensteht. Wenn das stimmt, 
was da drinnensteht, dann können wir auf 
der anderen Seite wieder nicht schweigen 
und zusehen. Hier ist also ein Kreis, aus dem 
ich nicht herauskomme. 

Das zweite Buch ist das Buch von Simon 
Wiesenthai, das interessanterweise in der 
amerikanischen Ausgabe Angriffe enthält, die 
in der österreichischen Ausgabe weggelassen 
!,orden . sind. Die internationale Stellung 
Osterreichs erfordert es, daß man das, was 
drinnensteht, prüft. Entweder stimmt es, 
dann muß man etwas veranlassen, oder es 
stimmt nicht, dann muß man zumindest in 
irgendeiner Weise die Öffentlichkeit darüber 
informieren, daß es nach den Erhebungen, die 
wir gepflogen haben, nicht stimmt. 

Ich darf zum Schluß noch ganz kurz einige 
Punkte im Telegrammstil vor bringen. Immer 
wieder hören wir die Klagen: Wir haben 
ohnehin zuwenig Leute, wir haben keine 
Schreibkräfte, befreit uns etwas mehr von 
Berichten und von vermeidbaren Schrift­
sätzen. 

Ich weiß, das Ministerium wird sagen, daß 
da die Politiker schuld sind, weil sie so neu­
gierig sind und immer wieder fragen und 

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 64

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 75. Sitzung -- 1. Dezember 1967 607 1 

Zeillinger 

wir wieder rückfragen müssen. Aber wenn wir stellung. Sie werden vielleicht in diesem Hause 
dann in unsere Wahlkreise hinunterkommen, auch sehr oft eine Sonderbehandlung der Ab­
hören wir unten wieder die Klagen darüber, geordneten bemerkt haben. Der Justizminister 
was wir oben angerichtet haben. ist ein Minister, der, wenn es nicht sein muß, 

Tatsache ist, daß man vielleicht hier das nicht unbedingt in das Kreuzfeuer der politi­
eine oder andere vermeiden könnte. Ich muß schen Angriffe gestellt wird. 
als ein Mann, der mehr im praktischen Leben Diese Sonderstellung bürdet Ihnen aber eine 
steht, sagen : Ich finde es höchst unrentabel, besondere Verantwortung auf. Sie stehen 
wenn ich einen Staatsanwalt oder einen Unter- irgendwie, ich möchte sagen, für das rechtliche 
suchungsrichter sitzen und auf der Schreib- Gewissen innerhalb dieser Regierung. Sie ha­
maschine im Zweifingersystem die Protokolle ben auf die Rechtsstaatlichkeit der Maßnah­
schreiben sehe. Österreich ist nicht so reich, men der Regierung zu achten. Wir können 
daß es sich so teure Schriftführer leisten kann. einem Minister, der etwa kein Jurist ist, ohne 

Herr Bundesminister ! Wenn Sie sich ein weiteres zubilligen, daß er, wenn der Justiz­
bißehen im Ressort umsehen, ich könnte Ihnen minister nicht selber einen entscheidenden 
manchen Typ geben, was man einsparen Schritt setzt, sagt : Mich hat kein Mensch darauf 
könnte. Zum Beispiel die Maßnahme, daß I aufmerksam gemacht ! 
jedes Ferngespräch beim Präsidenten ange- Jener Justizminister eines Nachbarstaates meldet werden soll . Ich habe den Richtern, der einem ihm bedenklich erscheinenden Ge� die sich darüber. be�agt haben, ?esagt : Macht setz die Unterschrift verweigert hat _ ob zu et""'.�s, geh.t WIrklIch weg�� . Jedes Fernge- Recht oder zu Unrecht, das spielt jetzt über­sprach es hmunte: zu� Prasl�enten, mel�et I· haupt keine Rolle, er tat es, weil er es ganz euch an und sagt, Ihr mo�htet em F�.rngesprach einfach mit seinem Gewissen nicht vereinbaren 
17 km zum Gendarmerieposten fuhren. Ich konnte _ ist und bleibt für mich immer ein bin überzeugt, daß das nach drei Tagen dem leuchtend�s Vorbild. Präsidenten zu dumm ist. Abschließend möchte ich den Angehörigen Ich halte solche Maßnahmen, die vermeidbar des Justizressorts für ihre Leistungen danken. sind, für sinnlos. Der Richter, der hinuntergeht, Ich möchte noch einmal feststellen : Es ist und der Präsident, der in seiner Arbeit ge- nicht das Ressort, dem die freiheitliche Oppo­stört wird, kosten wesentlich mehr, als wenn sition den Schwerpunkt der Kritik zuwendet. ein Richter beispielsweise seinen Bruder, der Die Kritik, die wir bringen, kommt aus der 
4 km außerhalb des Ortes wohnt, anruft. Praxis, oder es sind grundsätzliche Bedenken Mit etwas weniger Verwaltung und etwas gegen die Regierungspolitik. Das ist der weniger Ver',"altungskram wäre hier sicher Grund, warum wir aus dieser grundsätzlichen mehr zu errelchen. 1 Haltung heraus diesem Kapitel unsere Zu-

Notiert habe ich mir noch, daß die Ansätze stimmung verweigern werden. 
des GebÜhrenanspruch.;gesetzes seit vielen Jah­
ren unverändert sind. Ich darf Sie also fragen, 
ob nicht doch einmal daran gedacht wird, 
diese Gebühren durch eine Novelle der Preis­
entwicklung anzupassen . 

Weil ich gerade dabei bin, möchte ich auch 
noch auf die Justizgebühren zu sprechen kom. 
men. Die 2 %  Prozent für Justizgebühren bei 
einem Wechselzahlungsauftrag führen in der 
Praxis dazu, daß der Wechsel, der eigentlich 
ein praktisches Verfahren sein sollte, so 
kostspielig wird, daß man manchmal besser 
daran ist, den Wechsel wegzuschmeißen und 
eine normale Klage einzubringen. Ich möchte 
dieses Problem aus der Praxis heraus kommen­
tarlos an Sie, Herr Minister, herantragen und zu 
überlegen geben, ob man hier nicht irgendwie 
Abhilfe schaffen sollte. 

Ich komme zum Schluß : Ich habe einiges 
Grundsätzliches gesagt und habe auch jene 
vielen kleinen Punkte, die an uns als Abge­
ordnete immer wieder herangetragen werden, 
vorgebracht. Ich darf mit dem Appell an Sie 
persönlich abschließen : Sie haben eine Sonder· 

Wir erwarten aber, obwohl wir diesem 
Kapitel die Zustimmung verweigern, daß Sie, 
Herr Minister, das rechtsstaatliche Gewissen 
der Regierung bleiben. Es würde uns freuen, 
wenn die Opposition eines Tages einmal diesem 
Kapitel ausnahmsweise die Zustimmung geben 
könnte. (Beifall bei der F pO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Kranzlmayr. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Meine sehr geehrten Frauen und 
Herren Kollegen ! Die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen hat das Jahr 1968 zum 
Jahr der Menschenrechte erklärt. Ich glaube 
nicht fehlzugehen, wenn ich annehme, daß 
der Herr Bundespräsident und die Bundes­
regierung zu Jahresbeginn Sonderbotschaften 
an die Bevölkerung richten und darin die 
Würde und den Wert der menschlichen Person 
bekräftigen und der Bereitschaft Ausdruck 
geben werden, die allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte zu erfüllen. 
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Ohne vorgreifen zu wollen, bin ich auch 
überzeugt, daß der Herr Präsident des Hauses 
und der Herr Vorsitzende des Bundesrates 
am 20. Jahrestag der Erlassung der Menschen­
rechte eine gemeinsame Festsitzung einberufen 
und der allgemeinen Erklärung der Menschen­
rechte gedenken werden. 

Hohes Haus ! Die Sonderbotschaften und die 
Festreden am 20. Jahrestag werden erst dann 
ernst genommen werden, wenn wir beweisen 
können, daß es sich nicht um Phrasen und 
schöne Worte gehandelt hat, sondern daß wir 
auch Taten gesetzt haben. Was meine ich 
damit 1 

Ich glaube, es wäre für Österreich beispiel­
gebend, wenn wir die Reformwerke des öster­
reichischen Rechtswesens, die dem Hohen 
Hause am Anfang des kommenden Jahres oder 
im Laufe des Jahres 1968 zugeleitet und zur 
Beratung und Beschlußfassung vorgelegt wer­
den, dem Geist der Menschenrechtskonvention 
anpassen und sagen können, wir haben diese 
Gesetze im Jahr der Menschenrechte mit dem 
Geist, der vor 20 Jahren in diese Rechte gesetzt 
wurde, erfüllt. 

Was sind das für Gesetze 1 Zweifellos das 
heute schon erwähnte neue Strafrecht, die Voll­
endung der Strafrechtsreform, das Straf­
prozeßänderungsgesetz, das Strafvollzugs­
gesetz, ein Militärstrafgesetz, das Gesetz über 
die Bewährungshilfe, ein Gesetz über die un­
gerechtfertigte Verurteilung und last not least 
das von meinem Vorredner erwähnte Presse­
recht. Fürwahr, eine ganz große Fülle von 
Arbeit, die uns im nächsten Jahr im Justiz­
ressort beschäftigen wird. 

HoheS! Haus I Meine Damen und Herren I 
Ich darf von dieser Stelle aus feierlich er­
klären : Wir, die Österreichische Volkspartei, 
bekennen uns zu diesen Reformwerken, er­
achten sie als absolut notwendig und werden 
alles daransetzen, daß wir zu einer einvernehm­
lichen Lösung und zu einstimmigen Beschlüssen 
bei all diesen Gesetzen kommen. Ich unter­
stütze voll und ganz den Standpunkt, den der 
Herr Kollege Dr. Broda schon vor längerer 
Zeit ausgesprochen hat und den heute Kollege 
Zeillinger bekräftigt hat, daß das neue Straf­
recht nicht ein Gesetzeswerk einer Gruppe von 
51  Prozent gegen eine Gruppe von 49 Prozent 
sein soll, ich möchte noch schärfer formulieren 
und sagen : nicht sein darf. Ich bin der Mei­
nung, daß auch das Strafprozeßänderungs­
gesetz und die übrigen Gesetze, von denen ich 
erwähnt habe, daß sie im nächsten Jahr das 
Hohe Haus beschäftigen werden, nach Mög­
lichkeit einstimmig beschlossen werden. Ich 
gebe der Hoffnung Ausdruck, daß sie von der 
ganzen Bevölkerung einheitlich anerkannt 
werden. 

Wir werden viel Arbeit haben. Es wird viel 
guter Wille erbracht werden müssen, sollen die 
Vorhaben gelingen und die mehr als zehn Jahre 
andauernden Vorarbeiten zur Erarbeitung des 
Strafrechtsentwurfes nicht umsonst gewesen 
sein. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Der Strafrechtsentwurf 1968 darf nicht das 
gleiche Schicksal erleiden, das den Ent­
würfen der Jahre 1867, 1874, 1912 und 1927 
zuteil wurde : daß sie zwar in das Hohe Haus 
gekommen, daß sie teils beraten, aber schließ­
lich nicht zum Gesetz erhoben wurden. Viel­
leicht klingt es grotesk, wenn ich sage, daß 
unser heutiges Strafgesetz vom Jahre 1852 
von Anbeginn an schon nicht als eine Dauer­
lösung gedacht gewesen ist. Aus der Er­
kenntnis, daß das mehr als hundert Jahre 
alte Strafgesetz den veränderten gesellschaft­
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Ver­
hältnissen nicht mehr entspricht, hat der 
Nationalrat im Jahre 1954 die Entschließung 
für eine Gesamtreform, zur Ausarbeitung 
eines gänzlich neuen Strafgesetzes gefaßt. 
Es wurde eine Kommission zur Ausarbeitung 
eines Strafgesetzentwurfes ins Leben gerufen, 
der anzugehören auch ich in der ersten Lesung 
die Ehre hatte. Der von der Kommission in 
zweiter Lesung mit Minderheitenvoten ver­
sehene Entwurf wurde als Ministerialentwurf 
zur Begutachtung ausgesendet und noch unter 
der Ressortleitung des Kollegen Dr. Broda 
1966 fertiggestellt. 

Herr Kollege Zeillinger, darf ich Sie nun 
auf einen Irrtum aufmerksam machen, der 
Ihnen unterlaufen ist. Sie haben sich mit 
aller Vehemenz dagegen gestellt, daß der 
Kommissionsentwurf eine Abänderung er­
fahren soll. Sie haben sogar gemeint, das 
könnte Anlaß sein, daß wir nicht zu einer 
gemeinsamen Beschlußfassung kommen. Sie 
ha ben anscheinend völlig vergessen, daß schon 
der Entwurf 1964 und erst recht der Ent­
wurf 1966 weit vom Kommissionsentwurf 
abgegangen ist. Und ich sage, das war recht 
so, denn selbstverständlich hat der damalige 
Ressortleiter, Kollege Dr. Broda, all die 
Einwendungen, all die Vorschläge, die im 
Begutachtungsverfahren gemacht wurden, 
überprüft und - soweit es ihm und seinem 
Ressort zweckdienlich gewesen ist - berück­
sichtigt, sodaß wir nicht mehr davon reden 
können, daß der letzte Broda-Entwurf mit 
dem Kommissionsentwurf identisch gewesen 
ist. (Abg. Z e i l l inger :  Wer hat das behauptet, 
Herr Kollege ? Das ist ein Irrtum ! Ich bin 
ja kein Sozialist 1) Dann müssen Sie aber 
auch das Zugeständnis machen, daß der neue 
Ressortleiter, auch aus bestimmten Gründen, 
auf die ich noch kommen werde, Änderungen 
im Regierungsentwurf vornimmt, den er dann 
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ins Hohe Haus bringt. (Abg. Zeil l inge r:  
Das ist ein Irrtum, Herr Kollege ! Ich war 
ja auch mit dem Kollegen Broda nicht ein­
verstanden !) Dann hätten Sie das hier aber 
auch ein bißehen deutlicher feststellen müssen. 
(Abg. Zeil linger :  Herr Kollege ! Wir haben 
große Auseinandersetzungen gehabt, als Sie 
einander noch umarmt haben !) So arg war 
das auch nicht, andererseits ist das Verhält­
nis zwischen Ihnen und dem Herrn Minister 
Broda nie schlecht gewesen. Ich glaube, als 
Verbindungsmann haben Sie ganz gut funk­
tioniert. (Lebhafte Zustimmung bei der O VP. ­
Abg. Dr. Broda : Herr Kollege Kranzlmayr, 
aber auch Sie waren oft ein guter Verbindungs­
mann I) Selbstverständlich, denn letzten Endes 
haben wir damals und insbesondere habe ich 
damals (Abg. Zei l l inger :  Ich habe mich 
getraut, gegen Broda zu stimmen, Sie nicht 1 -
der Präsident  gibt das Glockenzeichen) schon 
den Beweis liefern wollen, daß wir ein ge­
meinsames Werk zustande bringen sollen, 
und da war es oft nicht schlecht, auch in pri­
vaten Aussprachen so manches aus dem Weg 
zu räumen, was vielleicht in der Kommis­
sionssitzung nicht möglich gewesen ist. (Abg. 
Dr. Broda: Richtig ist nur eines : daß ich 
Sie, Herr Kollege Kranzlmayr, nie als Ver­
bindungsmann zum Kollegen Zeillinger be­
mühen mußte !) Es wäre Ihnen vielleicht 
auch schwergefallen, das zu tun, und ich 
hätte mich nicht sehr dafür geeignet. 

Ihr Entwurf, Herr Kollege Dr. Broda, 
ist 1966 nicht mehr zur Versendung gekommen. 
Einige Persönlichkeiten - auch ich durfte 
mich darunter zählen - haben den Entwurf 
von Ihnen zugestellt bekommen, und wir 
hatten daher Gelegenheit, diesen letzten Ent­
wurf auch zu studieren. Aber, Hohes Haus, 
ich möchte hiezu ausdrücklich feststellen, 
daß dieser Entwurf - ich habe es schon ge­
sagt, und ich sage es nochmals - eine An­
zahl von Vorschlägen aus dem Begutachtungs­
verfahren berücksichtigt hat und daß manche 
vorerst strittige Bestimmung durch eine Kom­
promißformulierung außer Streit gestellt wer­
den konnte. 

Trotzdem haben sich aber weiteste Kreise 
auch mit diesem letzten Entwurf noch nicht 
abgefunden. Es ist gar kein Geheimnis -
um es gleich vorweg zu sagen -, es handelt 
sich nicht nur um die sogenannten heißen 
Eisen im Strafrechtsentwurf, über die meines 
Erachtens in der letzten Zeit viel zuviel dis­
kutiert wurde, die meines Erachtens viel zu 
sehr hochgespielt wurden, als daß es zu einer 
vernünftigen Lösung in der allernächsten 
Zeit kommen wird. Ich meine hier die Materie 
der Leibesfruchtabtreibung und der Homo­
sexualität. Aber, Herr Bundesminister Doktor 
Broda, das war Ihnen auch damals nicht 

unbekannt, weshalb auch von Ihnen - das 
sei kein Vorwurf, sondern eine Anerkennung -
Kontaktgespräche mit der katholischen Kirche 
gesucht und begonnen wurden und in mehreren 
Gesprächen Ihre Ansicht mit der des Kardinals 
in Verbindung gebracht wurde. 

Universitätsprofessor Klecatsky, der neu in 
den Justizpalast eingezogene Ressortleiter , 
setzte Ihre Besprechungen, Herr Kollege 
Broda, mit dem Ziele fort, zu den umstrit­
tenen Fragen einvernehmliche Lösungen zu 
finden. Ich glaube, daß der Entwurf 1968 
so gestaltet werden konnte, daß seine Tat­
bestände von der Bevölkerung als straf­
würdig empfunden werden und schon auf 
Grund der Naturrechtsordnung als unerlaubt 
angesehen werden. 

Der Strafgesetzentwurf - Herr Kollege 
Zeillinger, ich kann es Ihnen nicht ersparen, 
das zu sagen - wird daher ein etwas anderes 
Gesicht haben als der Kommissionsentwurf 
und der letzte Entwurf des Kollegen Dr. Broda.. 
(Abg. Zei l l ing e r :  Etwas I) Aber die Richter­
tagung, die vor zwei Wochen stattgefunden 
hat und die sich mit dem Strafrechtsentwurf 
1968 beschäftigt hat, hat ihn einmütig gut­
geheißen. Das sollte doch auch für uns ein 
gutes Omen sein. Ich darf Sie jedoch be­
ruhigen und die Versicherung abgeben, daß 
das Werk der Kommission im großen und 
ganzen erhalten geblieben ist und bei dieser 
Abänderung des Entwurfes keinesfalls von 
dem Gedanken ausgegangen wurde : Was 
du bisher angebetet hast, das verbrenne, 
und was du bisher verbrannt hast, das bete an. 

Das Gesicht des Entwurfes hat sich auch 
insofern verändert, als durch manche Änderun­
gen die Selbstverantwortlichkeit eines jeden 
auf Grund des freien Willens wieder stärker 
herausgestellt und die Abhängigkeit des Men­
schen von Anlage und Umwelt zurückgedrängt 
wurde. Selbstverständlich können wir weiter­
hin von einem Täterstrafrecht sprechen, aber 
neben den vielleicht zu stark in den Vorder­
grund gestellten Resozialisierungsgedanken 
kommt der Sühnegedanke - durch Er­
höhung einiger Straf sätze - im Entwurf 
1968 mehr als bisher wieder zum Ausdruck. 

Hohes Haus ! Ich bin überzeugt : Das Re­
formwerk wird nicht scheitern - nun einige 
Beispiele der Abänderungen dieses Entwurfes 
1968 - ,  wenn zum Beispiel die Untergrenze 
für das außerordentliche Milderungsrecht, wenn 
die Tat mit lebenslanger Freiheitsstrafe be­
droht ist, statt, wie im Entwurf 1966 ein Jahr 
zu betragen, auf drei Jahre erhöht werden soll ; 
oder wenn bei Einweisung in die Sicherungs­
verwahrung die Strafe bereits verbüßt sein 
muß und die Sicherungsverwahrung erst an­
schließend verhängt wird ; oder wenn als 
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Verjährungsvoraussetzung, wie es im heutigen 
Strafrecht gültig ist, die Schadensgutmachung 
nach Kräften wieder eingeführt wurde ; oder 
wenn der Widerruf einer bedingt ausgespro­
chenen Strafe obligatorisch ist, wenn in der 
ProbezeIt ein Verbrechen begangen wurde 
und diese Handlung nicht so gering eingeschätzt 
wurde, daß die Strafe bedingt verhängt wurde. 

Nun noch einige andere Beispiele : Die 
Strafdl'Ohung wurde in einigen Fällen, so zum 
Beispiel beim Tatbestand des Kindesmordes 
und der Zuhälterei, erhöht. Bei Notzucht und 
Beischlaf mit Unmündigen, deren Altersgrenze 
um ein Jahr erhöht werden soll, soll die be­
dingte Strafnachsicht ausdrücklich ausge­
schlossen sein. Ich glaube, das wird doch von 
allen akzeptiert werden können. Im Hinblick 
auf die Herabsetzung verschiedener Straf­
drohungen sollen schwer strafbare Hand­
lungen dennoch als Verbrechen statuiert wer­
den. So erscheint die Herabsetzung der Ver­
brechensgrenze auf eine Strafdrohung von mehr 
als drei Jahren nicht nur geboten, sondern 
gerechtfertigt. 

Meine Frauen und Herren Kollegen ! Zur 
Frage der Strafbarkeit der Homosexualität 
unter Erwachsenen habe ich meinen persön­
lichen Standpunkt . - und es kann sich nur 
um einen persönlichen Standpunkt handeln ­
schon vor kurzem in den "Salzburger Nach­
richten" deponiert. Ich glaube, hier auch den 
Vorschlägen des Kollegen Dr . Broda folgen zu 
können. Ich habe es schon zum Ausdruck ge­
bracht : Ich werde mich dafür einsetzen, daß 
hinsichtlich dieses Tatbestandes auch im Klub 
der ÖVP die freie Abstimmung gewährleistet 
wird, sodaß jeder Abgeordnete nach seinem 
Gewissen völlig frei entscheiden soll, ob die 
Homosexualität unter Erwachsenen strafwürdig 
zu sein hat oder nicht. 

Weil das neue Strafrecht zweifellos das größte 
legistische Vorhaben, das entscheidendste Ge­
setzeswer k in der Geschichte der Zweiten 
Republik darstellt, habe ich es an die Spitze 
gestellt. Es ist selbstverständlich, wenn das 
Strafrecht in materieller Hinsicht solche Ver­
änderungen erfährt, daß auch das Strafprozeß ­
änderungsgesetz notwendig ist, denn e s  muß 
das formelle Strafrecht dem materiellen ange­
paßt werden. Aber darüber hinaus ist eine 
Änderung des formellen Strafrechtes not­
wendig, weil es ja zum Teil mit der Menschen­
rechtskollvention nicht übereinstimmt. 

Selbstve�'ständlich - wir haben i m  Ausschuß 
SChOll daruber gesprochen - ist es auch höchste 
Zeit,  ein Militärstrafgesetz zu schaffen, das der 
heutigen Zeit angepaßt ist. Aber als Aller­
vordringlichstes betrachte ich die Schaffung 
eines Strafvollzugsgesetzes, weil - wieder 
einmal ein österreichisches Wunder ! - der 

österl'eichische Strafvollzug bis jetzt keine 
gesetzliche Grundlage erhalten hat. Die be­
stehenden Verordnungen sowie die einzelnen 
Hausordnungen der verschiedenen Vollzugs­
anstalten sind entweder ohne gesetzliche 
Grundlage erlassen oder nicht gehörig kund­
gemacht. Der Verfassungsgerichtshof hat 
schon mehr als einmal auf diese Dinge auf­
merksam gemacht. Hiezu haben wir bereits 
einen Regierungsentwurf im Hause, und wir 
können mit den Beratungen gleich zu Anfang 
des kommenden Jahres begi.nnen. 

Meine Damen und HelTen ! Strafvollzug ohne 
Gesetz ist für die Strafgefangenen problema­
tisch,  aber genauso für die Beamten der Voll­
zugsanstalten, denen ich hier einen Dank 
dafür aussprechen möchte, daß sie trotzdem 
in all den vergangenen Jahren ihre Pflicht so 
mustergültig erfüllt haben. Der Strafvollzug 
ist heute selbstverständlich anders als vor hun­
dert oder fünfzig Jahren. Damals hat man 
unter Strafvollzug nichts anderes verstanden, 
als die verurteilten Strafgefangenen zu be­
wachen, ihnen Sträflingskleider anzulegen und 
sie zu verköstigen. Aber auch im Strafvollzug 
muß der Grundsatz gelten, daß selbst der Ge­
strauchelte, der Verurteilte ein Mensch ge­
blieben ist, der in seinen Rechten nicht mehr 
geschmälert werden soll, nicht mehr ge­
schmälert werden darf, als es der Strafvollzug 
erforclert. Wir müss8n uns auch hier als Ziel 
vor allem die Resozialisierung, die 'Wieder­
eingliederung in die menschliche Gesellschaft 
vor Augen halten. Gerade bei diesem Gesetz 
werden wir beweisen können, ob wir das Jahr 
der Menschenrechte richtig verstanden haben. 
Aber dazu noch einige Worte. 

Menschlichkeit im Strafvollzug bedeutet 
nicht Disziplinlosigkeit,  Unordnung, Ver­
weichlichung, bedeutet nicht, die Straf­
gefangenen so zu behandeln, als wären sie in 
einem Sanatorium. Auch der Strafgefangene 
muß bei aller menschlichen Behandlung die 
Autorität spüren und wissen, daß vor allem er 
selbst die Schuld an den Beschränkungen seiner 
Freiheit, an seiner eingeengten Lebensführung 
trägt. Richtig ist : Der Strafvollzug soll ein 
Minimum an Härte, aber ein Maximum an 
Schutz für die Gesellschaft zum Inhalt haben.  
Das ist  leider nicht immer verstanden wOTden. 
Wenn der Herr Präsident dieses Hauses in 
einem Vergleich einmal von eülem Mädchen­
pensionat gesprochen hat, so möchte ich sagen : 
Es trifft auf alle Fälle zu, daß Strafanstalten 
keine l\:lädchenpensionate sind. 

In diesem Zusammenhang ist ganz inter­
essant, daß auch die Bundesrepublik Deutsch­
land nach einem Strafvollzugsgesetz Ausschau 
hält, weil es j a  dort meist nur Länderanord­
nungen gibt. Es scheint doch ein guter Ent-
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wurf unseres Strafvollzugsgesetzes zu sein, da 
sich die deutschen JustizsteIlen sehr interes­
sieren, wie wir nun den Strafvollzug aus­
führen. 

Meine Frauen und Herren Kollegen ! Zur 
modernen Strafrechtspflege gehört heute auch 
die Bewährungshilfe. Ich freue mich, dem 
Hohen Hause sagen zu können, daß wir in 
Oberösterreich mit dem Sitz in Linz einen 
Verein für Bewährungshilfe gegründet haben 
und daß kommenden Montag im Rathaus­
festsaal die konstituierende Sitzung dieses 
Vereines stattfindet. Dieser Verein wurde aus 
der überzeugung ins Leben gerufen, daß auch 
hier das Subsidiaritätsprinzip mehr leisten 
können wird, als wenn die Bewährungshilfe 
zentral organisiert wird. Es ist interessant , 
daß wir seit Jahren Bewährungshelfer haben, 
aber genauso wie bei der Diplomatischen 
Akademie bis heute keine gesetzliche Grund­
lage dafür. 

Vielleicht kann nur der die Notwendigkeit 
der Bewährungshilfe einsehen, der einmal 
erlebt hat, wie sich das Gefängnistor für einen, 
der seine Strafe verbüßt hat, wieder geöffnet 
hat. Man sieht es in der Großstadt weniger, 
eher in den kleinen Gefangenhausanstalten, 
wie der Mensch herauskommt, wie er versu cht, 
sich zurechtzufinden, und wie er oft nicht weiß : 
soll er nun wieder zu jenen gehen, die ihn 
vielleicht dorthin gebracht haben, die mit­
schuldig gewesen sind, daß er gestrauchelt 
ist, oder soll er sich den nächsten Rat und 
Trost im Wirtshaus holen ? Hier, glaube ich, 
ist der Beginn für die Resozialisierung des 
Menschen, für die Wiedereingliederung des 
Menschen gegeben, damit er das Gefühl be­
kommt, obwohl er nun Häftling gewesen ist , 
nicht allein in der Welt zu stehen. 

Meine Frau Kollegin Dr. Bayer hat vor 
kurzem sehr ausführlich über das Problem der 
Bewährungshilfe im Hause gesprochen. 

Ich stehe nach wie vor auf dem Standpunkt, 
daß wir dieBes Gesetz dringend brauchen, 
aber genauso behaupte ich, d�ß unB die Be­
währungshilfe nicht weiterbringen würde, 
wenn sie von hauptamtlichen Helfern allein 
getragen würde ; sie muß von einer möglichst 
großen Anzahl freiwilliger, ehrenamtlicher 
Helfer ausgeübt werden und darf keinem 
anderen Ziele dienen, als eben den Menschen 
wiederum in die menschliche Gesellschaft 
zurückzuführen. Es wird dies zweifellos 
leichter und eher ermöglicht werden, wenn 
nicht allein der staatliche Apparat kontrolliert 
und die Aufsicht ausübt, sondern wenn sich 
Menschen zur Verfügung stellen, die den der 
menschlichen Gesellschaft Entfremdeten, den, 
der sich ausgeschlossen, vereinsamt fühlt, 
erkennen läßt, daß er immer noch als Mensch, 

immer noch als ein Geschöpf Gottes gewertet 
wird. Auch dieses Gesetz wird vom Geist der 
Menschlichkeit erfüllt sein müssen. Wenn 
wir uns schon entschlossen haben, neue Wege 
zu gehen, dann sollen wir nicht nur mutig, 
sondern auch verantwortungsbewußt diese 
Wege beschreiten. 

Das zu schaffende Recht wird nicht nur den 
Ausdruck der Beziehungen zwischen den 
Menschen darstellen, sondern auch ein Spiegel­
bild der Zeit, in der es geschaffen wurde, sein. 
Ein Strafrechtslehrer hat einmal geBagt : Fragen 
des Strafrechts sind sicherlich keine GewisBens­
fragen, sondern es sind WissensfrageIl. 

Abschließend möchte ich sagen : Um ein 
Strafrecht und die Gesetze, die wir im nächsten 
Jahr beraten und beschließen werden müssen, 
so zu gestalten, daß sie von Dauer sind, 
daß sie entsprechend gewertet und gewürdigt 
sind, ist richtig, daß wir das Wissen verwerten 
müssen. Aber ich glaube, es wäre fahch, wenn 
wir das Wissen ohne Gewissen verwerten 
würden. Am schönsten wäre es, wenn es uns 
im nächsten Jahr, im Jahr der Menschen­

rechte gelänge, all diese Gesetzeswerke mit 
diesem Geist zu erfüllen und sagen zu können : 
Wir haben wiederum für eine größere Zeit­
spanne große Reformwerke vollendet. (Beifall 
bei der (j V P.) 

Präsident :  Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kleiner. Ich ert€ile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kleiner (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Vom Voranschlag her 
ist zur Beurteilung des Kapitels Ju'>tiz kaum 
etwas zu gewinnen. Der Mehraufwand gegen­
über dem Jahr 1 967 beträgt rund 100 Millionen 
Schilling, ein außerordentlich niedriger Betrag, 
der sich ziemlich genau zur Hälfte auf die 
Erhöhung der Bezüge der Bundesbediensteten, 
soweit sie im Justizressort tätig sind, und zur 
anderen Hälfte auf den Sachaufwand aufteilt. 
Im Sachaufwand sieht es auch nicht so aus, 
als ob etwa für die VerbeBserung der Rechts­
pflege, für die Ausgestaltung der Einrichtungen, 
für die Verbesserung der Beschaffenheit der 
Anstalten, der Justizbehörden in den Ländern 
oder der Justizanstalten etwas Brauchbares 
herauskommt, denn auch im Sachaufwand 
gehen 10 Millionen von den rund 50 Millionen 
auf Personalkosten, die allerdings für die 
Rechtspraktikanten und für S taatsanwalt­
schaftliche Funktionäre anfallen, und auf 
einige Ersatzbeschaffungen in den Arbeits­
betrieben, notwendige Einrichtungen in ein­
zelnen Gefangenhäusern. 

Zusammenfassend kann man zu den Budget­
ansätzen sagen : Es ist nichts herausgeKommen, 
was etwa dem Justizressort weiterhelfen könnte. 
Der Justizminister hat sich halt gegenüber 
dem Finanzminister nicht durchsetzen können. 
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Das ist eigentlich verwunderlich, wenn man 
sich daran erinnert, daß anläßlich der Beur­
teilung des Budgets 1967 der Herr Finanz­
minister von der Not des Justizressorts ge­
sprochen und einen Bericht angekündigt hat, 
der unter dem Titel "Über die Notlage der 
Justiz" am Anfang des heurigen Jahres hätte 
erscheinen sollen. Bisher hat man von diesem 
Bericht nichts zu sehen bekommen, man hat 
darüber auch nichts gehört, und es muß 
also angenommen werden, daß der Notschrei 
des Herrn Justizministers in den Hallen des 
Justizpalastes verklungen und auch in dieses 
Haus davon nichts gedrungen ist. 

Daher kann ich mich gleich der Justiz­
verwaltung im laufenden Budget jahr zuwenden. 
Ich möchte zunächst auf eine Angelegenheit zu 
sprechen kommen, die mir aus Kreisen der 
Richter bekanntgemacht wurde. Es handelt 
sich um die Institution der Gerichtsinspektoren, 
eine Institution, die es beim Justizministerium 
gibt und die durchaus legitim ist. Es besteht 
eine solche Einrichtung, die gewisse Inspek­
tionen vornehmen ,'loll, aber die Richter 
glauben Grund zu haben, sich darüber zu be­
klagen, daß die,'le Inspektion auf eine Weise 
geübt wird, die das Prinzip der richterlichen 
Unabhängigkeit anzutasten, wenn nicht zu 
beeinträchtigen geeignet ist. Was man da 
aus den Kreisen der Richter hört, ist in dieser 
Beziehung auch verständlich, wenn nicht 
sogar überzeugend. So sagt ein solcher 
Inspektor in seinem Inspektionsbericht, 
beim Richter Soundso kommen "auffallend 
häufig Freisprüche" vor, bei einem anderen 
wird gesagt, im Urteil wurden die "Strafzu. 
messungsgründe unrichtig festgestellt und ge­
würdigt", und bei einem dritten - das sind 
aber nicht alle Fälle, die da gekennzeichnet 
werden - wird gesagt, daß der Richter in der 
Strafsache Soundso eine nicht "unbedenk­
liche Beweiswürdigung" vorgenommen hat. 
Wenn das zutrifft - ich kann das ja nicht 
beweiswert behaupten -, dann ist das tat­
säch.lich ein Eingriff in 9.ie Unabhängigkeit 
der richterlichen Tätigkeit, eine Beeinträchti­
gung durch ein Organ des Justizministeriums, 
etwas, was sicherlich nicht in Ordnung ist. 

Der Herr Justizminister hat zu meinen 
Ausführungen im Finanzausschuß, wo ich 
das schon zur Kenntnis gebracht habe, ge­
meint, es handle sich bei diesen Inspektions­
fällen nur um abgeschlossene Verfahren. Selbst 
wenn das der Fall ist, erscheint mir das 
nicht glaubwürdig. Ich möchte damit den 
Herrn Minister nicht der Unwahrheit zeihen. 
Aber unabhängig davon bleibt es dann 
noch immer ein unberechtigter Eingriff in die 
richterliche Unabhängigkeit, in die Freiheit 
der richterlichen Entscheidungstätigkeit, der 

richterlichen Rechtsprechung. Denn wenn 
Rechtsfälle abgeschlossen, wenn Verfahren 
beendigt sind, ist das sicherlich auch durch 
die gerichtlichen Instanzen gegangen, und die 
haben für die Korrektur einer unrichtigen 
Beweiswürdigung oder anderer Vorgänge 
während eines Verfahrens gesorgt. Ich werde 
dem Herrn Minister - ich kann das auch 
gleich tun - das mir zugekommene Dokument 
überreichen (Redner überreicht Bundesminister 
Dr. Klecatsky Unterlagen), damit er Gelegenheit 
hat, das zu prüfen, worum ich ihn auch bitte. 

Nun möchte ich mich an die Ergebnisse 
der vorjährigen Budgetdebatte halten und 
auf einige Dinge zurückkommen, die in der 
Zusammenfassung des Herrn Justizministers 
zum Ausdruck gekommen sind. Der Herr 
Justizminister hat damals in Beantwortung 
meiner Ausführungen über die 'Notwendigkeit 
eines Gesetzes über die Sozialgerichtsbarkeit 
einige Ausführungen gemacht. Er hat 
damals schon darauf hingewiesen, daß große 
Schwierigkeiten und auch schwere verfassungs­
rechtliche Bedenken gegen den Entwurf seines 
Amtsvorgängers bestehen, und hat diese ver­
fassungsrechtlichen Bedenken in Vorträgen 
im Verlauf dieses Jahres wiederholt. Im 
Oktober, glaube ich, hat sich auch eine 
Expertentagung mit dem Entwurf über die 
Sozialgerichtsbarkeit beschäftigt und ist zu 
denselben Ergebnissen gekommen wie der 
Herr Justizminister. 

Ich möchte gar nicht bestreiten, daß viel­
leicht gewisse verfassungsrechtliche Bedenken 
bestehen, wenn man etwa daran denkt, daß 
im Schiedsgerichtsverfahren tatsächlich ein 
Instanzenzug von einer Verwaltungsbehörde, 
also im gegebenen Fall vom Sozialversiche­
rungsträger, an ein Gericht geht, was dem 
Prinzip der Trennung der Justiz von der 
Verwaltung in allen Instanzen nicht entspricht. 

Aber solche verfassungsrechtliche Bedenken 
wird man ja schließlich einmal irgendwie klar­
stellen können. Der Weg vom Justizmini­
sterium zum Bundeskanzleramt und umgekehrt 
ist ja  nicht so weit, daß die Herren sich nicht 
endlich einmal verständigen könnten. 

In den Zeitungen liest man im Zusammen­
hang mit den Besprechungen dieser Experten­
tagung, daß man hofft, im nächsten Jahr, 
also im Jahr 1 968, zwar noch nicht zur Lösung 
des Problems zu kommen, aber ihr wesentlich 
näher zu kommen. 

Herr Justizminister, das bedeutet also, 
daß die jahrelange Diskussion um die Sozial­
gerichtsbarkeit noch lange nicht zu einem 
Ende kommt und daß noch lange nicht mit 
einem Ergebnis zu rechnen ist. Ich darf im 
Namen der Interessierten - solche dürfen 
j a  schließlich auch zur Geltung kommen -, 
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im Namen der Arbeiterkammern und des 
Gewerkschaftsbundes geltend machen, daß 
wir dringend die Vorlage eines neuen Ent­
wurfes über ein Gesetz über die Sozialgerichts­
barkeit fordern und daß wir der überzeugung 
sind, daß sich ein solcher Entwurf in ver­
hältnismäßig ku�zer Zeit fertigstelIen läßt. 
Ich bitte Sie, Herr Justizminister, sich diese 
Aufga be angelegen sein zu lassen. 

Der Herr Justizminister hat auch im Ver­
laufe dieses Jahres bei verschiedenen Gelegen­
heiten und anläßlich eines Vortrages über die 
Laiengerichtsbarkeit gesprochen. Er hat zu­
nächst die Laiengerichtsbarkeit als eine nicht 
nur auf Österreich beschränkte Erscheinung 
des Rechtslebens, als besondere Errungen­
schaft des freiheitlichen, demokratischen 
Rechtsstaates gewertet und damit also auch 
die Laiengerichtsbarkeit gefeiert. Doch im 
Verlauf seiner Ausführungen hat er sich mit 
der Problematik der Laiengerichtsbarkeit 
beschäftigt, mit den Geschwornen, mit den 
Schöffen und mit den Beisitzern bei den 
Arbeitsgerichten und beim Schiedsgericht für 
Sozialversicherung. 

Auf die Geschwornengerichte möchte ich 
mich nicht einlassen. Das ist ein Problem 
besonderer Art. Ich möchte nur deponieren, 
daß ich dem Prinzip der Geschwornengerichte 
absolut zustimmend gegenüberstehe, aber ich 
übersehe auch nicht, daß manche Entscheidun­
gen der Geschwornengerichte Unverständnis 
in der Öffentlichkeit erzeugt haben. Das 
liegt in Diskussionsbereichen, die, würde ich 
mich jetzt darauf einlassen, sehr viel Zeit 
erforderten. 

Was mich aber besonders berührt, ist die 
Stellungnahme des Herrn Justizministers zur 
Laiengerichtsbarkeit bei den Arbeitsgerichten 
und bei den Schiedsgerichten der Sozial­
versicherung. Für die Schiedsgerichte der 
Sozialversicherung kann ich wiederholen, was 
ich schon gesagt habe : Da ist vielleicht ein 
wichtiges verfassungsrechtliches Problem durch 
die Störung des einheitlichen Instanzenzuges, 
also durch die Möglichkeit der Verletzung des 
Prinzips der Trennung der Justiz von der 
Verwaltung, zu beachten. Was die Arbeits­
gerichte betrifft, kann ich prima vista nicht 
verstehen, Herr Justizminister, was da von 
so einschneidender verfassungsrechtlicher Be­
deutung sein soll. 

Ich möchte vor allem darauf hinweisen, daß 
es sich doch bei Arbeitsgerichten und bei 
Schiedsgerichten für die Sozialversicherung 
um Einrichtungen handelt, die seit Jahrzehnten 
tätig sind. Ahnliche gerichtliche Einrichtungen 
wie die Schiedsgerichte hat es ja schon zur 
Zeit der Einführung der Kranken- und Unfall­
versicherung, also am Ende des vergangenen 

Jahrhunderts, gegeben. Diese Gerichte sind 
also seit langer Zeit tätig, und es hat alles 
verfassungsrechtlich so weit gehalten, daß noch 
niemand dagegen Einwendung oder Beschwerde 
beim Verfassungsgerichtshof erhoben hat. Ich 
möchte damit gar nicht sagen, daß man die 
Bestimmungen unseres Bundes-Verfassungs­
gesetzes etwa flagrant behandeln soll, aber 
ich habe den starken Eindruck - ich glaube, 
daß ich das im Verlauf meiner Rede noch 
einige Male werde sagen müssen -, daß der 
Herr Justizminister ständig von Sorgen um 
verfassungsrechtliche Schwierigkeiten bei ein­
fachen gesetzlichen Akten geleitet ist. 

Von den Arbeitsgerichtsbeisitzern möchte 
ich mir zu sagen erlauben: Sie gleichen den 
Schöffen fast in jedem Teil ihrer Belange. 
Sie sind Mitglieder des erkennenden Gerichtes, 
sie werden angelobt - die Schöffen vielleicht 
auf eine etwas eingehendere Art als die Bei­
sitzer beim Arbeitsgericht, aber die Funktio­
nen sind jedenfalls ungefähr die gleichen -, 
und die Art ihrer Berufung mit der Angelobung 
auf ihr Amt ist auch nicht wesentlich ver­
schieden. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Justizminister: 
Wie ist das bei den Kommerzialräten der 
Handelsgerichte ? Sind diese auch in diesen 
Beurteilungsbereich einbezogen 1 - Denn auch 
das sind Laien. Ich habe jedenfalls bei keinem 
Moment Ihrer Erwägungen über diese Dinge 
gehört, daß auch hier eine verfassungsrecht­
liche Unklarheit besteht. Ich möchte aber 
im Moment zugeben, Herr Justizminister, 
daß ich über die Art der Berufung der Kom. 
merzialräte bei den Handelsgerichten vor 
meiner Rede noch nichts gelesen habe. Viel. 
leicht werden Sie mich belehren können, daß 
dort verfassungsrechtlich alles in Ordnung ist. 
Ich vermute nur, daß es bei den Beisitzern 
des Handelsgerichtes nicht wesentlich anders 
sein kann als bei den Beisitzern der Arbeits­
gerichte. 

Weil ich schon gesagt habe, daß der Herr 
Justizminister ständig förmlich geplagt ist 
von der Sorge um die Integrität unserer Ver­
fassung, unseres Bundes-Verfassungsgesetzes, 
so möchte ich etwas, was erst ins Haus kommen 
wird, nämlich das Gesetz über den Obersten 
Gerichtshof, zitieren, von dem auch gesagt 
wird - ich glaube, diesmal mehr vom Bundes­
kanzleramt -, daß wesentliche verfassungs. 
rechtliche Bedenken bestehen. Es fällt mir 
im Moment ein, daß sie sich zu einem großen 
Teil auch gegen die Einrichtung des Judikaten. 
buches beim Obersten Gerichtshof richten. 
Auch hier handelt es sich um eine, man kann 
sagen, schon uralte Einrichtung, die die Richter 
selbst als sehr nützlich und notwendig vor 
allem im Interesse der Einheitlichkeit der 

425 
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Rechtsprechung betrachten, von der ja, 
glaube ich, Kollege Kranzlmayr oder Kollege 
Zeillinger gesprochen hat. 

Die Sorgen um die Verfassung haben den 
Herrn Justizminister auch in der Vorjahrs­
debatte über die kollektiven Mächte und über 
den Gewerkschaftsbund geplagt. Ich möchte 
nicht wiederholen, was ich damals ausgeführt 
habe, aber der Herr Justizminister hat ja 
in seinem Schlußwort zunächst einmal zuge­
geben, daß die Kammern und die Gewerk­
schaften oder der Gewerkschaftsbund durchaus 
legale Einrichtungen sind. 

Er hat dann auch gesagt, daß er immer 
und überall die großen Kammern und den 
Gewerkschaftsbund hoch gerühmt hätte, aber 
nach seiner Meinung müßte man doch etwas 
tun, um die Gewerkschaften und die großen 
Interessenvertretungen in eine engere recht­
liche Verbindung mit dem modernen Staat zu 
bringen. 

Das ist es, was ich nun doch nicht unbe­
sprochen lassen möchte. Ich möchte wieder­
holen, daß die Kammern und die Gewerk­
schaften rechtlich absolut geordnet sind, daß 
sie in der Verfassung integriert sind und daß 
es kaum etwas geben kann, was an dem der­
zeitigen rechtlichen Stand des Gewerkschafts­
bundes und der Kammern - aber die könnten 
wir, glaube ich, ausklammern - unvoll­
ständig oder verfassungsrechtlich bedenklich 
wäre. 

Ich möchte sogar behaupten : Wenn man 
an die Funktionen des Gewerkschaftsbundes 
nicht nur als Vertragspartner der Kammer der 
gewerblichen Wirtschaft denkt, sondern an 
seine doch so wichtige Funktion in der Wirt­
schaftspolitik, an die Anerkennung, die der 
Gewerkschaftsbund dadurch gefunden hat, 
daß er ein Mitglied der Paritätischen Preis­
und Lohnkommission und des Unterausschusses 
des Sozial- und Wirtschaftsbeirates ist, dann 
muß man folgendes sagen : Natürlich, an 
dieser Tatsache ist verfassungsrechtlich sehr 
viel herumspekuliert worden, daß da ein 
Instrument errichtet wurde, das keinerlei 
gesetzliche Basis hat und das Aufgaben übt, 
die eigentlich Vollziehungsaufgaben der Bun­
desregierung wären ; es ist zwar nicht so 
deutlich ausgesprochen worden, aber dem 
Sinn nach liegt da wieder ein schweres ver­
fassungsrechtliches Bedenken vor. Aber muß 
denn alles, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, was sich im Lande, im Staate, in der 
Gesellschaft regt und bewegt, verfassungs­
rechtlich gefaßt werden, muß alles irgendwie 
in gesetzliche Bestimmungen eingeklammert 
werden � 

Daß eine Institution wie der Sozial- und 
Wirtschaftsbeirat sich aus dem Zusammen-

wirken der Sozialpartner und der Wirtschafts­
partner konstituiert hat und sich die Bundes­
regierung dieses Organs zu ihrer Beratung, 
zur Unterstützung bei allen ihren über­
legungen bedient, das braucht keinerlei ver­
fassungsrechtliche Grundierung und kann 
trotzdem ein wichtiges Instrument für viele 
wichtige, entscheidende Bereiche unseres Ge­
sellschaftslebens sein. 

Aus dieser Tatsache, daß der Gewerkschafts­
bund natürlich mit all den anderen Partnern, 
die mit dabei sind, eine so entscheidende Rolle 
spielt, möchte ich ableiten, daß der Gewerk­
schaftsbund eigentlich ein Stück unserer Ver­
fassung ist, ein Stück unserer Verfassungs­
gegebenheit, unserer Verfassungswirklichkeit. 
Das ist etwas, was man nicht besonders hinein­
schreiben muß, sondern was da ist. 

Ich darf mir vielleicht einen Exkurs in 
eine weite Vergangenheit erlauben, in der ein 
Größerer als ich ein ähnliches Bild von einem 
Verfassungsinstrument gezeichnet hat, näm­
lich Ferdinand Lassalle, der in seinem berühmt 
gewordenen Vortrag über das Verfassungs­
wesen gesagt hat - damals hat es bereits 
den Preußischen Landtag als eine gesetz­
gebende Körperschaft, berufen aus einer ver­
hältnismäßig demokratischen Wahl, gegeben - :  
Man kann dem König von seinen Prärogativen 
Stück für Stück etwas abkaufen oder etwas 
wegnehmen und das institutionalisieren, aber 
der König verfügt über die preußische Armee, 
und wenn es ihm zuviel wird, dann wird er 
die Armee in Bewegung setzen und die Kanonen 
der Armee gebrauchen. Und die Kanonen, 
meine Herren - sagte Lassalle -, sind ein 
Stück der preußischen Verfassung ! 

� Nun möchte ich sehr gebeten haben, den 
Gewerkschaftsbund nicht etwa mit Kanonen 
zu vergleichen, denn die Beziehungen in der 
Gesellschaft haben sich geändert. Gewerk­
schaftsbund und gewerkschaftsähnliche Organi­
sationen sind heute nicht mehr genötigt, sich 
mit solchen Mitteln gegen Unrecht zur Wehr 
zu setzen, wie das etwa in der Mitte des 
vergangenen Jahrhunderts noch notwendig war. 
Die Gewerkschaften bewegen sich heute auch 
restlos auf dem Boden der Legalität. Ich 
glaube, daß man dem Herrn Justizminister 
freundschaftlich raten kann, seine wertvolle 
Zeit anderen Gegenständen zuzuwenden als 
den Spekulationen über die engere reohtliche 
Verbindung des Gewerkschaftsbundes. In 
übereinstimmung mit dem Gewerkschafts­
bund glaube ich sagen zu können, daß er ja 
gar nichts anderes will, als die amerikanischen 
Gewerkschaften von der Regierung und der 
Gesetzgebung auch wollen, nämlich bei ihrer 
wesentlichen Tätigkeit in Ruhe gelassen zu 
werden, bei der Tätigkeit, Verträge über Lohn-
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und Arbeitsbedingungen herzustellen. In Öster­
reich hat sich der Gewerkschaftsbund weiter 
auch zu einem wichtigen Teilnehmer an 
überlegungen hinsichtlich der Wirtschafts­
politik unseres Landes entwickelt, eine Rolle, 
die ja sicherlich zum Segen unseres Landes 
gereicht und seiner sozialen Entwicklung 
dient. (Beifall bei der SPÖ.j 

In diesem Zusammenhang kann ich es 
mir aber doch nicht versagen, auf die merk­
würdige Stellungnahme des Herrn Dr. Hauser 
im Verlauf dieser Debatte zurückzukommen. 
Er hat sich zwar hinsichtlich der Feststellung, 
daß Kammern und Gewerkschaften und natür­
lich auch der Industriellenbund durchaus 
legale Einrichtungen sind, mit mir identifiziert, 
aber er sagte im Verlaufe seiner Rede : "Was 
es aber heute zu erkennen gilt, ist" - ich 
zitiere nicht vollständig -, "daß . . .  diese 
Organisationen . . .  nicht mehr zum Schutz 
des einzelnen, sondern mitunter zu seiner 
Unterwerfung führen könnten." (Abg. Dr. 
Hau 8 e r :  DM war sekr konditional gesagt 1 
- Abg. Dr. Witkalm:  "Könnten" I) Das 
habe ich auch betont. Herr Dr. Hauser ! 
Wir haben diese Sorge nicht. (Abg. Dr. W i t­
halm : Konditional I) Der Gewerkschaftsbund 
und die Kammern sind demokratisch einge­
richtete Institutionen, die Mitglieder haben 
dort die Möglichkeit, sich zur Geltung zu 
bringen, es kann dort nicht diktiert werden, und 
es kann ein einzelner nicht unterworfen werden. 

Sie haben weiter gesagt : Wir müssen uns 
der Macht, die wir vom Staat delegiert er­
hielten, gewachsen zeigen. Ich muß schon 
bitten : Warum denn so eine Angst vor sich 
selbst 1 Wenn niemand bestrebt ist und nie­
mals etwa darauf verfällt, daß er die Macht, 
die ihm gegeben ist, mißbraucht - natürlich 
ist damit nur die Rechtsrnacht gemeint, die 
Macht ausüben auf Grund der gegebenen 
Rechte -, dann, glaube ich, können wir beide, 
Herr Doktor, beruhigt sein (Abg. Dr. Hauser :  
An dem Prozeß müssen wir unentwegt arbeiten 1 
- Abg. Dr. W i tkalm:  Darin sind wir einer 
Meinung I) und brauchen nicht zu befürchten, 
daß unsere Einrichtungen, denen wir ange­
hören, sich etwa zur Unterwerfung der einzel­
nen oder zu einem Mißbrauch von Macht ent­
wickeln könnten. 

Am Tag der Behandlung des Budget­
kapitels Justiz hat die sozialistische Fraktion 
drei Initiativanträge eingebracht : einen An­
trag über die Auflassung des XXV. Haupt­
stückes der Strafprozeßordnung, in dem das 
Standrecht immer noch geregelt ist, einen 
zweiten Antrag, der den Artikel 85 des Bundes­
Verfassungsgesetzes abändern soll, damit dann, 
wenn das Standrecht beseitigt ist, das ja als 
Strafmittel nur die Todesstrafe kennt, diese 

Todesstrafe auch aus dem Text des Artikels 85 
herauskommt, die Todesstrafe nicht nur im 
ordentlichen Verfahren, sondern überhaupt 
abgeschafft ist ; und einen dritten Initiativ­
antrag, der sich mit Strafbestimmungen gegen 
Verhetzung und Rassenhaß beschäftigt. 

Die ersten zwei Anträge sind nun in hoff­
nungsvolle Beratungen im Justiz- und Ver­
fassungsausschuß gezogen. Ich glaube, in 
übereinstimmung mit Herrn Dr. Kranzlmayr 
sagen zu können, daß wir wahrscheinlich 
schon im Jänner zu abschließenden Beratungen 
werden zusammentreten können. Es herrscht 
ja übereinstimmung darüber, daß das Stand­
recht aufzuheben ist und auch die Todesstrafe 
im außerordentlichen, also auch im stand­
rechtlichen Verfahren zu beseitigen ist . 

Der dritte Initiativantrag ist über die erste 
Lesung noch nicht hinausgelangt. Wir haben 
allerdings diesen Initiativantrag gestellt, weil 
unsere vorangegangenen Bemühungen, den 
Herrn Justizminister zu veranlassen, eine schon 
von seinem Vorgänger vorbereitete Straf­
rechtsänderung vorzunehmen und ein Gesetz 
über die Strafbarkeit von Verhetzung und 
Rassenhaß zunächst einmal der Regierung 
und dann dem Hohen Hause vorzulegen, noch 
keinen Erfolg zeigten. Das ist leider bisher 
noch nicht gelungen. 

Der Herr Justizminister hat sich schon 
vor dieser Initiative der sozialistischen Abge­
ordneten darauf berufen, daß sich der Europa­
rat mit der Schaffung einheitlicher Straf­
bestimmungengegen Verhetzung und Rassenhaß 
beschäftigen wird, worauf wir am 23. 1 1 .  des 
vergangenen Jahres neuerlich die Frage gestellt 
haben, ob konkrete Termine für die Ausarbei­
tung der europäischen Strafbestimmungen 
bestehen, die auch für Österreich wirksam 
werden könnten. Die Anfrage war schriftlich 
im Zusammenhang mit anderen Fragen gestellt, 
auf die ich noch zurückkommen werde. 

Nun hat der Herr Justizminister im Jänner 
dieses Jahres auf unsere Anfrage geantwortet 
und unter anderem auch auf einen Artikel 
in der "Furche" verwiesen, in dem er sich 
mit der Frage der Verhetzung beschäftigt hat, 
weil auch der Artikel in der "Furche" auf diese 
Fragen eingegangen ist. Da ist also zu lesen, 
was der Herr Justizminister ausgeführt hat. 
Ich zitiere nun : 

"Wie ich bereits mehrmals in der Öffentlich­
keit erklärt habe, sollte mit der Schaffung einer 
Strafbestimmung gegen Verhetzung in Öster­
reich noch so lange zugewartet werden, bis die 
Arbeiten des Europarates zu einem greif­
baren, für seine Mitgliedstaaten verbindlichen 
Ergebnis geführt haben, es sei denn, daß 
anderweitige Umstände oder eine Verzögerung 
der Arbeiten auf dieser internationalen Ebene 
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dazu zwingen, in Österreich schon früher 
legislative Maßnahmen zu ergreifen. Denn es 
wäre mißlich, wenn eine so bedeutsame Straf­
bestimmung etwa schon kurze Zeit nach ihrer 
Gesetzwerdung auf Grund anderslautender 
Empfehlungen auf internationaler Ebene in 
Österreich wieder geändert werden müßte."  

Ja, an sich ist nichts dagegen einzuwenden, 
daß man solche Gesetzgebungsakte mit be­
stehenden internationalen Institutionen auf 
diesem Gebiet in Übereinstimmung bringen 
sollte. Aber wenn das so lange dauert, wie das 
jetzt schon beim Europarat dauert, dann muß 
man sich schon fragen, ob man etwa noch auf 
einen nächsten Fall Kümel-KiI'chweger warten 
soll. Herr Justizminister! Diese Dinge sind ja ge­
rade in Österreich von einer so großen Bedeutung, 
und da ist schon so viel Unglück geschehen, 
daß man doch nicht unbedingt auf eine solche 
internationale Regelung warten muß. Ich 
möchte Sie ermuntern, den Ehrgeiz zu haben, 
dem Europarat ein Beispiel zu geben, indem 
Sie für Österreich eine gesetzliche Regelung 
treffen, die geeignet ist, solchen Vorkomm­
nissen, wie wir sie in der Vergangenheit zu 
beklagen hatten, vorzubeugen oder die Täter 
der verdienten Strafe zuzuführen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Aber das schönste, meine Damen und Herren, 
ist nun, daß sich der Herr Justizminister in 
dem zitierten Artikel darauf beruft, daß man 
sich mit den Anfragen und Auf forderungen 
an ihn - hier sind die Zeitungsschreiber 
gemeint und nicht wir - an die falsche 
Adresse gewendet hätte, denn "für etwaige Ver­
säumnisse auf einem bestimmten Gebiet der 
Gesetzgebung wäre nicht der Ressortminister 
verantwortlich", sondern die "Gesetzesini tia­
tive liege bei der gesamten Bundesregierung 
und darüber hinaus beim Nationalrat". 

Herr Justizminister! Es steht schon in der 
Verfassung, daß Gesetzesvorlagen an den 
Nationalrat durch die Bundesregierung, also 
als Vorlage der Bundesregierung, aus der 
Mitte der Mitglieder des Nationalrates und auch 
im Wege von Volksbegehren an den National­
rat gelangen können. Aber ich muß annehmen, 
daß Sie doch auch zu der Zeit, als Sie den 
Artikel geschrieben haben, schon lange genug 
im Amt waren, um wissen zu müssen, daß die 
Regierungsvorlagen nicht originär im Schoße 
der Bundesregierung und bei den Beratungen 
des Ministerrates geboren werden, sondern daß 
sie immer Initiativen der zuständigen Minister 
sind, daß also doch auch eine Verantwortlich­
keit des Ressortministers vorliegt und anzu­
nehmen ist, wenn bei einer bestimmten, 
geforderten Gesetzesvorbereitung nichts ge­
schehen ist. 

Frau Minister Rehor hat uns gestern einen 
langen Vortrag gehalten, was alles durch ihr 
Ressort - auch in der Vergangenheit - an 
Gesetzesinitiativen geübt wurde. Es kann doch 
ein Justizminister nicht sagen, man wende 
sich an die falsche Adresse, wenn man von 
ihm verlangt, daß eine Vorlage ausgearbeitet 
werde. 

Aber noch etwas. Es wird in dem Artikel 
weiter gesagt : "Eigentlich sollte man doch an­
nehmen, daß Wünsche nach einer gesetzlichen 
Aktivität unmittelbar an unser Parlament er­
hoben werden, das bekanntlich nicht auf die 
Gesetzesinitiative der Bundesregierung ange­
wiesen ist. Aber vielleicht ist auch dafür der 
Grund in j ener aus alten Zeiten stammenden 
,Amtskappel'-Mentalität zu suchen, die ,Die 
Furche' mit Recht so oft angeprangert hat." 

Herr Justizminister, da kann ich Ihnen nur 
sagen : Diese "Amtskappel" -Mentalität haben 
Sie vielleicht auf die rechte Hälfte dieses 
Hauses bezogen, denn dort ist diese "Amts­
kappel' '-Mentalität in der Vergangenheit, 
während des vergangenen Jahres und 
der Monate des heurigen Jahres geübt 
worden. Alle Initiativen der Sozialistischen 
Partei - und das ist doch das, was Sie mit 
"unmittelbar an das Parlament erhobenen 
Forderungen" meinen -, alles das ist abge­
lehnt worden. Es ist mit diesen Ablehnungen 
implizite gesagt, daß nur Vorlagen der Bundes­
regierung hier zur Behandlung stehen, der 
Bundesregierung, die nun eine Regierung der 
ÖVP-Mehrheit ist. Also wir haben keinen 
Grund, die " Amtskappel " -Mentalität etwa auf 
uns bezogen zu wissen. (Präsident Dipl.-Ing. 
Waldbrunner  übernimmt den Vorsitz.) 

Nun möchte ich mich aber mit dem Haupt­
inhalt der Anfrage beschäftigen, die ich vorhin 
zitiert habe. Dieser Hauptinhalt ist ein Artikel 
aus der "Furche", geschrieben von Dr. Anton 
Pelinka, unter dem Titel "Rechtsstaat als 
Fassade". In diesem Artikel wirft der Artikel­
schreiber dem Justizministerium und der Bun­
desregierung folgendes vor - ich zitiere nicht, 
sondern ich fasse das Wesentliche seiner Be­
hauptungen zusammen - :  Die Behauptung, 
Österreich sei ein Rechtsstaat, sei so lange 
leeres Gerede, solange Norbert Burger frei und 
unbehindert erklären darf, er sei der Draht­
zieher hinter dem Terrorismus in Südtirol, und 
solange er unter den Augen der Staatspolizei 
von dieser mehr beschützt als beschattet, neue 
Anschläge planen kann. Pelinka behauptet 
weiter, daß Voraussetzungen für eine Ver­
haftung Burgers im Übermaß gegeben sind, 
aber die an Weisungen des Justizministers 
gebundenenAnklage behördennichteinschreiten, 
solange sie solche Weisungen nicht erhalten. 
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Und nun sagt er wörtlich : "Wie kann der 
Justizminister diese unbegreifliche Nachlässig­
keit der ihm unterstellten Behörden begrün­
den 1" Und er fordert den Justizminister auf, 
er möge handeln im Interesse Österreichs und 
im Interesse der Demokratie. 

Nun, auf diesen von einem meiner Ansicht 
nach gesunden Rechtsgefühl und einer berech­
tigten sittlichen Entrüstung getragenen Ar­
tikel haben drei Professoren geantwortet : 
Professor Dr. Hans Klecatsky, Professor Dok­
tor Felix Ermacora und Professor Dr . Wolfgang 
WaIds tein , alle drei unter Berufung auf den 
Rechtsstaat und das Legalitätsprinzip. Sie 
begründen haarscharf, unter sorgfältiger Be­
dachtnahme auf die formalrechtlichen Voraus­
setzungen, daß eine Verhaftung des Dr. Burger 
nicht gerechtfertigt werden könne. 

Das ist sicherlich nicht anfechtbar. Vielleicht 
stimmt es, daß die Verhaftungsgründe für 
Burger doch noch nicht so vorhanden sind, ich 
werde dann aber ein anderes Dokument zur 
Kenntnis bringen, aus dem eigentlich hervor­
geht, daß Haftgründe wohl vorliegen. Aber was 
in dem Zusammenhang enttäuschend ist : 
Weder der Herr Justizminister noch die 
Herren Professoren haben ein Wort der Ent­
rüstung, der moralischen Verurteilung für das 
Treiben des Herrn Dr. Burger gefunden. 
Sie können sich natürlich darauf beschränken, 
daß das nicht ihre Sache wäre. Sie haben aus 
ihrer wissenschaftlichen Einstellung zum Pro­
blem geschrieben, und es sei nicht ihre Auf­
gabe, politische Feststellungen zu machen. 

Der Herr Justizminister hat wenigstens 
festgestellt , daß Burger für seine künftige 
Tätigkeit keinen Freibrief besitze . Nun, meine 
Damen und Herren, was heißt das : Für seine 
künftige Tätigkeit ? Das heißt, daß also die 
bisherige Tätigkeit schon inkriminierbar war 
und daß seine künftige Tätigkeit nun genau 
beachtet werden müßte, und das hat er ja 
auch irgendwo zugesagt. 

Da aber gewinnt nun die Sache doch einen 
anderen Aspekt. Dieser Artikel ist in den ersten 
Monaten dieses Jahres geschrieben worden. 
Einige Zeit nach dieser Auseinandersetzung hat 
sich dieses entsetzliche Unglück an der Porze­
scharte ergeben, und unmittelbar nach diesem 
Unglück wurde Herr Burger interviewt. Er 
ist auch vom Fernsehen, ich glaube in Mün­
chen, interviewt worden und hat dort ange­
sichts dieses gräßlichen Unglücks an der 
Porzescharte, angesichts der Tatsache, daß es 
da zwei Menschenopfer gegeben hat, erklärt, 
er werde sich für mehr und stärkere An­
schläge in Südtirol einsetzen. 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wenn das nicht strafwürdig ist, dann muß ich 
schon fragen : Wie lange wird dann da zuge-

wartet 1 Was da an der Porzescharte ge­
schehen ist, ist doch folgendes - im besonderen 
durch die Äußerungen des Herrn Dr . Burger - : 
Wenn nun beabsichtigt wird, in Südtirol , um 
sich auf die Weise des Befreiungsausschusses 
Südtirol zu betätigen, Sachschaden anzu­
richten, aber mit in Kauf genommen wird, 
daß da auch Menschen getötet werden, dann 
ist das, wenn ich die Lehre über den dolus 
eventualis noch richtig in Erinneruug habe, ein 
MOl'd mit dolus eventualis . Und das ist das, 
wozu Herr Dr . Burger in dem Fernsehinterview 
noch angeregt und gewisRermaßen angestiftet 
hat. 

Das erfordert doch, glaube ich, eine andere 
Beurteilung. Zumindest müßte man, wenn 
schon die Professoren vorläufig recht haben, 
die politische Öffentlichkeit gegen das Treiben 
dieser Herrschaften um den Herrn Burger 
herum alarmieren, gegen ein Treiben, das sich 
gegen die Interessen der Südtiroler Bevölke­
rung richtet, gegen ein Treiben, das die öster­
reichische Innen- und Außenpolitik stört. Man 
kann den Ruf nicht ersticken lassen, gegen 
diese Herrschaften einzugreifen. Es ist nicht 
rühmenswert, daß man, wenn sich ein junger 
begabter Journalist dieser Dinge annimmt, ihn 
professoral zurechtweist. (Beifall bei der SPO.) 

Diese professorale Zurechtweisung hat ja 
durch ein Ehrenbeleidigungsverfahren gewisser­
maßen eine Korrektur erfahren . Herr Burger 
hat nämlich Dr . Pelinka wegen Ehrenbeleidi­
gung geklagt . Er hat sich gegen den Ausdruck 
gewehrt, den Herr Dr . Pelinka in seinem 
Artikel gebraucht hat, er sei Drahtzieher des 
Terrorismus in Südtirol, und gegen andere 
Dinge. 

Bemerkenswert ist, daß erstens das Beru­
fungsgericht in dieser Sache den Freispruch 
des Dr. Pelinka in der ersten Instanz be­
stätigt hat. Dr . Pelinka wurde also rechts­
kräftig freigesprochen. Zweitens hat sich für 
das Berufungsgericht wohl ein Haftgrund für 
Dr. Burger ergeben . Auf Seite 7 der Be­
gründung der Entscheidung des Berufungs­
gerichtes wird ausgeführt : "Der Leser des 
Bezugsartikels' , - also des Artikels in der 
"Furche" :  "Rechtsstaat als Fassade" - "er­
fährt demnach, wie noch einmal betont werden 
muß, aus diesem, daß Dr. Burger Sprengstoff­
verbrechen anpreist (sie rühmt) ,  wessen er, 
wie eben dargelegt, tatsächlich dringend ver­
dächtigt ist, sich aber trotzdem noch nicht in 
Haft befindet. Da wird sich diesem Leser 
doch wohl zwangsläufig der Gedanke auf­
drängen, daß , würde der Privatankläger nun­
mehr verhaftet, er diese seine Anpreisungen 
nicht weiter fortsetzen könnte. Der erstere 
wird daher laienhaft an das denken, was der 
Straf jurist" - das Wort ist leider schlecht 

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 64

www.parlament.gv.at



6082 Nationalrat XI. GP. - 75. Sitzung - l .  Dezember 1967 

Dr. Kleiner 

zu lesen - "als Wiederholungsgefahr im 
Sinne des § 175 Abs. 1 Z. 4 Strafprozeß­
ordnung bezeichnet." Ich glaube,  daß dieses 
Wort "Straf jurist" heißen soll. 

"So faßt es auch das Berufungsgericht auf. 
Ein Haftgrund in diesem Sinne ist also, baut 
man auf diese Erwägungen auf, zweifellos 
gegeben." Der zitierte § 1 75 Abs. 1 Z. 4· - das 
ist vielleicht nicht uninteressant - lautet : 
"Wenn besondere Umstände die Befürchtung 
rechtfertigen, daß der Beschuldigte die voll­
endete Tat wiederholt oder eine versuchte oder 
angedrohte Tat ausführen werde, dann kann 
er in Haft genommen werden." 

Meine Damen und Herren ! Ich habe das 
nicht gesagt, um etwa eine nicht in diesen 
Rahmen gehörende Südtiroldebatte herauf­
zubeschwören, aber ich glaube, daß es sich 
hier doch um Agenden des Justizressorts 
handelt und daß wir den Justizminister doch 
auffordern sollen, mit aller Sorgfalt zu prüfen, 
ob gegen die Umtriebe des Herrn Burger und 
seiner Helfer sowohl zu ihrer Verhinderung als 
auch zu ihrer Bestrafung gesetzliche Maß­
nahmen getroffen werden können - dies im 
Interesse unserer Rechtsordnung, im Interesse 
der Südtiroler und im Interesse unserer Innen­
und Außenpolitik. (Beifall bei der SPO.) =-

Ich möchte, weil es für alle Beurteilungen 
unserer Rechtsordnung von Interesse ist, aus 
dem Artikel des Herrn Professor Ermacora 
noch etwas herauslesen und dem Hohen Haus 
zur Kenntnis bringen. Er sagte an einer Stelle : 
"Nichts ist schlagworthafter geworden als 
dieses Wort, seit es seine Breitenwirkung 
gefunden hat, und jedermann glaubt, recht zu 
haben, und meint, selbst der Rechtsstaat zu 
sein , mit seinem Egoismus und seinen parti­
kulären Wünschen." 

Mir erscheint diese Feststellung sehr bedenk­
lich, denn daß es etwa unerfreulich ist, daß 
das Wort vom Rechtsstaat eine Breitenwirkung 
gefunden hat, muß man doch füglich bestreiten . 
Herr Professor Ermacora beruft sich ja auch 
auf die "rule of law" in England, die in 
breitestem Umfang bekanntgemacht und immer 
wieder herausgestellt wird. 

Warum er sich darüber beschwert, daß 
gewissermaßen jedermann glaubt, sich über 
den Rechtsstaat äu ßern zu können - in Wahr­
heit tun das ja wirklich nur die Wissenschafter 
und einzelne Politiker, so groß ist die Breiten­
wirkung des Gebrauchs des Wortes vom Rechts­
staat gar nicht - ,  weiß ich nicht ; das wäre eher 
erfreulich als abzulehnen. Denn nur dann, 
wenn eine überragende, überwiegende über­
zeugung von den Notwendigkeiten des Rechts­
staates besteht, ist er in seinem Bestande ge­
sichert. 

Die Herren Professoren mögen vielmehr ihre 
Aufgabe darin erblicken, nicht einen jungen 
Artikelschreiber zurechtzuweisen, sondern auf­
klärend in großer Breite für den Rechtsstaat 
zu wirken und damit das Ihrige dazu beizutragen, 
unsere Rechtsordnung auf eine gesunde Basis 
zu stellen. (Beifall bei der S pO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Halder das Wort. 

Abgeordneter Dr. Halder (ÖVP) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Anknüpfend an die Aus­
führungen meines sehr geehrten Herrn Vor­
redners möchte auch ich feststellen, daß eine 
einwandfrei funktionierende Gerichtsbarkeit 
eine der wichtigsten Voraussetzungen für das 
Funktionieren des Rechtsstaates ist. 

In den letzten Jahren mehren sich immer 
wieder Anzeichen eines gewissen Notstandes 
in der österreichischen Justiz. Immer häufiger 
weisen die Fachleute darauf hin, daß die sich 
mehrenden Aufgaben von den Gerichten gerade 
noch bewältigt werden können, daß aber die 
Durchführung verschiedener Reformen an der 
Personalknappheit zu scheitern droht. 

Es haben sich in den letzten Jahrzehnten in 
der Rechtsprechung verschiedene Schwerpunkt­
verlagerungen eingestellt. Es sind Rechts­
gebiete neu in den Vordergrund getreten, die 
früher nur eine verhältnismäßig geringe oder 
überhaupt keine Rolle gespielt haben. So ist 
in den letzten Jahrzehnten eine Ausweitung der 
Rechtsprechung durch die Ehescheidungen und 
die in ihrem Gefolge anhängigen Verfahren 
eingetreten, wie etwa die Erziehungsberechti­
gung hinsichtlich der Kinder, das Besuchs­
recht, die Zuweisung der Ehewohnung, die 
Teilung des Hausrates und andere Probleme 
mehr. Ferner ist auch eine Ausweitung der 
Rechtsprechung durch das enorme Anwachsen 
der Kraftfahrzeugunfälle eingetreten. In der 
Ersten Republik unterlagen viele Mietver­
hältnisse nicht dem Kündigungsschutz, wäh­
rend dieser dann auf nahezu alle Wohnungen 
ausgedehnt wurde. Auch die Sozialversiche­
rungsgerichtsbarkeit hat durch die Einbe­
ziehung immer weiterer Bevölkerungskreise in 
die Sozialversicherung einen viel größeren Um­
fang angenommen. 

Zu allen diesen Gebieten hat sich aber eine 
sehr umfangreiche Rechtsprechung entwickelt, 
die den Richter zwingt, in jeder Entscheidung 
auf eine Fülle früher noch unbekannter Rechts­
probleme einzugehen. Die Begründung einer 
Entscheidung erfordert demnach einen immer 
größeren Arbeitsaufwand. So betrachtet kann 
selbst eine Vermehrung der Richterposten 
die angespannte Situation nicht mildern. 
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In zwei Punkten dürfte bei allen interessierten 
Kreisen übereinstimmung bestehen, ich glaube 
auch im Hohen Hause, nämlich darin, daß 
einerseits in der Sozialversicherungsgerichts­
barkeit der Zustand endlich beendet werden 
muß,  daß die Richter nur nebenberuflich 
tätig sind. Sie sollen sich vielmehr dieser 
Sparte der Rechtsprechung und der Rechts­
pflege ausschließlich widmen können. Anderer­
seits darf die Strafrechtsreform sowie die 
Strafprozeßreform in allen ihren Aspekten 
nicht daran scheitern, daß für die sich daraus 
ergebenden Aufgaben nicht genügend Richter 
vorhanden wären. 

Das bedeutet also, daß diese beiden großen 
und vordringlichen Reformwerke eine zu­
sätzliche Belastung für die Richterschaft 
bringen werden. Es ist aber fraglich, ob es in 
den nächsten Jahren gelingen wird, die dadurch 
notwendige Verstärkung des Personalstandes 
tatsächlich durchzuführen. Es ist schon gegen­
wärtig so, daß nicht weniger als 28 systemi­
sierte Richterposten und 7 Staatsanwalts­
posten gar nicht mehr besetzt werden konnten. 
Es besteht aber auch nicht viel Aussicht, in 
Hinkunft geeigneten Kandidaten für den 
Richterberuf in ausreichendem Umfang den 
Anreiz zu bieten, diese Laufbahn zu wählen. 

Von dem System, daß nur intellektuell und 
charakterlich hervorragend geeignete junge 
Juristen eingestellt werden sollen, sollte im 
Interesse des Niveaus der Rechtsprechung 
und des richterlichen Prinzips nicht abge­
gangen werden. Dem steht allerdings gegen­
über, daß solchen überdurchschnittlich be­
fähigten jungen Menschen andere Berufszweige, 
insbesondere in der Wirtschaft, sicher günsti­
gere Positionen zu bieten vermögen. Wurde 
früher die geringere Besoldung beim Staats­
dienst dadurch wettgemacht, daß es ver­
schiedene Sicherungen gab, wie Pension, Prag­
matisierung, geregelte Arbeitszeit und anderes 
mehr, so hat die Wirtschaft in diesen Bereichen 
sicher schon längst gleichgezogen. 

Mit Recht wird auch immer darauf hinge­
wiesen, daß die Bezüge der österreichischen 
Richter, wenn man sie mit jenen der Staaten 
vergleicht, die etwa den annähernd gleichen 
Lebensstandard haben wie wir, verhältnismäßig 
bescheiden sind. 

Dazu kommt - und das soll keineswegs als 
das geringste Moment bezeichnet werden -, 
daß sich die Amtsgebäude gerade der Gerichte 
nur allzuoft in einem unzureichenden, ja un­
würdigen Zustand befinden. Die Räume sind 
oft finster, sind ungesund, es fehlt an der not­
wendigen, geschweige denn modernen Aus­
stattung.  

Die Raumnot ist vielfach so groß, daß von 
einem geistig tätigen Menschen kaum mehr ver-

langt werden kann, die notwendige Konzen­
tration aufzubringen. Wenn etwa im Wiener 
Justizpalast drei Richter höherer Standes­
gruppen in einem Amtszimmer beisammen­
sitzen und dort arbeiten müssen, so hat die 
Raumnot einen Punkt erreicht, der wohl auch 
die Öffentlichkeit alarmieren müßte. 

Man versetze sich in die Situation nicht 
nur eines solchen Richters, sondern vor allem 
auch jener Menschen, deren Rechtsfälle von 
diesen Richtern entschieden werden sollen. 
Für diese Parteien steht in einem solchen 
Prozeß oft sehr viel auf dem Spiel. Sie glauben, 
einen Anspruch darauf zu haben, daß sich die 
erkennenden Richter mit aller Sorgfalt und 
Konzentration ihrem Fall widmen werden . 
Und sie haben diesen Anspruch selbstverständ­
lich. Ich glaube aber, daß diese Recht­
suchenden mitunter darüber entsetzt wären, 
wenn sie wüßten, daß die intensive geistige 
Tätigkeit dieser Richter unter Bedingungen 
stattfinden muß, die eine Konzentration schon 
beinahe ausschließen. 

Bei dieser Situation ist es sicher keine über­
treibung, von einer Notlage der österreichischen 
Justiz zu sprechen. 

Einen anderen Aspekt hat dieses Problem 
auf dem Sektor der nichtrichterlichen Be­
diensteten. Von der ausreichenden Besetzung 
dieser Dienstposten hängt es ja doch ab, daß 
nicht nur Urteile gefällt, sondern auch aus­
gefertigt werden und überhaupt der ganze 
technische Betrieb eines Gerichtes reibungslos 
verläuft. Im besonderen Maße gilt dies von 
den Schreibkräften. Hier mehren sich die 
Klagen über monatelange Rückstände in der 
Herstellung der Ausfertigungen. Schon vor 
Jahren hat der Präsident des Oberlandes­
gerichtes Innsbruck in alarmierender Weise 
darauf hingewiesen, daß auf diesem Sektor die 
ordnungsgemäße Weiterführung des Gerichts­
betriebes bereits in Frage gestellt ist. Dasselbe 
hört man aber auch von anderen Oberlandes­
gerichtssprengeln. Insgesamt wurden bei der 
Erstellung der Dienstpostenpläne 300 bis 
400 Posten für nichtricherliche Bedienstete 
mehr verlangt, als systemisiert werden konnten. 
Zwar ist die Gesamtzahl der nichtrichtedichen 
Beamten gegenüber der Vorkriegszeit ge­
stiegen, doch ist im heutigen Stande auch die 
Zahl der 540 Rechtspfleger enthalten. Da 
diese aber durch die von ihnen gefällten Ent­
scheidungen den Anfall für den Schreibdienst 
vermehren, ist nur eine Verschärfung der 
Situation eingetreten. 

Eine weitere Erschwerung tritt dadurch ein, 
daß die Entscheidungen angesichts der immer 
kasuistischer und unübersichtlicher werdenden 
Rechtsordnung einerseits und der vielfältigen 
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Judikatur andererseits ausführlicher werden. 
Auch dadurch vermehrt sich automatisch der 
Schreibaufwand. 

Es ist aber auch auf dem Gebiet des nicht­
richterlichen Personals mehr als fraglich, ob 
bei einer entsprechenden Vermehrung der 
Dienstposten genügend Bewerber gefunden 
würden. Tatsächlich sind gegenwärtig 77 
nichtrichterliche systemisierte Posten unbe­
setzt. Dafür sind offenbar ähnliche Gründe 
maßgebend wie bei den Richtern, weil die 
Arbeitsbedingungen in der Wirtschaft eben 
auch für Bewerber, die als Vertrags bedienstete 
in Frage kommen, weitaus günstiger erscheinen. 

Um daher den Gerichtsbetrieb im Interesse 
des gesamten Volkes aufrechterhalten zu kön­
nen, wird auch in allen anderen Sparten des 
Gerichtsdienstes darauf geachtet werden müs­
sen, die Arbeitsbedingungen anziehender zu 
gestalten. 

Wir können es lebhaft begrüßen, daß der 
Herr Bundesminister für Justiz angekündigt 
hat, in einem umfassenden Bericht über die 
Notlage der Justiz die einzelnen Tatbestände 
und ihre Gründe aufzuzeigen und Wege zur 
Lösung vorzuschlagen. Diesem Bericht bringen 
wir sicherlich unser größtes Interesse entgegen. 
Ich darf schon jetzt der Hoffnung Ausdruck 
geben , daß es nicht bei einer bloßen Diskussion 
über diese Vorlage bleiben wird, sondern daß 
sich das Hohe Haus zu konkreten Maßnahmen 
entschließen wird, um die aufgezeigten Mängel 
zu beheben und eine günstige Entwicklung in 
der Zukunft einzuleiten. 

Diese Maßnahmen können und sollen sich 
natürlich nicht darin erschöpfen, Mittel für 
materielle Mängel im Bereich der Justiz 
flüssig zu machen. Ebenso wichtig und viel­
leicht noch wichtiger ist es, nach Wegen zu 
suchen, wie durch eine rationellere und mo­
dernere Organisation des Gerichtsbetriebes 
überflüssige Arbeit vermieden und das vor­
handene Personal besser . eingesetzt werden 
kann. 

Ich freue mich, aus verschiedenen Äußerun­
gen des Herrn Bunde13ministers für Justiz 
entnehmen zu können, daß er die Behebung 
des Not13tandes in der Justiz auch durchau13 
in diesem Sinne verstanden wissen will und 
Maßnahmen zur Vorbereitung solcher Refor­
men bereit.s eingeleitet hat. Ansätze dazu 
sind in verschiedenen Richtungen erkennbar. 
Ich darf nur einige wenige Beispiele kurz 
herausgreifen. 

Wer bei gerichtlichen Tagsatzungen zugegen 
war, wird sich nicht selten gewundert haben, 
daß während der vollen Dauer derselben ein 
Schriftführer anwe.send ist, der jedoch nur 
während eines Bruchteiles der Zeit da.s Diktat 

des Richters entgegennimmt. Ansonsten ist 
seine Gegenwart - von einigen Sonderfällen 
abgesehen - mehl' oder weniger überflüssig. 

Für solche nur zeitweilig erfolgend� Diktate 
hat die Wirtschaft in den letzten Jahren be­
kanntlich Diktiergeräte eingesetzt. Es ist 
grundsätzlich kein Einwand dagegen zu er­
heben, daß bei solchen Tagsatzungen der 
Schriftführer durch ein Diktiergerät ersetzt 
wird. Dadurch werden die langen Zeiten, in 
denen der Schriftführer unbeschäftigt bleibt, 
eingespart. Falls die Aufnahme des Diktates 
in Stenogramm erfolgt, so fällt sogar diese 
Zeitspanne weg, und die Personalersparnis 
wäre noch größer. 

Ein anderes Kapitel ist die Vereinfachung 
der Gerichtsgebühren. Die nichtrichterlichen 
Beamten werden in einem beträchtlichen Teil 
ihrer Zeit damit befaßt, diese Gebühren zu 
berechnen, sie vorzuschreiben oder zu kon­
trollieren. Bis vor wenigen Jahren ergab sich 
eine ganz überflüssige und zeitraubende Mehr­
belastung durch die Berechnung der Porto­
gebühren. Hier hat man sich durch ein Gesetz 
im Jahre 1965 entschlossen, diese Kosten zu 
pauschalieren. 

Aber auch diese Lösung ist noch nicht be­
friedigend. Die Ausfertigungskosten sind näm­
lich fix, gleichgültig ob der Prozeß lange oder 
kurz gedauert hat. Schwerwiegender als diese 
Ungleichmäßigkeit ist aber die Tatsache, daß 
noch immer ein solcher Betrag vorgeschrieben 
und eingebracht werden muß. 

Einfacher, gerechter und rationeller wäre es 
gewesen, die allgemeinen Gerichtsgebühren, 
die für Eingaben und Protokolle verlangt 
werden, geringfügig zu erhöhen. Damit wäre 
der zusätzliche Arbeitsaufwand bei den Aus­
fertigungskosten entfallen. Gleichzeitig wäre 
aber noch eine gerechtere Verteilung möglich, 
weil eben in den Protokollen- und Eingabe­
gebühren deutlicher zum Ausdruck kommt, 
ob die Parteien das Gericht im stärkeren oder 
im schwächeren Maß in Anspruch genommen 
haben. 

Ein sicher sehr interessantes und vielleicht 
auch allenthalben umstrittenes Kapitel der 
Rationalisierung ist das Problem der Bezirks­
gerichte , die einen zu kleinen Sprengel haben. 
Die13es Problem erfährt einen besonderen 
Akzent durch die gegenwärtige Budgetsitu.ation. 
Das zu behaupten, ist sicherlich aktuell. Der 
Staat hot gezwungen, zur Aufrechterhaltung 
seiner gesetzlichen Verpflichtungen einerseits 
und zur Förderung des WirtJ:lChaftswachstums 
andererseits gewisse Mittel freizumachen, die 
durch Einsparungen hereingebracht werden 
müssen. Die Auflassung von Dienststellen 
wäre ganz allgemein eine dieser Möglichkeiten. 
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Nun soll - das möchte ich ausdrücklich 
betonen - freilich ein seit vielen Generationen 
tätiges Gericht keineswegs einer Budgetsitua­
tion, die, wie wir alle hoffen, nu r vorüber­
gehender Natur ist, zum Opfer fallen. Dafür 
hätten die betroffenen Bevälkerungskreise be­
stimmt kein Verst äEdnis. 

Andererseits aber können wir uns der Ein­
sicht nicht verschließen, daß solche Gerichte, 
die - unabhängig von der augenblic klichen 
Lage - tatsächlich einen zu kkinen Sprengel 
haben, um noch rationell arbeiten zu können, 
überprüft werden müssen. Insofern der An­
stoß zu einer solchen streng sachlichen Ull d 
objektiven Untersuchung durch die gegen­
wärtig not wendige Sparsamkeit gegeben wurde, 
so ist gegen diesen äußeren Zusammenhang 
grundsätzlich sicherlich nichts einzuwenden. 

Wir können uns wohl auch nicht der Er­
kenntnis verschließen, daß die Entwicklung 
der Velkehrsverhältnisse in gewissen kleinen 
Bezilksgerichtssprengeln die Situation anders 
erscheinen läßt, als dies etwa vor de m Ein­
setzen der Motorü,i€rung auch in der LaLdwirt­
schaft gewesen wäre. 

Unbedingt notwendig ersc heint es mir jedoch, 
daß, auch wenn in bestimmten Fällen kkh:e 
Btzirksgerichte aufgelassen werden, die der 
Bevölkerung vertrauten ul1d von ihr gern in 
Anspl uch genommenen Amtstage aufrecht­
erhalten bleiben. Bei diesen Gelegenheiten 
fand und findet der rechtsunkundige Mensch 
zu dem Richter, der ihm Auskünfte gibt, jene 
echte Aussprache, die auf der lokalen Stufe 
jenen vertrauensvollen Kontakt bietet, der 
für die gedeihliche Zusammenarbeit von Be­
hörden Ulld Bevölkerung notwendig ist. 

Ebenso wichtig aber ist es, daß das Einver­
nehmen mit den die Verhältnisse genau 
kennenden OrganEn der Länder gepflogen wü d, 
wie dies ja im übrigen auch in der Verfassung 
vorgeschrieben ist. Nur du.rch das Zusammen­
wirken mit diesen legitimen Vertretern der 
Länder kann eine die Gerichtsstru.ktur be­
treffende Reform positive Erfolge zeitigen. 

Wir selber bekennen uns alle zu den Grund­
sätzen der Verwaltungsvereinfachung. Man 
verlangt von uns, wir verlangen von der 
Regierung Maßnahmen der VerwalLungsverein­
fachung. Allenthalben kommt es, wenn solche 
Maßn ahmen in Gang gesetzt werden, vor , daß 
sich derartige Widerst ände tÜlmen , daß man 
von diesen an sich gut gemeinten Intentionen 
witder ablassen muß. So meinen wir es nicht. 
Alle diese schwerwiegenden Fragen müssen 
einer eingehenden überprüfung unterzogen 
werden. Ich stelle ausdrücklich fest, daß in 
der Frage der Auflassung von Btzirk.;;geriohten 
das Einvernehmen mit den Landesregierungen 

notwendig ist. Diese Prüfungen sind also 
unter allen Umständen Behr ausführlich und 
gründlich durchzuführen. 

Für die Verbesserung der S�ruktur der 
Gerichte erscheint es mir darüber hinaus er­
forderlich, das für die Gerichtsorganisation 
maßgebende Recht einer Ntuordüung zu 
unterziehen. Die ins Auge gefaßten Maßnah­
m3n sollen ja nicht systemlos und isoliert 
durchgeführt werden, sondern in ein einheit­
liches Konzept passen. Die Generallinien 
einer solchen Organisation müssen einerseits 
die unbedingte Beachtung der durch die 
Verfassung gegebenen Gn ... nd;:;ä�ze, anderer­
seits die Ausricht ung auf ein modernes und 
leistungsfähiges Organisationsschema sein. 

Die ErstEllung eines solchen neuen Kon­
zeptes erschEint schon deshalb geboten, weil 
das geltende Organisationsrecht einen - ich 
glaube, man kann diesen harten Ausdruck 
gebrauchen - juristischen Trüm,merhaufen 
darstellt. Ihn aufzuräumen und einen Neubau 
aufzurichten, hat nur Sinn, wenn bereits 
vorher ein nach modernen Gesichtspunkten 
erstdlter Grundriß für das ntt'.e Gebäude 
vorhanden ist. 

Das geltende Geri('htsorganisai ionsgesetz aus 
dEm Jahre 1896 leidet zudem daran, daß es 
keineswegs das gesamte Gerichtsorganisations­
recht kodifiziert, vidmehr blieben eine ganze 
Reihe von Rechtsvorschriften außerhalb dieses 
Gesetzes ; umg<. kehrt enthält es wi<:;der Ele­
mente eines Veriahrensgrl'.ndsatzgesetzes. 

Sowohl nach dt.m ersten als auch nach dem 
zweiten Wd krieg ä-dderten Gerichtsverfas­
sungsnovdIen die O ... ganisation der Gerichte 
wesentlich. DienstledJ.t liche Vorschriften 
haben gleichfalls in das Gefüge der Gerichts­
organisat ion eingegriffen. 

Dieser PrOZtß der Zersplitterung des Ge­
richtsorgallisaiiolisrecht es setzte sich bis in 
die j üngste Vergar;genheit fort. So enthielten 
noch das RichteI dienstgesei z 1 961 und das 
Gesetz über die Vt:;rieih:ng dt;r Geschäfte bei 
den Gerichten aus dtm Jahre 1965 Organisa­
tions bestimmungen. 

Interessant ist aber; daß diese viden Einzel­
regelungen - ausgenommen lediglich das 
letztgenannte Gesetz - nicht p.uter dem 
GesiühtspUl.kt vorgenommen wurden, der ge­
änderten Verfassungdage RechI.ung zu t ragen ; 
vidmehr geschah dies jewdls nur zum Zwecke 
der VerbesseIung eiller Detailregdung. Mit 
der Frage hingegen, was auf dl m Gebiet der 
Gerichtsorganisation zu tun sei, um da� 
Problem der jewdl.:; in Ö.:;terreich geltenden 
Verfas&ung zu realisieren, hat man sich so gut 
wie nicht auseiL ar.dergesetzt . Auch das mag 
ein Grund dafür stin, daß oft VOll einer gewissen 
"Verfassu..ngsferne der Justiz" gesprochen wird. 

426 
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Dr. Balder 
Der Verfassungsgesetzgeber schien dieser Entwurf des die Tätigkeit des Obersten 

Haltung bis zu einem gewissen Grad noch Gerichtshofes regelnden Gesetzes, das alle 
dadurch Vorschub zu leisten, daß im Ver- älteren, zum Teil mehr als hundert Jahre 
fassungsübergangsgesetz 1 920 angeordnet alten Vorschriften beseitigt und die Stellung 
wurde, - daß die allenfalls entgegenstehenden des höchsten Gerichtes der Republik ent­
gerichtsorganisatorischen Bestimmungen auf sprechend der Bundes'Verfassung normiert. 

, dem Gebiet der Zuständigkeit und der Zu- Es erscheint dringend notwendig, daß dieser 
sammensetzung der Gerichte bis auf weiteres in bereits im Parlament eingebrachte Entwurf 
Kraft bleiben. dieses Gesetzes so bald wie möglich in Behand-

Außerhalb dieser Schutzbestimmung jedoch lung gezogen und verabschiedet wird. 
hat die Bundesverfassung auf das Gerichts- Eines der wichtigsten Bauelemente unserer 
organisationsrecht in einzelnen Punlden dero- Verfassung ist das föderalistische Prinzip. 
gierend gewirkt. Das Ausmaß dieser materiel- Ihm auch im Rahmen der Gerichtsorganisation 
len Derogationen zu beurteilen, ist sicher nicht zur Wirksamkeit zu verhelfen, erscheint mir 
einfach. eine lohnende Aufgabe. Die heutige Gerichts� 

Bekanntlich wird eine Überprüfung der struktur geht ja  auf die Zeit vor 1867 zurück, 
Verfassungsmäßigkeit eines aus der Zeit vor zum Teil auf die Maßnahmen des Jahres 1851 .  
dem Inkrafttreten der Bundesverfassung stam- Die Entwicklung unseres Verfassungsrechts­
menden Gesetzes voin Verfassungsgerichtshof lebens, in dem schließlich dem föderalistischen 

_ abgelehnt ; vielmehr tritt nach seiner Ansicht Prinzip zum vollen Durchbruch verholfen 
die Derogation von selbst ein. Das hat zur wurde, hat die Gerichtsstruktur an sich nicht 
Folge, daß jedes rechtsanwendende Organ im mitgemacht. 
Zweifelsfall selbst die Frage lösen muß, ob eine Aus diesen Überlegungen ergeben sich die 
Gerichtsorganisationsbestimmung noch in mannigfachsten Aspekte. Ich möchte nur 
Kraft steht oder nicht mehr in Kraft steht. 
Daß dabei eine Überforderung eintre, ten kann, 

einen herausgreifen, nämlich da.s Verhältnis 
des Höchstgerichtes zum föderalistischen Prin­

steht wohl außer Zweifel. zip . 
Auch für den Gesetzgeber entstehen schwer Daß eine einheitliche oberste Instanz in 

zu lösende Probleme, weil er bei einer Teil- der Rechtsprechung vorhanden sein muß, novellierung immer die Frage lösp-n muß, ob steht außer jedem Zweifel, weil nur dadurch 
nicht einzelne :Bestimmungen schon durch die Einheitlichkeit in der Judikatur gewahrt 
die Verfassung derogiert wurden. Es dürfte werden kann. Dieses oberste richterliche 
sogar schon vorgekommen ,sein, daß solche in Gremium muß sich jedoch, um den lebendigen 
ihrem Bestand umstrittene Bestimmungen Kontakt mit allen Teilen der Republik zu 
des älteren Rechtes novelliert wurden, ja  haben, so zusammensetzen, daß Richter aller , 
möglicherweise bereits durch das Inkrafttreten Bundesländer darin vertreten sind. der Verfassung wirkungslos gewordene Normen 
dadurch wieder eingeführt wurden. Die Schwierigkeit liegt aber nun, wie wir 

Schon aus diesem Grund müßte daher unbe- wissen, darin, daß naturgemäß erst bewährte 
dingt ein neues Gerichtsorganisationsrecht Richterpersönlichkeiten, die demnach schon 
eine sichere Basis für die Rechtsanwendung im fortgeschrittenen Lebensalter stehen, zu Mit­
schaffen. gliedern des Obersten Gerichtshofes ernannt 

Dieses neue Recht soll aber nicht nur vom werden können. In dieser Lebensphase aber 
Gesic.htspunkt der Rationalisierung, sondern entscheidet sich ein Richter nicht mehr 
auch 'Von dem der Verfassungstreue beherrscht leicht, seinen bisherigen Lebenskreis aufzu..; 
sein. Ich glaube, daß der Nationalrat wir- geben. Die mannigfachsten familiären, wirt­
kungsvoller als durch Feiern oder Festsitzun- schaftlichen und persönlichen Gründe sind 
gen den in wenigen Wochen zum hundertsten dafür maßgebend. Nicht zuletzt - stellt sich 
Male wiederkehrenden Tag der Entstehung auch das Wohnungsproblem in Wien einer 
der österreic bischen Verfassung dadurch würdi- Übersiedlung in die Bundeshaupt':itadt ent­
gen könnte, daß er gesetzgeberische Akte setzt, gegen. 
die die rE(chtsstaatliche Tradition dieses großen Das hat in den letzten Jahren dazu geführt, 
Verfaßsungswerkes in zeitgemäßer Form fort- daß immer weniger Richter aus den Bundeß­
setzen. Ein besonders geeignetes Objekt hiefür ländern am Obersten Gerichtshof tätig sind. 
wäre die schon lange ausständige Modernisie- Eine solche Entwicklung muß doch wohl mit 
rung und Kodifizierung des gesamten Gerichts- Besorgnis betrachtet werden, dies nicht nur 
organisationßrechtes unter dem Blickwinkel 'Vom Standpunkt der Interessen der Bundes­
der Verfassungsmäßigkeit. länder, sondern ebenso auch 'Von dem der 

In einem Punkte sind wir diesem Ziele schon gesamtstaatlichen Repräsentanz des Obersten 
unmittelbar nahegekommen. Ich meine den Gerichtshofes. 
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Dr. Halder 

Es jst mir eine Genugtuung, daß die :Mit- bar1\eit. gewährleistet Ült . Damit ""ürde auf 
glieder des Obersten Gerichtshofes selbst, ins- eine verhältnismäßig einfache Weise dem 
besondere auch durch die Erklärungen ihres Gedanken, der Ul1t3Cre gesamte staatlic,he Orga ­

Herrn Präsidenten , zum Au;:;druck gebracht ni�ation dnrchpuJRCll soll, nämlich dEm födera­
haben, daß sie diese Entwicklung mit ernster listischen Aufhau, an einer entsc'heideEden 
Sorge betrachten. Wir konnten dies erst vor Stelle der Staat�fun ktionen zum Durchbruch 
kurzem den let zten beiden Jahresberiehten verholfen werden. Somit wäre wiederum ein 
des Obersten Gerichtshofes entnehmen. Punkt. UllBerer Verfas8Ung im recht lichen Alltag 

Die sich zur Lösung die�es Problems aH- Wirklichkeit. geworden . Solche Prinzipie;l der 

bietenden Möglichkeiten sin d vor allem dit Hst- Verfassung zur Ausführung zu bringen, war 

rechtlicher Natur. Man muß wohl VOll der aber und wird
, 
��mer eine der notwendigsten , 

Erkenntnis ausgehen, daß sich in einem fort - ! aber aucb: l,eIlOlls
.
ten A�fgab��l der Gesetz­

geschrittenCll Lebensalter nur allzu selten ein i gehnng seln. (Be�tall be't der 0 V P.) 

Richter aus den Bundesländern zum Verlassen Präsidcllt Dipl . -Ing . Waldbrunner : Zum 
seines bish�rigen Wirk�ngskrei�es und seiner WOl L gemddet hat sich die Frau Abgeordnete 
engeren HeImat entschlIeßen WIrd. Man muß Dr. Ste lla Kleiu-Löw. Ich erteile es ihr. 
deshalb den Zeitpunkt , in dem ein Riuhtel' 
zum Mitglied des Obersten Gerich.tshof{·!' : . . . Abgeo�:d�ete Dr. Stella Klein-L?w (SPÖ) : 
ernannt werden kann, et.was vorverlegen. Herr Pl'asldent ! Hohes Haus ! MClne Damen 
Dies könnte dadurch geschehen , daß im und Herreu ! �ch möchte

. 
in einem kurzen Bei ­

Obersten Ckrichtshof eine n iedrigere St andes- �rag zur Jushzdeba�te em bes�nderes Pl'OLlel�l 
gruppe als die des Hofrates - also etwa die besprechen , das mlr gerade 111 unserer Zelt 
des Senatsrates, das ist die 4. Stancl('sgrnppe � b�l'ondel'� wicht ig ersc.h.eint , das Problem der 

eingeführt wird. Rwhter m unseler Zelt. 

Darüber hinaus müßte sowohl für die Er- Wenn wir zunächst fragen, welche Bedeu-
nennung zum Hofrat des Obersten Gerichtshofes tung diese Zeit in der Gesc h ichte des Re0htes 

als auch für die des erwähnten Senat[{rates hat, EO kann man sagen, daß es die Zeit der 
erreicht werden, daß die sogenannten Richt - großen Reformen ist , nicht etwa nur bei uns, 

linien, in denen die Mindestdiellstzeiten fest - wo die RefoI men zum Teil begonnen wurden , 

gelegt sind, aufgehoben oder zumindest wesellt- sondern . �
l
�n.de

t
sten s

w 
l
l
'n Europa, n der 

1· h h b t t d I h . . ht 
. ht ganzen ZIVI lSleI' en e t .  IC era gese z ·  wer en.  (j 1110C . . e nIC 

zögern zu sagen, daß ich die völlige Beseitigung ; 
. 
Wenn ich an den S t �afvon�u:g denke ,  an die 

dieser Richtlinien zumindest bei  den höheren I S trafrechtsreform , ar� dIe Famlhenrecht8refo�m, 

S tandesgruppen schlechthin für notwelldig von un�erem S l a11rlpuckt. aus g�sehen, so smd 
halte, weil es einfach nicht angeht, die Be- das drci ganz große Gel)l(�te, dIe das Rechts­

setzung wichtiger Richterposten mit geeigneten wesen ganz entscheidend verändern werden . 
Persönlichkeiten davon abhängig zu machen , Auf den Geist der Gesetze kommt es an 
ob 

.. 
eine gewisse An�ahl von Dienstjahren das wissen wir alle. Die GesetzesparagrapheI� 

zuruckgelegt worden 1st. enthalten diesen Geist. Die Tat wird beurteilt , 
Die spezifischen richterlichen Eigensc haftell , aber der Täter steht im Mittelpunkt . Der Täter, 

wie hohes juristisches Niveau , psychologisches also ein Memwh, wird verurteilt. Er wird 
Einfühlungsvermögen, Erfassen der Zusam- bedingt oder unbedingt verurteilt, er wird frei­
menhänge , kritische Beurteilu.ng der fremden gesprochen, ein Mensch, der dem Richter oft 
wie der eigenen .Ansicht und völlige Unbe- zum erstenmal gegenübersteht . Der Ric hter 
einfiußbarkeit sind so hochspezialisierte geistige versucht,  in ihn einzudringen , die Ursachen 
Phänomene, daß man sie eben mit dem Maß- seiner Tat zu erkennen. 
stab zurückgelegter Dienstjahre nicht messen Der aber, der ihn verw'teilt oder freispricht, 
kann . Genausowenig ist es möglich, mit den der die Entscheidung darüber hat, natürlich 
statistischen Zahlen der erledigten Akten die an Hand der Paragraph.en der Gesetze, was mit 
geistigen Leistungen zu erfassen, die hinter der dem Menschen, der gefehlt hat, zu geschehen 
Entscheidung über Recht und Unrecht , über hat, ist eben auch ein Mensch, der im Mittel­
Schuld und Unschuld stehen. punkt des Gesch.ehens steht . Der Urteilende 

Würde man sich daher zu einer solchen wie der zu Verurteilende sind heide irgend wie 
großzügigen Behandlung deI' Bewerber für den miteinander verbunden durch die Tat, die den 
Obersten Gerichtshof entSChließen, so würde es einen vor Gericht gebracht hat Ulld den 
wohl eher möglich sein, daß aus den Bundes- anderen dazu bringt , im Namen des Gesetzes 
ländern eine größere Anzahl befähigter Richter das Urteil zu sprechen . Das Gesetz weist den 
zum Obersten Gerichtshof kommt, womit der Weg, der Richter geht ihn. Ihm obliegt es, 
lebendige Kontakt zwischen den Gel ichten seine Urteilskraft zu nützen , um zu wissen , 
der Bundesländer und der Spitze der Gerichts- in weleher Art er diesen Weg gehen soll. 
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Dr. Stella Klein-Löw 

So ist es gerade für den Richter in unserer 
Zeit gar nicht leicht, seinen Weg zu gehen. 
Richter zu werden ist gewiß eine Berufung, 
Richter zu sein ein Beruf u n d  eine Berufung. 
Die Ausbildu.ng der Richter ist von aller­
größter Bedeutung und vor allem die Achtung 
dal auf, daß der ,richtige Nachwuchs da ist. 

Ich schließe mich hier Untersuchungen an, 
die von dem verehrten Herrn Präsidenten 
Schuster in zwei Nummern der " Österreichi­
schen Richterzeitung" gemacht wurden und 
die sich mit Nachwuchsfragen besch.äftigen. 
Aus der Tabelle, die dort veröffentlicht is.t, 
sieht man, daß im Jahre 1963/64, dem zur 
Verfügung stehenden letzten Jahr , das statistisch 
erfaßt ist, 80 Prozent der Promovierten der 
Rechts- und S�aatswissenschaften Menschen 
im Alter von 22 bis 26 Jahren waren. 19 Pro­
zent, also fast 20 Prozent, waren aber über 
26 Jahre alt. Immerhin waren es 7 Prozent, 
die das 30. Lebensjahr überschritten haben. 
Mehr als 1,5 Prozent standen zwischen dem 
35. und dem 39. Lebensjahr, und fast 2,5 Pro­
zent haben das 40. Lebensjahr überschritten. 

die fragen : Bin ich reif genug dazu ? Werde 
ich wirklich ein guter Richter sein ? Gerade 
diese Menschen zu ermuntern, ihnen die not­
wendigen Unterlagen zu geben, ihnen die 
Sicherheit und Gewißheit zu geben, wäre die 
Aufgabe aller. 

Der Richterberuf ist, soviel ich weiß, noch 
kein Mangelberuf, aber, er ist gewiß in Gefahr, 
einer zu werden. Da wollen wir uns überlegen, 
ob wir nicht jetzt schon, der Worte eingedenk, 
die Herr Präsident Schuster gesagt hat, mit 
der gezielten Werbung für diesen Beruf 
beginnen sollen. 

Ich habe gesagt : Unter den Guten, u.nter 
den sehr Guten die Besten. Wann findet man 
sie, wo findet man sie, wie findet man sie ? 
Ich glaube, es wäre gut, schon den Maturanten 
und Maturantinnen den Sinn des Richter­
berufes, die Idee nahezubringen, wieviel 
Verantwortung, Freude und welch hohe Auf­
gaben dieser Beruf in sich birgt, damit man 
sie schon zu dem Zeitpunkt in ihrer Wahl 
leitet. Auf der 'Universität muß man das dann 
selbstverständlich tun. 

So weit und so breit ist die S �reuung. Das Nicht nur, weil ich das jedes Jahr tue, 
sind also Menschen, die das Jusstudium voll- nicht nur als Frau, sondern als S raatsbürgerin, 
endet h.aben. ' Sie entschließen sich bei Gott als Politikerin, die sich Sorgen um diesen 
nicht alle, Richter zu werden, sie streben allen wichtigen Dienst macht, möchte ich darauf 
Rechtsberufen zu. Aber aus ihnen Richter zu hinweisen, daß es ein Reservegebiet gibt, das 
gewinnen, die zukünftigen Richter, ist eine überhaupt noch nicht ausgeschöpft ist. Das 
besonders wichtige Aufgabe. sind die Frauen, die Jus studieren, die promo-

lch darf wieder den Herrn Präsidenten vieren und in diesen Richterberuf nicht hinein­
Schuster zitieren, der sagt : "Die Nachwuchs- finden. Das sind aber auch die Mädchen an 
politik entscheidet nun weitgehend über die den Gymnasien, die noch nicht wissen, was 
Größe und Güte des Anteils, der davon" - sie studieren werden, und an den Richterberuf 
nämlich von diesem Nachwuchs, von diesen oft gar nicht denken, weil es heißt, daß es für 
Promovierten � "der Justiz zufällt, und über eine Frau fast unmöglich ist, in diesem Beruf 
seine Eignung, die Perßonalstände richtig zu unterzukommen. 
ergänzen, wobei sie vorausschauend den :Bedarf Ich möchte wieder einige statistische Zahlen 
und das künftige Angebot zu erwägen hat. angeben, wie viele Frauen es im Richterdienst 
Den in beidenRichtungen ßchonjetzt absehbaren gibt. Ich habe mir das zusammengest�llt, 
Entwicklungen wird · durch eine ßehr zielstre- ich hoffe , ich habe nichts ausgelassen : Oberster 
bige, konsequente und auf Stetigkeit bedachte Gerichtshof : keine ; Generalprokuratur : keine ; 
Nachwuchspolitik zu begegnen sein." Oberlandesgericht Wien - es sind die Zahlen 

Diesen ernsten Worten eines Mannes der für Wien -; keine ; S ;-aatsanwaltschaft Wien :  
Praxis, der gleichzeitig Vorsitzender der zu- ein Oberstaatsanwalt-Stellvertreter ; Gerichts­
ständigen Gewerkschaft ist, muß man den höfe I. Instanz : 1 Oberlandesgerichtsrat ; 
allergrößten Nachdru.ck verleihen. Man muß S taatsanwaltschaften : 1 S taatsanwältin, 1 zu­
alles tun, um mehr Richter zu. haben, und all( s  geteilter Richter ; Bezirksgerichte :  7, davon 
tun, um unter den Guten, den sehr Guten die 2 Oberlandesgerichtsräte, 1 Landesgerichtsrat, 
Besten zum Richterberuf zu bringen. 4 Bezirksrichter ; zusammen in Wien : 1 1 .  

Aber e s  ist eine Erfahrung unserer Zeit, daß Das besagt gar nichts. Stellen wir dieser 
sich gerade junge Menschen sehr schwer zu ' Z..Lhl die Zahl aller Richter gegenüber, so sind 
dies6m Berl1f entschließen. Ich habe wiederholt d.1s zirka - genau konnte ich es nicht heraus­
mit Menschen gesprochen, von denen ich fi'�lden - 450 judizierende Richter und zirka 
geglaubt habe, daß sie Eignung dazu' hätten, 65 Staatsanwälte. Wenn ich richtig zusam­
habe aber fast immer dieselbe Antwort be- mengezählt habe, sind das insgesamt 515 Rieh­
kommen : Interessant wäre es schon, aber ter und S taatsanwälte, von denen 1 1  Frauen 
werde ich es machen können ? Bin ich x:eif sind. Ich habe nicht versucht, das prozentuell 
genug dazu ? - Das sind gerade die Reifstbn, zu errechnen, das überlasse ich Ihnen. 

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 64

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 75. Sitzung - 1 .  Dezember 1 967 6089 

Dr. SteUa Klein-Löw 

Beim Jugendgerichtshof in Wien gibt es 
von 16 Richtern keine Frau, b.:'i der S,aats­
anwaltschaft beim Jugendgericht gibt es 
4 Staatsanwälte, keine Frau ; beim Jugend­
gericht Graz gibt es - glaube ich - 2 Richter, 
keine Frau. Das sind die Verhältnisse. 

Aber andererseits habe ich erfahren, daß 
eine Frau Doktor, deren Namen ich Ihnen, 
Herr Minister, falls Sie ihn wünschen, später 
gerne zur Verfügung stelle (Bunde8minister 
Dr. Kle cats k y :  Bitte I) , am Anfang des 
Jahres 1967 um Übernahme in den richter­
lichen Vorbereitungsdienst angesucht hat. Dies 
wurde jedoch mit der Begründung abgelehnt, 
daß keine Posten vorhanden seien. Mündlich 
hat man dieser Frau Doktor die wahre Be­
gründung bekanntgegeben, daß man nämlich 
Frauen nicht brauchen könne. Unmittelbar 
danach wurden in Linz mehrere Männer in 
den richterlichen Vorbereitungsdienst über. 
nommen. Damit ist wohl bewiesen, da ß im 
Justizressort entgegen den Bestimmungen der 
Bundesverfassung Frauen benachteiligt wer­
den. 

Ich halte das für sehr falsch. Ich sage noch 
einmal, nicht nur vom Standpunkt einer Frau, 
sondern vom allgemeinen Standpunkt : Wenn 
man unter den sehr Guten die Besten heraus­
sucht, dann kann man nicht so etwas machen. 
Verstehen Sie mich ganz richtig, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren. Das heißt nicht, 
daß ich je sagen würde, die Frauen seien als 
Richterinnen oder als Jugendrichterinnen 
besser, Männer seien schlechter. Nein, man 
braucht die väterliche Autorität in der Familie 
und überall, man braucht die Frauen. Aber es 
einfach so zu machen, daß man Frauen, statt 
sie zu ermuntern, um solche Posten anzusuchen, 
von solchen Posten abhält, das halte ich nicht 
nur verfassungsrechtlich für falsch, sondern 
ich halte es für unmöglich, ich halte es vom 
Standpunkt des Richternachwuchses für falsch 
und halte es außerdem für ungeschickt, weil 
man damit wieder brachliegende Talente auf 
diesem Gebiete hat, weil man Menschen, die 
Großes leisten könnten, einfach aus keinem 
triftigen Grunde aus diesem Beruf ausschließt . 
Ich glaube, daß man sich einmal ernst der 
Sache annehmen muß, Herr Minister. Ich 
glaube nicht, daß das eine bewußte Sache ist, 
die vom Ministerium, vom Minister ausgeht, 
aber irgend wo stimmt da etwas nicht. Das 
muß repariert werden. 

Besonderes Augenmerk schenke ich den 
Jugendrichtern. Daß sich dafür die Frauen 
sicherlich eignen würden, wird wohl niemand 
bestreiten. Ich zitiere aus dem Jugendgerichts­
gesetz. Es spricht im § 34 über die besondere 
Eignung für Jugendsachen : 

"Zu Strafrichtern und Staatsanwälten in 
Jugendstrafsachen und Jugendschutzsachen 

dürfen nur solche Richter und Staatsanwälte 
bestellt werden, die sich durch pädagogisches 
Verständnis auszeichnen. Sie sollen vorher in 
Vormundschaftssachen tätig gewesen sein und 
über die wichtigsten Lehren der Pädagogik, 
Psychologie und Psychiatrie unterrichtet sein." 

So das Gesetz , auf das wir alle stolz sind, 
das vor gar nicht vielen Jahren - ich glaube, 
im Jahre 1961 - beschlossen wurde. Wir in 
diesem Hause, die im Ausschuß an diesem 
Gesetz mitgearbeitet haben, wissen, daß wir ­
gerade wir Sozialisten - dieses Gesetz noch 
fortschrittlicher, noch moderner machen woll­
ten, daß der damalige Herr Minister alles dazu 
getan hat, um dieses Gesetz zu einem Muster­
gesetz für Europa und die Welt zu machen. In 
einigen Fällen ist es uns nicht gelungen, mit 
unseren Ideen durchzudringen. Aber alles in 
allem : Es ist ein modernes, es ist ein gutes 
Gesetz. Dieses Jugendgesetz erkannte die 
besondere Eignung eines Richters und Staats­
anwaltes, die für die Judizierung auf diesem 
Gebiet erwartet werden muß. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
sagen, daß der Angeklagte wirklich im Richter 
die Gesellschaft sieht. Hier tritt ihm der 
Mensch gegenüber, gewi ß,  aber er sieht im 
Menschen die Gesellschaft, die ihn für das, 
was er getan hat, zur Rechenschaft zieht. Je 
nachdem, wie der Richter ist, sieht der Mensch, 
besonders der junge Mensch, die rächende 
oder die helfende Gesellschaft, die verstehende 
oder die ihm verschlossene Gesellschaft, aber 
auf j eden Fall die Gesellschaft, die durch einen 
Menschen repräsentiert wird, den Richter, 
und durch einen zweiten, den Staatsanwalt, die 
über ihn in diesem Augenblick, bei dieser Tat, 
in diesem Zustand die Macht haben. - So 
sieht er das. Bei Jugendlichen ist dieser Ein­
druck besonders stark. 

Aus Büchern, die man liest - es ist erst 
vor kurzem ein sehr interessantes Buch über 
"Jugend im Gefängnis" erschienen -, sieht 
man, welche Bedeutung dem Urteilsspruch, 
dem Urteilenden zugemessen wird. Wir brau­
chen uns aber gar nicht nur auf das Buch zu 
beziehen. 

Einige Kollegen des Justizausschusses - ich 
war dabei - waren vor kurzer Zeit in Kaiser­
ebersdorf. Wir haben j unge Menschen an der 
Arbeit gesehen. Wir haben junge Menschen 
gesehen, die Gemeinschaftsinteressen haben. 
Wir haben junge Menschen gesehen, unter 
denen wahre Amateurkünstler in ihrer Art 
waren. Sie alle waren doch nicht Verbrecher. 
Sie haben Vergehen oder Verbrechen begangen. 

Wenn man weiß, daß sehr viele Vergehen, 
Verbrechen, die junge Menschen begehen, auf 
die verfehlte Erziehung oder auf den Mangel 
an Erziehung zurückgehen, dann weiß man 
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auch, daß Strafmaßnahmen zum Teil Er­
ziehungsmaßnahmen sind. Wenn man diesen 
Menschen Freude an der Arbeit · und ein 
gewis�e8 Verständnis entgegenbringt, dann 
werden sie aus Protestierenden gegen die 
bestehende Gesellschaftsordnung vielleicht doch 
Bejahende und Mitarbeitende werden. Man 
ist allen, die dort arbeiten, allen Richtern, 
die mit den jungen Menschen zu tun haben, 
den Psychologen, den Erziehern und allen 
anderen - über die Bewährungshelfer wird 
noch zu sprechen sein - großen Dank schuldig, 
und man soll ihnen sagen, welchen Wert ihre 
Arbeit hat. Es handelt sich nicht nur um den 
jungen Menschen, der dort ist, sondern es 
geht auch um den Menschen, der dann die 
Anstalt verläßt und der später einmal weitere 
mit sich zieht, der vielleicht anderen vorlebt 
und auf diese Weise, einmal der Gesellschaft 
wiedergewonnen, positive und nicht negative 
Einflüsse bildet. 

Eine verwirrte, eine verworrene Jugend ist 
es, mit der die Jugendrichter, die Jugend­
staatsanwälte, der Strafvollzug für jugend­
liche Verbrecher zu tun haben. Der jugendliche 
Verbrecher kommt einmal durch ein verspätetes 
Trotzalte.r zustande, ein anderes Mal wird eine 
Fehlentwicklung dadurch hervorgerufen, daß 
der Körper sich schneller entwickelt als Seele 
und Geist, daß der körperlichen Akzeleration 
eine geistig-seelische Retardation gegenüber­
steht. Oft ist es ein Kind, das in Mannes� 
oder Frauengestalt vor dem Richter steht und 
in dem Richter wirklich den Vater sieht oder 
sehen kann. 

Aus all dem, was jetzt Psychologen, Päd­
agogen und Strafrechtsvollzugsspezialisten aus 
den Büchern herauslesen, erkennen wir, daß es in 
jeder Strafzeit drei Entwicklungsperioden gibt : 
die Anfangszeit, die Mittelzeit und die Ent­
lassungszeit. In der Anfangszeit kommt nach 
den Augenblicken der tiefsten Erschütterung 
die Hoffnung : Werde ich es schaffen ? Hier 
will man mir helfen ! - Ich habe Zeichnungen 
eines Jugendlichen im Anfangsstadium seines 
Strafvollzuges gesehen. Er zeichnet Bäume, 
sie stehen alle aufrecht, sie sind voll Blüten. 
Im Mittelvollzug kommt dann die große Ent­
täuschung und Erstarrung. Derselbe Jugend­
liche zeichnet schon ganz anders : die Bäume, 
die er früher aufrecht stehend und in Blüten­
pracht gezeichnet hat, sind Trauerweiden 
geworden, ohne Blüten. Und dann kommt die 
Zeit der Entlassung herbei : Und wieder 
bekommen die Bäume Blüten, und der junge 
Mann sieht sich nun als Meister der Welt : er 
hat es überstanden!  Die Frage ist : Tun wir 
genug, um ihm zu helfen, nachher mit sich 
fertigzuwerden � 

Ich möchte jetzt zum Schluß kommen und 
sagen : Wir sind, wie ich es schon ausgespro-

chen habe, stolz auf unser Jugendgerichts­
gesetz, wir sind stolz auf unsere Richter ; 
nicht nur auf die Jugendrichter, sondern auf 
alle Richter, die die österreichische Tradition 
wahren. Ihnen muß man danken, man muß 
jede Gelegenheit benützen, um ihnen zu 
danken. Ich war öfter bei Veranstaltungen der 
Jugendrichter, bei Jahresveranstaltungen der 
Richter, und ich war immer zutiefst beindruckt 
von der Art, wie sie über die Menschen spra­
chen, die ihnen - überliefert werden, sage ich 
hier, in Wirklichkeit aber ihnen anvertraut 
sind. Der junge Mensch in der feindlichen 
Welt sieht in dem Richter vielleicht doch 
noch eine Möglichkeit. Wird er in die Welt 
zurückfinden 1 Wird er sich - ihr anpassen 1 
Wird er den Verführungen widerstehen kön­
nen ? Wird er ein eigenes Urteil gewinnen 1 
Oft ist der Urteils spruch der erste Schritt zur 
Selbstbesinnung ; nicht immer. 

/ 
So möchte ich sagen : Es ist von großer 

Bedeutung, daß Richter und Richterinnen aus 
allen Kreisen der österreichischen Bevölkerung 
bewußt geworben werden. Es darf keinen 
Richternachwuchsmangel geben, es darf nie­
mals einen Mangel an Menschen geben, die 
das Beste leisten wollen ! Die österreichische 
Richtertradition, von der ich sprach, ist die 
Richtertradition der Milde und des Verstehens, 
die Richtertradition des modernen Humanis­
mus. 

Meine Damen und Herren ! Hohes Haus ! 
Bald werden es hundert Jahre sein, seitdem 
das Staatsgrundgesetz beschlossen wurde ; bald 
werden es auch hundert Jahre sein, seitdem 
das Versammlungsgesetz Wirklichkeit ge­
worden ist ; bald werden es hundert Jahre sein, 
seitdem das Gesetz über die Reichsvertretung 
Tatsache geworden ist ; und bald werden es 
hundert Jahre sein, seitdem das Gesetz über die 
richterliche Gewalt beschlossen wurde. Das 
sind denkwürdige Tage, und uns sollen sie zu 
denken geben, daß etwa in die gleiche Zeit 
der Geburtstag des Parlaments und der 
Geburtstag der modernen Gestalt des richter­
lichen Wirkungskreises fällt, des Richters, der, 
nur von seinem Wissen und Gewissen geleitet, 
frei urteilt, frei bestimmt. (Beifall bei der SPO.) 

. Präsident DipL-lng. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Hauser. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Hauser (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Es ist schon oft von dieser Stelle aus 
damit begonnen worden, es sei eigentlich eine 
ziemliche Selbstverständlichkeit, daß beim 
Wechsel der Regierung, beim 'Wechsel im 
Ressort an die geleistete und vorhandene 
Arbeit angeknüpft wird. Ich kann mich an 
den Begipn solcher Debatten erinnern, in 
denen auch unser jetziger Herr Justizminister 
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auf Fragen vor allem der sozialistischen und konzis im Konkreten zu arbeiten. Denn 
Kollegen, ob er die schon im Ressort geleistete wir haben eigentlich für solche Arbeiten nur 
Arbeit verwerten werde oder ob er sie für ein halbes Jahr Zeit. Schon wird uns im 
unbrauchbar halte, ausdrücklich in dem Sinn nächsten Herbst wieder ein Vierteljahr mit 
positiv geantwortet hat, daß selbstverständlich Debatten über das Budget sozusagen auf den 
die bisher geleisteten und auch wertvollen Kopf fallen. Vielleicht werde ich mich, wenn 
Arbeiten die Grundlage seiner weiteren Hand· ich mehr graue Haare habe, einmal mit dem 
lungsweise sein werden. Es ist eben nicht so, Thema befassen, ob es notwendig ist, daß wir 
daß ein Regierungswechsel das Jahr null wäre. in dieser Art Budgetdebatten führen müssen. Ich 
Die Fragen, die in einem Ressort anstehen, habe in meinem Unterbewußtsein das Gefühl, 
ergeben sich ganz naturgemäß, und jede daß schon viele Kollegen so wie ich denken. 
Regierung, wie immer sie zusammengesetzt Ich sage das nur deswegen, weil wir bei 
sein mag, würde vor diesen Fragen der Zeit dem großen Reformwerk des Strafrechts­stehen und sich mit ihnen befassen müssen. wesens rasch im Ausschuß arbeiten sollten. Die 

Ich will ganz offen sagen - mein Kollege Raschheit soll aber durchaus nicht mangel­
Staatssekretär Kranzlmayr hat es schon aus- hafte Arbeit bedeuten. Aber vielleicht könnten 
gesprochen - :  Die Arbeiten, die bis jetzt in wir uns im wesentlichen auf noch differente 
den früheren Regierungen im J ustizministe- Fragen beschränken. Ob die Frage eines 
rium geleistet wurden, sind durchaus so, daß Unterausschusses oder gleich einer Ausschuß­
sie die Diskussionsgrundlage für eine fortge- arbeit im vollen Justizausschuß jetzt schon 
setzte Debatte bilden können. Insbesondere erörtert sein muß, möchte ich dahingestellt 
die auf dem Gebiet des Strafvollzuges und der sein lassen. Aber diese Präzisionsarbeit, die 
Strafrechtsreform vorliegenden Entwürfe sind nur Ausschüsse leisten können - ich hoffe, 
dur�haus diskussionsfähige und für die jetzige daß wir da an alte Traditionen anknüpfen 
RegIer�ng. brauch�are Entwürfe. Daß da und können -, gibt uns allein die Hoffnung, daß 
dort VIelleICht geWIsse Akzente anders gesehen wir mit diesen Gesetzeswerken wirklich noch in 
werden, kann uns nicht hindern, die Hoffnung I dieser Legislaturperiode fertig werden können. 
auszusprechen, daß wir uns auf der Basis der " . 
vorhandenen Entwürfe, auch in der neuen Wenn �Ir dIe ver�angenen ArbeI�en auf 
Gestalt, wie sie vielleicht 'etzt ins Haus d�m Geb�et des JustI�wesens beurteI�en, so 
kommen werden oder wie sie J zum Teil schon konn�n WIr sage� : Es gI?t gute, ausgezeIchnete 
im Hause sind, einigen können. Der heutige Arbelt�n. - dIe Arbeiten der Straf:.ec�ts­
Redner der ÖVP, Dr. Kranzlmayr, hat das kom:�msslOn . wurden schon so oft gewurdlgt, 
schon zum Ausdru k gebra ht daß ICh es mcht mehr zu tun brauche -, aber 

Ich möchte nur :nfügen, 
c
daß wir uns viel- auch .manche Arbeiten, ��e von �eni�er Glüc.k 

leicht eines bewußt machen sollten : Ich habe b.egleltet waren . . Ic.h mochte .mICh .�etzt mIt 
im Jahre 1947 den Doktorhut bekommen, emem solch�.

n BeIspIel der wemger gluckhaften 
nachdem ich ein Nachkriegsstudent gewesen Ressortbemuhu�gen . befassen . und zu dem 
war, durch die Kriegswirren aus dem Studium Thema der SozlalgerIChtsb�rkeI� et�as sagen, 
gerissen. Ich habe aber noch sehr deutlich das Herr Kolle�e Dr. Klemer m semer Rede 
in Erinnerung, wie damals Professor Kadecka schon angeschmtten hat. 
auch über die Bemühungen um die vergangene Der Entwurf des �ustizministers Dr. Broda 
Strafrechtsreform vorgetragen hat und mit aus dem Jahre 1965 �st - man muß es wohl so 
welch wehmütiger Stimme er die Zeitumstände sagen - schwerWIegenden Bedenken der 
Ende der zwanziger Jahre und in den dreißiger begutacht�nden Stellen ausgese�zt gewesen. 
Jahren schilderte, welche die Ursache dafür Dagegen smd vom Obersten GerIChtshof, von 
waren, daß die damaligen Bemühungen, ein d�n Oberlandesgerichten, dem Verfassungs­
gemeinsames deutsch-österreichisches Straf- dIenst, der Präsidentenkonferenz der Land­
gesetz zu verwirklichen, gescheitert sind. wirtschaftskammern, dem Landarbeiterkam­
Wir sollten uns, glaube ich, klarmachen, daß, m�rtag, der Bundeskammer der gewerblichen 
wenn wir es in dieser Legislaturperiode nicht Wlrtschaf�, den. Rechtsa�wälten �n� Notaren, 
zuwege brächten, diese Arbeiten zu beenden, dem ArbmtskreIs der WIener J uflstischen Ge­
wir vielleicht einen viel größeren zeitlichen seIlschaft erhe.bliche Einwendungen, auch ver­
Rückschlag erleiden würden, als wir es jetzt fassungsrechthcher Art, vorgebracht worden. 
vielleicht annehmen. Dieser Umstand macht es erklärlich, warum 

Wenn wir im nächsten Jahr beim Straf- auf diesem Gebiete nicht an konstruktive 
vollzug, in der Strafrechtsreform konkret zu Entwürfe, die schon vorliegen, angeknüpft 
arbeiten beginnen, durch diese gigantische werden kann. Dennoch möchte ich sagen : 
Arbeitsbehinderung der Plenardebatte des Bud- Selbst dieser, wie ich meine, verunglückte 
gets nicht mehr von solchem Tun abgehalten, Entwurf hat seine positiven Wirkungen ge­
dann sollten wir uns fest vornehmen, rasch zeitigt, indem er nämlich eine ungeheuer breite 
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Diskussion entfacht hat, eine Diskussion, die 
sich nicht nur in der Kritik des Entwurfes 
ergangen hat, sondern die auch Mängel der 
bestehenden Rechtslage aufgezeigt hat, über 
die wir vielleicht bis jetzt hinweggebllckt 
hatten. Darin sehe ich einen positiven Effekt 
dieser Reformbemühung. Man kann ihr j a  
eine gute Abs.icht nicht absprechen. 

Das aber macht erklärlich - ich möchte 
das ganz offen sagen -, daß der neue J ustiz­
minister es gar nicht sehr viel leichter in der 
Fortsetzung der Reformbemühungen der So­
zialgerichtsbarkeit haben wird. nenn die nun 
neu aufgezeigten Probleme machen:- es auch 
für ihn nicht ganz leicht, den Entwurf so zu 
erstellen, daß er nun nicht neuerlich Anfech­
tungen gleicher Heftigkeit ausgesetzt wäre. 

Darf ich kurz schildern, wo eigentiich das 
Hauptanliegen der Reformbemühung lag. Zu­
nächst in der organisatorischen Zusammen­
fassung der Arbeitsgerichte in ihren Zustän­
digkeiten, der Einigungsämter, soweit sie 
rechtsprechende Tätigkyit entfalteten, und der 
Schiedsgerichte der Sozialversicherung in ein 
System neuer, so zu benennender Sozial­
gerichte. In der organisatorischen Zusammen­
fassung so heterogener Rechtskomplexe, wie sie 
die gegenständlichen sind, lag gewissermaßen 
schon der Keim des Scheiterns, wie ich glaube. 
Den arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten und 
auch den Fällen, · wo Einigungsämter recht­
sprechend tätig sind, liegen ja Rechtsverhält­
nisse zugrunde, die auf privatrechtlichen Ver­
einbarungen, auf Dienst- und Beschäftigungs­
verhältnissen beruhen. In den Verfahren für 
solche Rechtsstreitigkeiten gilt die Dispositions­
maxime der Partei, während in dem Leistungs­
streitverfahren der Sozialversicherung andere 
Lebensverhältnisse vorherrschen. Hier liegt 
eine öffentlich-rechtliche PHichtversicherung 
zugrunde, ein Umstand, der der Parteien­
vereinbarung gänzlich entzogen ist. Es steht 
auch nicht d�r Antagonismus Dienstgeber -
Dienstnehmer zur Debatte. Auch die Selb­
ständigen sind heute weitgehend in die soziale 
Sicherheit einbezogen. Auch die Regel, die 
sonst im Zivilrechtswesen gilt, das Prinzip der 
Rechtskraft, wird · in diesen Bereichen nicht 
ohne weiteres so zu halten sein wie etwa im 
Bereich des Zivilprozesses. 

Diese Heterogenität der Rechtskomplexe 
scheint mir dafür zu sprechen, daß auch bei 
einer künftigen Reformbemühung auf sie 
Rücksicht genommen werden muß, daß vom 
Versuch Abstand genommen wird, hier einen 
gemeinsamen Gerichtstypus für beide Bereiche 
zu schaffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat be­
kanntlich fünf Zweige ihrer Gerichtsbarkeit 
entwickelt : Zivil- und Strafrecht, Arbeitsrecht, 

Steuerrecht, Sozialversicherungswesen und die 
Allgemeine Verwaltung. Für jeden dieser 
Rechtszweige is.t eine eigene Gerichtsbarkeit 
mit obersten Gerichtshöfen vorhanden. Wir 
wissen, daß man damit keine guten Erfahrun­
gen gemacht hat und daß wir durch unsere 
Verfassungslage gar nicht gezwungen wären, 
eine solche Entwicklung anzubahnen. Im: 
Gegenteil : Wir sollten uns hüten, solche Ten­
denzen hochkommen zu lassen. Man sollte 
überdies nicht die Gefahr neuer divergenter 
Rechtsprechungen bei den Höchstgerichten -
diese Problematik hat uns vor einigen Jahren 
heftig befaßt - wachrufen. 

Trotz dieser Bemühung, die Gerichtsbarkeit 
möglichst als eine Einheit zu bewahren, 
sollten wir aber sagen : Zwischen der Arbeits­
gerichtsbarkeit im engeren Sinn und der Sozial­
versicherungsgerichtsbarkeit, soweit es Lei­
stungsstreitigkeiten betrifft, sollten wir diesen 
organisatorisch trennenden Unterschied viel­
leicht in einem gewissen Sinne bewahren. 

Diese Heterogenität der Fragen hat auch in 
dem vorliegenden Entwurf dazu geführt, daß 
in bezug auf das Verfahren; das anzuwenden 
ist, keine Vereinheitlichung möglich war. 
Nach wie vor sollte die Zivilprozeßordnung 
für die Zivilrechtsstreitigkeiten gelten, die · 
Sonderverfahrensvorschriften des ASVG. wur­
den zum Teil weiter übernommen, und daneben 
galt noch immer für gewisse andere Verfahrens­
bereiche das Allgemeine Verwaltungsverfahrens­
gesetz. Mit dieser Einstellung, hier nicht alles 
zu homogenisieren, was nun einmal nicht 
homogen ist, sollten wir in der Zukunft die 
Reformbemühung in Gang setzen. 

Zu einem weiteren Punkt, den auch Herr 
Dr. Kleiner aufgeworfen hat, zur Frage näm­
lich : Wie soll es mit den sogenannten Laien­
richtern in diesen Verfahrensverhältnissen 
sein � 

Wenn ich das Wort Laienrichter ausspreche, 
so zögere ich bereits, weil ich glaube, daß 
dies ein falscher Ausdruck ist. Der Richter­
begriff unserer Verfassung ist eindeutig fixiert, 
er ist charakterisiert dadurch, daß die Organ­
walter für die Gerichtsbarkeit durch den 
Bundespräsidenten oder durch einen hiezu 
bevollmächtigten Minister ernannt werden, 
daß ihnen die Garantien der Unabhängigkeit, 
Unversetzbarkeit und Unabsetzbarkeit ver­
liehen sind und daß · Altersgrenzen das Aus­
scheiden aus dem Richterberuf festlegen. Der 
beamte te, vor allem der ju ristisch vorgebildete 
Richter ist der Richter unserer Bundesver­
fassung . 

Im Artikel 91 unserer Bundesverfassung 
ist davon die' Rede, daß das Volk an der 
Rechtsprechung mitzuwirken hat. Das müßte 
zweifellos, wie ich meine, nicht nur auf 
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Schöffen- oder Geschwornengerichte beschränkt 
werden, sondern aus diesem Absatz 1 des 
Artikels 91 folgert zweifellos auch die Mit­
wirkung des Volkes in anderen Bereichen der 
Rechtspflege. 'Venn es vielleicht zunächst 
auch nur als Programmsatz erscheinen mag, 
so meine ich doch, daß wir nicht postulieren 
können, daß jene , die vom Volke her an rler 
Rechtsprechung mitwirken, Richter seien. Sie 
wirken wohl an der Rechtsprechung mit, 
aber begrifflich sind sie nicht Richter. Und 
sie - die Laienrichter - zu solchen zu er­
klären, das war wohl auch einer der gerügten 
Mängel, die in dem diskutierten Entwurf ent­
halten waren. 

Nun möchte ich aber zu den Fragen vor ­
dringen, die Herr Dr . Kleiner ebenfalls auf­
geworfen hat. Es wurden im Zuge der Dis­
kussion über diesen Entwurf auch Argumente 
laut, die bemängeln, daß das j etzige System 
der Ernennung und der Auswahl der Laien­
beisitzer verfassungsrechtlich bedenklich sei . 
Man zielt also darauf hin, daß der jetzige 
Zustand, nämlich Nominierungen der Inter­
essenvertretungen für diese Laienbeisitzer und 
die Bestellungsart - bei den Schiedsgerichten 
durch den Landeshauptmann, bei den Arbeits­
gerichten durch die Präsidenten der ent­
sprechenden Gerichtshöfe -, ebenfall s ver­
fassungsrechtlich bedenklich sei .  

Ich möchte nun meiner persönlichen Meinung 
Ausdruck geben, daß mir manche überspitzten 
verfassungsrechtlichen Formulierungen in der 
Diskussion über dieses Thema untergekommen 
sinll. Ich finde in der Verfassung zunächst 
unmittelbat' überhaupt nichts über die Art 
und Weise der Bestellung der Mitwirkenden 
aus dem Volke. Ich muß zunächst daraus 
schließen, daß offenbar einfache Bundes­
gesetze diese Frage regeln können . 

Inwieweit nun aus der Verfassung allgemeine 
Grundsätze hervorleuchten, die uns für diese 
bundesgesetz lichen Regelungen gewisse Richt­
linien bieten, das wird nun sehr heftig in 
Juristenkrcisen diskutiert . Da findet man 
aber - und ich glaube, da befinde ich mich 
vielleicht in Ü bereinstimm ung m i t  Doktor 
Kleiner - Formu i i erungen, die mir juristisch 
nicht stichhältig scheinen ,  abpi" auch Honst 
nicht recht ins Ohr gehen wolleu . 

Da wird et,va der Grundsatz aufgc:stellt : 
Bei den Laien sei es erfordE'rlich, dcn 
Bestellungsvorgang demokratischer zu wählen 
als bei den Ri chtern. Mir scheint die::;e For­
mulierung unzutreffend.  Ich frage mich über­
haup t : Ist der Richter etwa auf undemo­
kmtische Art bestellt 1 Wird unsere Rechts­
ordnung nicht genügen, die diesen Bestellungs­
vorgang in unserer Gerichtsverfassung regelt, 

und ist es so, daß wir' hier gewissermaßen 
ein Thing einberufen werden müssen, um die 
Mitwirkung des Volkes zu bestellen ? 

Ich glaube, wir sollten diesen Diskussionen 
zuhören, wir sollten dem R8,t auch von Ver­
fassungsjuristen durchaus nicht unser Ohr 
verschließen, wir sollten aber auch manche 
Übertriebenheiten in verfassungsrechtlicher 
Observanz nicht mitmachen. (Abg. Robert . 
W e i 8z:  Sind Sie für die Auj'las8ung der Arbeits­
gerichte ?) Bitte, ich glaube, Sie müssen mich 
stark mißverstanden haben, wenn Sie noch 
nicht herausgehört haben, wohin ich ziele, 
H err Kollege. Offenbar habe ich mich abel' 
zuwenig deutlich ausgedrückt. 

Ich plädiere dafür - Sie werden es vielleicht 
gleich besser hören -, daß wir einmal die 
Frage der Laienbeteiligung mit einem gewissen 
pragmatischen beruhigenden Gefühl unter­
suchen sollen. Volk - im Sinne dieser Ver­
fassungsstelle - ist zweifellos doch jedor, 
der nicht Richter ist. N atürIich ist der Richter 
auch biologisch Angehöriger unseres Volkes, 
aber im Sinne dieses Gegensatzes zwischen 
Ri chter und denen , die als Laien an der 
Rechtsprechung mitzu'wirken haben, wäre also 
zu sagen : Volk ist jeder ,  dee nicht Richter ist. 

Wenn wir nun bei den bisher praktizierten 
Nominierungsvorschriften sehen, daß Inter­
e-ssenvertretungell, die schon bald fast den 
gesamten Kreis unserer Bevölkerung irgendwie 
decken, Nominierungsvorschläge ill dieser Art 
für die Bestellung dieser Mitwir kenden aus 
dem Volke erstatten, dann sehe ich persönlich 
keinen Grund, daran zu zweifeln, daß das 
ein demokratisch zulässiger Vorgang für ihre 
Auswahl ist. 

Vielleicht kann man in der Frage dÜI" 
Bestellung noch manches gegenüber der 
jetzigen Rechtslage verbessern. Das möchte 
ich durchaus nicht leugnen ; aber wenn ich 
sage, daß praktisch doch alle BevölkcJ ungs­
kreise in einer gewissen Weise entweder 
Dienstnelunpr oder Dienstgeber sind, so scheint 
mir die RepräRentanz des Volkes durch die, 
die hier in Betr acht zu ziclwn s ind , eigentlich 
genügend gewährleistet . .  Jetzt hoffe ich , Herr 
Kollege, da,ß Sie mich endlich doch verstanden 
habell . Oder zweifeln Sie noch immer an (km , 
was ich meine ? 

Ich möchte noch etwas dazUt.iagen. 'VeHll 
m an hedenkt, daß in der Sozialversicherung 
St,jt jeher das Pl inzip der Selbstvenyaltung 
vom Staat akzep tie :·t ,va l " ,  daß sich diebe 
SelhstverwaltUl�g alH ein Organ z'wischen 
DienstnehmelkreiKen und Dienstgeber kreisen 
darstellt, wenn man im Bereich der Gewerbe­
gerichte und auch der j etzigen ArbeitEgerichte 
auch akzeptiert, daß DienstJgeber- und Dien::;t­
nehmerkreise bei dei" Laienmitwirkung maß-
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geblich sein sollen, dann , glaube ich, kann 
man schon aus historischen und soziologischen 
Gründen einer anderen Lösung schwer das 
Wort reden. Manche Verfassungsjuristen - wie 
ich gelesen habe - denken in der Richtung, 
daß hier, ähnlich wie bei ,Geschwornengerich­
ten, eine g�nz allgemeine Art der Bestellung 
anzustreben sei. Ich glaube, es wäre doch 
auf jeden Fall nicht gut, wenn in einer solchen 
Wahl nach Art von Schöffen oder Geschwornen 
auf einmal zwei Dienstgeber oder zwei Dienst­
nehmer die Beisitzer in einem solchen Verfahren 
wären. Das scheint doch auch, wie ich glaube , 
solchen Herren nicht vorzuschweben . 

Ich plädiere ganz deutlich dafür, daß man 
in ' der Frage der Laienbeteiligung gewisse 
historisch gewachsene Systeme nicht über 
Gebühr mit Verfassungsargumenten strapa­
zieren sollte. \Venn wir bei der Bestellung 
verfassungsrechtlich noch manches besser for­
mulieren könnten, besteht dagegen kein Ein­
wand. Mir aber scheint schon wichtiger zu 
sein, daß die Gesetzeslage vorsorgt, sach­
kundige Laien für diese Ämter zu berufen, 
und daß nicht das blinde Walten des Zufalles 
gewissermaßen als Garantie für bessere Ge­
richtsbarkeit auf diesem Gebiet angesehen 
wird. Da habe ich einmal wo gelesen, wo­
möglich das Los als eine solche besonders 
demokratische Methode zu empfehlen. Das 
schiene mir ganz besonders abwegig . Ich glaube, 
in der Demokratie ist das Los immer nur 
ein Ausweg für den Fall, daß Willens­
haltungen zu irgendeinem ! Blockieren des 
Systems führen ; aber eine grundsätzlich 
demokratischere Methode im Auslosen von 
Beisitzern zu finden, dafür habe ich kein 
Verständnis .  

Ich glaube, daß wir in der Frage eigentlich 
gar nicht voneinander entfernt sind. Ich 
weiß nicht, ob Sie gegen irgend jemand pole­
misiert haben. Gegen un�, Herr Dr. Kleiner, 
würden sich solche Meinungen nicht richten. 
Nun darf ich auch sagen - damit hier keine 
Irrtümer entstehen - : Die Arbeitstagung in 
Schwechat, von der Sie gesprochen haben, 
Herr Kollege Dr. Kleiner, auf der auch Herr 
Justizminister Dr. Klecatsky gesprochen hat, 
hat die Aspekte auch der Laienbeteiligung 
erörtert ; verschiedene Herren sind · dort zu 
Wort gekommen. Was hat nun Herr Justiz­
minister Klecatsky gesagt ? Er hat gesagt, 
er sei uberzeugt, daß sich Möglichkeiten er­
öffnen, für die Berufung der V olksmitwirken­
den in der Sozialversicherungsgerichtsbarkeit 
einen verfassungsrechtlich gangbaren Weg zu 
finden, der auch den berechtigten Wünschen 
der Interessenvertretungen entgegenkommen 
wird. Insofern dabei der Eigenart dieses 
Zweiges der Gerichtsbarkeit Rechnung ge-

tragen wird und daher die gefundene Lösung 
nicht als ein Vorbild für die verfassungs­
gerechte Verwirklichung der Volksmitwirkung 
in anderen Sparten der Rechtspflege angesehen 
würde, könne dies wohl in Kauf genommen 
werden. 

Es besteht kein Anlaß ,  hier aus· Sorge 
gegen künftige Regierungsschritte schon jetzt 
eine gewisse Stimmung zu erzeugen. Ich 
hoffe, ich habe Ihnen mit meinen Ausführun­
gen, wenn solche Sorgen bei Ihnen entstanden.' 
sein sollten, auch dazu verholfen, daß Sie sie 
ad acta legen können.  

_ Dennoch behaupte ich aber, daß die der­
zeitige Rechtslage bei der Bestellung und 
der Auswahl der Beisitzer nicht befriedigend 
ist. Wer die Praxis kennt, wird das auch 
zugeben . Mir scheint es nicht richtig zu sein, 
daß im konkreten Fall der Beiziehung von 
Laien für gewisse Senatsverhandlungen das 
Gericht selbst praktisch die Auswahl der Bei­
sitzer vornimmt. Das scheint mir ein echter 
Mangel der jetzigen Rechtslage zu sein. 

Ich selbst war bis vor kurzem noch Bei­
sitzer beim Ohersten Gerichtshof und weiß, 
wie man dort als Beisitzer geladen wird oder -
auch nicht wird. Es sollte auch zugegeben 
werden, daß wir die Unvereinbarkeitsvor­
schriften für Beisitzer, die bisher nicht vor­
handen sind, im Geset2. formulieren sollten. 
Es ist sicherlich nicht richtig, daß ich als 
Abgeordneter auch heute noch Beisitzer beim 
Obersten Gerichtshof sein könnte, was nach 
den jetzigen Bestellungsvorschriften nicht ein­
mal verhindert ist. Man kann hier bestimmt 
Reformen und verfaHsungsrechtliche Sanie­
rungen vornehmen, nur sollen sie nicht aus 
überspitzten verfassungsrechtlichen Situa� 
tionen, die gewissermaßen neu als Schwierig� 
keit auftauchen, ersohwert werden. 

Nun noch ' einige Worte zu dem Problem 
der ordentlichen oder der Sondergerichtsbar­
keit. Der Entwurf hat sich verbal, möchte 
ioh sagen, zur ordentlichen Gerichtsbarkeit 
bekannt, aber wenn wir unsere Verfassung 
lesen, dann müssen wir zugeben, daß das 
nicht eine Frage der Bezeichnung ist. Was 
ordentliche Gerichtsbarkeit ist, wird man 
wohl in ,übereinstimmung mit dem § 1 der 
Jurisdiktionsnorm finden müssen. Wenn die 
soziale Sondergerichtsbarkeit de facto auf 
Basis neuer Gerichtstypen installiert wird, 
dann hilft uns der § 1 wenig, in dem gesagt 
wird, diese Sozialgerichte seien ordentliche 
Gerichte. 

Die Errichtung solcher eigener Sozialgerichte 
wäre auch aus verschiedensten Gründen ein 
Torso geblieben. In der ersten Instanz hätten 
diese Gerichte eigentlich nur eine andere 
Bezeichnung, nämlich statt Arbeitsgericht 
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Sozialgericht, erhalten, denn in den Kom­
petenzen dieser erste�l Instanz ist im wesent­
lichen nur die bisherige Arbeitsgerichtsbarkeit 
enthalten gewesen. Sozialversicherungsrecht­
liche Leistungsstreitigkeiten wären dort j a 
nicht abzuwickeln gewesen .  

I n  der zweiten Instanz, b e i  den l'3oge­
nannten Sozia]geri chtshöfen , hätten sich 
mannigfache andere Sch"wierigkeiten ergeben. 
Dort wären zwar Kompetenzen zusammE'n­
geflossen, aber in gCJ'ichtsorganisatorischer , 
in finaüzieller und persönlicher Hinsicht hätte 
es viele Schwierigkeiten gegeben. Die größ te 
wäl'e wohl die gewosen, daß es in kleinen 
Bunrteqläadern übcl'ha,upt nicht möglich ge­
wesen wä' e, die so imolt.al1imtel1 Heuen Gel ichts­
höfe, bei denen ein Prä�ident, ein Vizepräsident 
und - trüs faciunt collegium - noch ein 
drittel' Beruf:-.;richter zu bestellen gewesen 
wäre, mit der nötigen Arbeitsauslastung zu 
versehen. Denn alle diese Riehter sind j a  
unversetzbar, uuabsetzbar und \\"ürden, �wenn 
sie nicht genügend Arbeit aus dem Ti tel 
ihrer Kompetenz hätten, offenbar spazieren­
gehen müssen. 

Daf.1 wäre kaum ein konkreter Beitrag zu 
e iner vernünftigen Gcrichtsl'eorganisation ge­
wesen. In dem Entwurf war dieses Dilemma 
auch zu spüren gewesen, und so kam man 
auf den Ausweg der Doppelcl'nennungen. 
Richte,' sollten also bei verschiedenen Sparten 
der Geriohtsbarkeit zu Richtern ernannt wer­
den kÖ.:1uen. Allein der Amfweg war wieder 
verfassungswidrig, wie unH naohgewiesen wurde, 
und m blich der Entwurf zwangsläufig auch 
an dieser Stelle im Feuer liegen. 

Weite:'e Bedenken gegen die vorgeschlagene 
Regelung ergaben sich aus der postulierten 
besonderen Eignung diesel' Beruftll'ichter bei 
den Sozialgel'ichten . Wir haben an keiner 
S telle unsel'er Gerichtso rganisation sonst eine 
solche besondere Eignung gefordert . Man 

spricht von der nö tigen Spezialisierung, die 
sicherlich nicht bestritten werden kann, aber 
eine gediegene Ausbildung unserer Richter 
ist zweifellos nuch im Rahmen der onlent­
lichen Gedchtsbarkeit mögl ich.  Zersplitterung 
in Spezialistentum sol lte wohl übedlaupt ver­
mieden werden. 

Ich meine nun : \Veull wir in unserem ganzen 
Rechtsleben eine Entwicklung sehen, die da­
durch gekennzeichnet ist, daß oft verschiedene 
Lebensgebiete in den Vord ergrund treten, 
manche wieder zurücktreten - denken Sie 
etwa an das Verkehrsrecht, das yor fünfzig 
Jahren bestimmt keinerlei besondere ProLle­
matik geboten hat, und die heutige hoch 
entwickelte MotoJ'i,::;ierung und die überbe­
deutung des Verkehrsstrafrechtes -, wenn 
wir jeder solchen sich zeigenden Entwicklung 

von Lebensinteressen immer dadurch Rechnung 
tragen wollten, daß wir für ein solches hervor­
tretendes Interesse gleich Sondergerichtsbar­
keiten einrichten, würden wir in Kürze sicher­
l ich unsere ganze einheitliche Gerichtsorgani­
sation aufs Spiel setzeIl. Der Ruf nach Sonder­
gerichten sollte aber, glaube ich , aus eben 
diesen Gründen det' Einheit unserer Gerichts­
barkeit unterlassen werden. 

Darf ich da kurz auf ein Prinzip kommen, 
das mich jetzt nicht in Gegensatz zu meinem 
Freund Halde)' bringen soll ; er hat davon 
ge�pl'ochen , dnß der Föderalismus auch in 
der Gerichtsbarkeit irgendwo besser und mehl' 
durchgeführt werden sollte als bisher, und 
hat dafür plädiert, daß beim Zugang zum 
Obol'sttm Gerichtshof ge,yis:'le verbessel te Mög­
li chkei ten geboten werden sollen , sodaß auch 
Richter aus den Bundesländern diesen \Veg 
antret.en . Ich plädiere durchaus für diese 
Möglichkeiten, und es besteht kein Einwand. 
'Was ich nicht für richtig finde, wäre, daß 
man (Abg. Probs t : Jetzt kommt daS "Aber" I) 
- das wird Ihnen vielleicht, glaube ich, 
ganz gut ins Ohr gehen, Herr Kollege -
das hundesstaatliche Prinzip, das es bekannt­
lich auf dem Gebiet der Gerichtsbarkeit bei 
um; nicht gibt, womöglich einführt. Ich meine 
nämlich, es ist ganz gut, daß "\Vir uns zum 

Bundesstaat bekennen. \Velen unsere zwei 
anderen Staatsgewalten - Gesetzgebung und 
Vollziehung, Verwaltung im engeren Sinn -

geteilt sind zwische11 Oberstaat und Ländern, 
so soll es gut sein. Wir vertreten diese 
Haltung durchauR .  Aber vwmöglich dem 
Föderalismus auch auf dem Gebiet der Ge­
richtf;barkeit. von neuem das '''ort zu l'eclen, 
dafür wäre ich nicht zu habeIl. Daß die 
dri tte Staatsfunktion ausschließlich Bundei'i­
sache ist, das ist ganz gut so . In Ländern, 
in denen dieses Prinzip, vielleicht dem Volke 
gar nicht gemäß , aufgezwungen wurde - ich 
denke etwa an Deutschland - , ist man, 
glaube ich, gar nicht mit dem Zustand zu­
frieden. 

Dm- Garant für die Einheit der Gerichts­
barkeit ist nun einmal eine einheitliche Gerichts­
ol'gani8ation , uud wir sollten nicht auf andere 
\Veise, auch nicht durch neuentwickelte 
Sondergericht.sbarkeiten, an dieser gesunden 
Basis nagen. Man ruft. ja bei uns auch nicht 
danach, da I.{ wir Mieteugel'ichtshöfe oder Ve1'­
kehrsgeric i::.tshöfe errichten sollen, weil diese 
F ragen spezielles vVissen erfordern. \VAnn 

Sie Heller-Radl nehmen, diese 18bändige 
Mietrechtssammlung, es bedeutet schon aller­
hnnd , dieRes Wissen zu haben. (Abg. M o s e "': 
Jetzt fängt man wieder von neuem an I) Aber 
wir wo1l0n auch nicht eine eigene Mieten­
gerichtsbarkeit haben. 
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Es geht also ganz gewiß so, daß wir unter 

Bewahrung einer möglichst einheitlichen Ge­
richtsol'ganisation auch die Frage der Sozial­
gerichtsbal'keit irgend wo in den Griff be­
kommen können. Integration und nicht Des­
integration sollte dabei unser Ziel sein. Be­
ginnen sollten wir aber meiner Meinung 
nach - damit komme ich auf die schon 
vorher angedeuteten doch erheblichen ver­
fassungsrechtlichen Vorfragen zurück - mit 
der Eingliederung der Schiedsgerichtsbarkeit 
der Sozialversicherung in die bestehende Ge­
richtsorganisation.  Damit würde uns einmal 
schon automatisch ein Vorteil zufliegen, näm­
lich der, daß die hauptberufliche Beschäftigung 
mit diesen Agenden den Richtern sicher das 
Einarbeiten in die sehr komplizierte Materie 
des Sozialversicherungsreclüs ermöglichen 
wird. Jetzt sind sie nämlich bei den Schieds­
gerichten der Sozialversicherung nur neben­
beruflich tätig. 

Wir könnten bei dieser Gelegenheit auch, 
glaube ich, die wenig schöne Situation be­
enden, daß der Hauptverband der Sozial­
versicherungsträger die Spesen dieser Schieds­
gerichtsbarkeit trägt. (Abg. Dr. Broda: Herr 
Kollege ! Das ist nichts N eues ! Alles das war 
im Entwurf 1965 vorgesehen I) Ja , aber mit 
den untauglichen Mitteln, daß sie als Sonder­
gerichtsbarkeit ausgebildet war (Abg. Doktor 
B 'roda: Es war auch nicht als Sozialgerichts­
barkeit vorgesehen I) , daß wir die Sozialrichter 
verfassungswidrigerweise so bezeichnet haben, 
und daß es also . , .  (Abg. Dr. B'r oda: Im 
übrigen war es ein Entwurf!) Das ist richtig, 
aber wir müssen zugeben, Herr Kollege Broda : 
er half um; insofern nicht weiter, als wir auf 
ihn zweifellos nicht au fbauen konnten. Die 
Einwendungen waren zu gro ß .  Aber der 
V orteil dieses Versuches war , daß j etzt mit 
schärferer Lupenreinheit die Probleme erkannt 
werden. 

\Venn wir uns also zunächst darauf be­
schränken, die sozialversicherungsrechtlichen 
Leistungsstl'eitigkeiten in die normale Ge­
richtsoI'ganisation einzubauen, so wäre das 
ein Sch,itt weiter, und er würde zunächst, 
glaube ich, auch genügen. Mit dem Konzept 
der Sozialgerichtsbarkeit der früheren Art 
war ja doch mehr verbunden, als nur gewisse 
Schwierigkeiten oder verfassungsrechtliche Be­
denken zu beseitigen. Hier steckte ja ein 
anderes Konzept dahinter, eines, das wir 
allerdings nicht mitzumachen bereit sind . 
Es war sehr korrespondierend, die Bemühungen 
auf dem Gebiete der Arbeitsrechtskodifikation, 
die dort ausgeprägten Vetsuche, dieses Rechts­
gebiet auch als ein Sonderrechtsgebiet des 
bürgerlichen Rechts zu deklarieren und dazu 
dementsprechend eine eigene Gerichtsbarkeit 

zu entwickeln. Ich glaube, das fördert nicht 
die Einheit unserer Rechtsordnung ; wir 
brauchen auf dem Gebiet des Arbeitsrechtes 
nicht eigene, vomZivilrechtswesen abweichende 
Begriffe zu schaffen, und daher ist es auch 
nicht notwendig, gerichtsförmig hier Sonder­
wege zu gehen. 

Aber bei dem wünschenswerten Versuch, 
mit den Sozialversicherungsschiedsgerichten, 
die uns schon in der Vergangenheit verfassungs­
rechtliche Sorge bereitet haben, weiterzu­
kommen, sollten wir noch eine Frage an­
schneiden - Herr Kollege Kleiner hat sie 
ebenfalls angeschnitten, nur weiß ich nicht 
mit welcher Tendenz. Ich meine, die Frage 
der sogenannten sukzessiven Kompetenz, die 
uns dort beschäftigt, sollten wir auch eher 
pragmatisch sehen. Sie wissen, daß nach 
Artikel 94 der Verfassung Justiz und Ver­
waltung in allen Instanzen zu trennen sind. 
Dieser Grundsatz bezieht sich auf die Organi­
sation unserer Gerichts- und Verwaltungs­
behörden, er soll vor allem ausschließen, 
daß Gerichts- und Verwaltungsbehörden in 
instanzenmäßiger Zusammenfassung in einem 
einheitlichen Rechtsmittelzug verknüpft wer­
den. Das i st nach lUlserer Verfassung zweifellos 
unmöglich. Dem Gesetzgeber ist es aber 
nicht verwehrt - das hat der Verfassungs­
gerichtshof, glaube ich, schon zweimal ent­
schieden -, daß man sogenannte sukzesRive 
Kompetenzen schafft, also zunächst einmal 
die Zuständigkeit einer Verwaltungsbehörde 
formuliert und nachfolgend allenfalls die Kom­
petenz einer Gerichtsbehörde, wenn nur diese 
beiden Bereiche nicht instanzenmäßig ver­
knüpft sind. 

Man. muß zugeben : Manchem Verfassungs­
rechtier kommt diese vom Verfassungsgerichts­
hof für zulässig erklärte Art der sukzessiven 
Kompetenz bedenklich vor. Ich frage mich 
j a  auch wieder nur pragmatisch : Wenn der 
Verfa,ssungsgerichtshof der Meinung war, es 
sei dies eine mögliche Lösung, dann sollten 
wir eR dabei bewenden lassen, es muß da 
nicht hemmgeklügelt ,,'erden, ob man es 
noch anders sehen könnte. Beruhigen wir uns 
also an der vorhandenen Judikatur des Ver­
fassungsgerichtshofes und lassen wir doch 
den Sozialversicherungsträgern die Bescheid­
möglichkeit im Leistungsstreitverfahren . 'Wir 
haben ja die sukzessive Kompetenz dadurch 
geschaffen, daß durch Klage beim Schieds­
gericht eben dieser Bescheid außer Kraft 
tritt, und wenn wir nun in Hinkunft eben 
nicht in das Oberlandesgericht Wien - und 
das ist vielleicht wirklich eine etwas aus­
gefallene Idee gewesen -, den obersten Rechts­
zug einmünden lassen, so wird das auch 
eine Normalisierung der Zustände bedeuten. 
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Ich glaube also, daß viele praktische Er- Ich bin der Sekretär der Lebensmittelal'beiter. 

wägungen dafür sprechen, daß wir es hei - Mit diesem Verantwortungsgefühl ausge­
dieser SukzesRivkompetenz - ich habe bei stattet , sehe ich keine konkrete Gefährdung. 
Herrn Dr . Kleiner so das Gefühl gehabt, Ich glaube nur, daß es unser aller Pflicht ist, 
er sei auf diesem Gebiete eher zu den Be- wenn wir in diesem Bereiche tätig sind, so 
dächtigen zu zählen - bewenden lassen sol l ell . zu handeln, daß die Verantwortungshmvußten 
Und dazu darf ich wieder sagen , daß sich in beiden Lagern jeweils an der Macht blt'iben .  
auch in  diesem Punkte der Herr Justiz- Dafür kann man nämlich wechselseitig wiI ken 
minister bei der Arbeitstagung in Schwechat - so glaube ich. Und dann ist es eigentlich 
ganz klar geäußert hat. Er hat nämlich nicht anders in diesem Bereich der demo­
ebenfalls zum Ausdruck gebracht, daß er kl'atischen Selbstverwaltung wie hier im Par­
dafür eintritt, daß den Sozial versicherungs- lamento (Zwischenrufe.) Glauben wir doch 
trägern das Bescheidrecht in diesen Fragen alle nicht, daß das Parlament bereits allein 
gewahrt bleibt. Es ist also kein GIUnd zur der Gar'ant für die Bewahrung der Demokratie 
Beunruhigung, falls irgendwelche herrschen , ist. Ist nicht unser Verhalten, wie wir uns 
sollte, daß künftige Reformbemühungen auf hier als Parlamentarier geben, mit ausschlag­
diesem Gebiete in Richtungen gehen, die gebend dafür, ob die Demokl at.ie gewahrt 
vielleicht gemeinsamen Auffassungen großer werden kann odel' nicht ? Um nichts anderes 
Kreise nicht entsprechen soUten. Vielleicht geht es mir, nämlich an jeder Stelle, wo immer 
müssen wir uns aber mit weniger begnügen, wir Verantwortung tragen, so zu denken . 
vielleicht sollten wir eben - wie gesagt - Mehr habe ich mit dieser Phrase im Vorjahr 
zunächst einmal nur diesen Schritt tun. nicht sagen wollen. 

Zum Abschluß darf ich nur noch einige Ich habe immer das Gefühl, meine sehr 
kleine Repliken zu Herrn Dr. Kleiner bringen. geehrten Kollegen, wenn wir die Demokratie 
Er hat mich mit meiner vorjährigen Rede nicht zuschanden reiten wollen, dann müßten 
zitiert, wo ich gesagt habe, wir sollten in wir doch immer wieder in uns gehen. Vielleicht 
dem sozialpartnelschaftlichen Bei eich die Ge- sind wir oft lässig. Alle, auch die Fen:..seher 
fahr sehen, daß unter Umständen diese und die Racliohörer, können heute Parlamen­
kollektiven Mächte nicht mehr ihrem ur- tarismus anders mitverfolgen als fI üher. Die 
sprünglichen Zwecke dienen, den einzelnen Öffentlichkeit der Galerie war immer schon 
in Schutz zu nehmen ; daß sie ihn sozusagen gegeben, aber heute ist zweifellos für unser 
in die Gefahr der Abhängigkeit bringen ; Wir ken eine größere BreitenwiI kung vor-
diese Gefahr sollten wir sehen. handen als früher. 

Herr Abgeordneter Dr. Kleiner , ich weiß ,  S o  sehe ich die Dinge sozialpal'tner�chaftlich. 

Sie kennen mich vielleicht nicht so genau . Und ich sehe sie gar nicht andel·s auf der 

Aber es muß doch schön langsam durch - E bene ullilCler hier im Parlamentarü mus spielen­

gesickert sein, wie ich in diesen Fragen denke. den Demokt atie. Wenn diejenigen, die die Ver­

Mir also anzudichten, daß ich hier vielleicht antwortung tragen, sie mißbrauchen, dann 

eine gefährliche Entwicklung sehe, eine kon- wird jedes menschliche gesellschaftliche System 

krete gefährliche Entwicklung, das, glaube zuschanden werden. Wir können nicht glauben, 

ich, wäre wirklich unfair. Ich glaube auch , daß wir nur in Verfassung und in Rechts-
vorschriften Sicherheit finden . Ich bin Ihrer Sie haben es nicht so gemeint. Aber darf 

ich Ihnen dennoch eines sagen, Herr Abge- Meinung : Der Rechtsstaat ist in der Ge -

ordneter : Wenn wir in diesem Bereich , wo sinnung unserer Bevölkerung verar.kert. Aber 

die soziale Autonomie gilt, versagen sollten, pflegen wir doch dieses Gefühl. Ich glaube, 
man könnte sich hie und da mehr im Zaume dann muß doch jedermann zugeben, daß 

das nicht nur eine Gefahr für die Sozial- halten, gerade wenn ich mir eine solche 
- wie ich sie nannte - arbeitsbehindernde p artnerschaft,  sondern eine Gefahr für den 

ganzen Staat wäre, eben weil wir durch unsere Budgetdebatte des heurigen Jahres vor Augen 

heutige gesellschaftliche Entwicklung in eine führe. (Be·ifall bei der Ö V P.) 

so ungeheure praktische Machtfülle geraten Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Zum 
sind. Das ist eine Entwicklung, die sich aus Wort g{ mddet hat sich der Herr Abgeordnete 
unserer Industriegesellschaft ergibt. Ich glaube Moser. Ich erteile es ihm. 
daher, daß es auch auf diesem Felde notwendig Abg€Ol dneter Moser (SPÖ) :  Hohes Haus ! 
ist , mit größter Vorsicht und Verantwortung Mtine sehr gE ehrten Damen Ul: d  Herren ! Die 
zu denken. Verhar.dlungen über das Kapitd Just iz im 

Ich habe damals ja auch extemporierend von Plenu m des Na1 ionah ates sollen mein€f Mei­
Lohnpolitik gesplOchen und habe gesagt : nung na( h ni. ht l1ur eine Aussprat he üt er die 
Heute muß man Lohnpolitik wie ein Staats- großen Probl{ me v.merer Red:;.tsordmmg be­
mann betreiben und darf sich nicht einbilden : inhalten, sor.dern auch vielleic ht kleinere 
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Probleme anschneiden, die zweifellos auch für 
jene, die im Bereich unserer Justizverwaltung 
und in der Rechtsprechun g tätig sind, VOll 
·Wichtigkeit sind . 

Ich möchte mich daher heute mit einigen 
Fragen des Personals beschäftigen, und zwar 
des nichtrichterlichen PErsonaL; und des Per­
S0l1als in der Justizwache. Ich habe einen 
Teil dieser Probleme schon bei den DebattBn 
im Finanz- und Budgetaussehuß zum Anlaß 
genommen, an den Minister Fragen zn stellen, 
und ich bebtät ige , daß ein Teil jener Fmgen, 
die damals nicht sofort beantwort et werden 
konnten, mir inzwischen in Form eines Briefes 
beant.wortet wurden. 

Da möchte ich gleich zum ersten Punkt 
dieses Briefe" auch hier noch einmal etwas 
sagell. Es handelt sich um die Einreihung des 
Vollstreekungsdieustes. Sie sagen mir, Herr 
Minister, daß der Vollstreckungsdienst � was 
auch ich gesag t habe � in die Verwendungs ­
gruppe D eingereiht Üit, und Sie sagen mir 
weiter, daß bei der Finanzverwaltung der 
etwa vergleichbare Steuereintreibungsclieni'lt 
ebenfalls nur in D eingereiht wäre, nicht aber 
in C. Aber im gleichen Atemzuge , Herr 
Minister, sagen Sie und bestätigen Sie mir in 
diesem Brief, daß es bei der Finanzverwaltung 
doch AJ...'lnahmen gibt, daß dort also doch 
Bedienstete des Vollstreckullgsdienstes in die 
Verwendungsgruppe C eingereiht sind ; sie 
heißen, wie Sie schreiben , Sondervollstrecker. 

Es gibt also � und das haben wir ja auch 
bei unseren Verhandlungen im Finanz- und 
Budgetausschuß gemeint � Ausnahmen im 
Bereiche der Finanzverwaltung. Diese Aus­
nahmen auf der einen Seite im Bereich der 
Finanzverwaltung sind ja letzten Endes die 
Ursache, warum natürlich auch  im Bereiche 
der Justizverwaltung - und ich verstehe das 
vollkommen - das Bestreben besteht, einen 
Vollstreckungsfachdienst einzuführen und die 
Bediensteten dieses Fachdienstes, selbstver­
ständlich nach Ablegung der erforderlichen 
Prüfungen, dann ebenfalls in die Verwendungs­
gruppe C einzureihen. Bisher gibt es ja bei dem 
Vollstreckungsdienst im Bereiche der J ustiz­
verwaltung eine solche Möglichkeit nicht. 
Sie schreiben zwar, Herr Minister, daß jeder 
Bedienstete natürlich die Möglichkeit hat, 
nach Ablegung der erforderlichen Prüfungen 
in die C-Laufbahn zu kommen, oder auch 
weiterhin sogar in die B-Laufbahn überstellt 
werden kann. Ja aber, Herr Minister, mit der 
C- oder B-Prüfung sind sie ja nicht mehr 
im Vollstreckungsdienst, sondern scheiden 
dort aus und haben eine andere Dienstlauf­
bahn eingeschlagen. 

Ich bin mir schon klar darüber, daß das 
eine Zeitlang dauern wird, bis vielleicht 

die Einführung eines solchen Vollstreckungs­
fachdienstes, der meiner Meinung nach sicher­
lich auch notwendig wäre, nun im Bereiche 
der Bundesregierung akzeptiert wird. 

Aber viElleicht gäbe 0S, Herr Minister, 
einen Ausweg, und ich glaube, den sollte man 
prüfen ; vielleicht gäbe es zumindest in der 
Übergangszeit einen Ausweg. Ich möchte 
meillen , daß die Vollstrecker, die heute in 
der Verwendungi'lgruppe D III eingestuft sind, 
doc h nach einer gewissen Anzahl von Dienst­
jahren und nachdem sie ihre Kurse absolviert 
haben, in die Verwendungngruppe D IV über­
stellt. werden. Es würde damit eine gewiRse 
Beruhigung eintreten. Man könnte Ihnen 
zugute halten, daß damit doch bis zu einer 
endgültigen Lösung eine Art Übergangslösung 
gefunden wird. Ich würde, Herr Minister, 
doch darum ersuchen, daß , wenn man schon 
von der anderen Frage ,veiß , daß sie lange 
Zeit offenbleiben wil d - ich weiß schon, 
daß da auch noch Zusammenhänge anderen­
orts bestehen -, zumindest in der Über­
gangszeit allenfalls zu dem Mittel dieses 
Ausweges , den ich hier angedeutet habe, 
gegriffen wird. 

Zum zweiten haben Sie mir auf meine 
Frage , wie das nun mit dem Fahrkostellersatz 
sei , schriftlich. erwidert. Worum handelt es 
sich bei diesem Fahrkostenersatz ? Meine 
Damen und Herren ! Wir klagen immer wiec1er 
darüber, daß es nicht möglich ist, qualifi­
ziertes Personal zu erhalten. In der Privat­
industrie ist es geradezu selbstverständlich, 
daß Bedienstete , die au.ßerhalb ihres Dienst­
ortes wohnen, vom Dienstgeber die Kosten 
der Zureise zu ihrem Dienstort und der Heim­
reise zum Wohnort ersetzt bekommen. Im 
öffentlichen Dienst ist das bisher nicht mög­
lich, und ich begreife durchaus, daß ein 
junger Mensch lieber in die Privatindustrie 
geht als in den öffentlichen Dienst, wenn 
ihm die Privatindustrie diese Begünstigungen 
gewährt. 

Wir h.aben voriges Jahr über diese Fragen 
schon diskutiert, und Sie sagen mir nun in 
Ihrer Beantwortung auf meine Frage, was 
inzwischen geschehen sei, daß das Bundes­
ministerium für Justiz in dieser Angelegenheit 
schon im März 1966, also noch in der Zeit 
lhres Amtsvorgängers, Herr Minister, an 
das Bundeskanzleramt herangetreten ist. Und 
Sie sagen mir weiter, im Juni 1966 und im 
März 1967 hätten im Bundeskanzleramt Be­
sprechungen darüber stattgefunden. Das Bun­
desministerium für Justiz - sagen Sie mir -
hat im Juni 1967 neuerlich schriftlich auf die 
Notwendigkeit einer raschen Lösung dieses 
Problems aufmerksam gemacht. Eine Antwort 
des Bundeskanzleramtes sei aber bisher nicht 
ergangen. 
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Herr Minister, verstehen Sie mich nicht deH Fahrkostenersatzes auch ein Instrument 
falsch, das floll jetzt keine Kritik am Mini- sein könnte,  gewisse Schwierigkeiten zu über­
sterium sein ,  ich möchte Sie sogar in dieser winden . Vielleicht sind die Schwierigkeiten 
Frage unterstützen, aber ich glaube, so geht in Wien gar nicht so groß wie draußen in den 
es doc h nicht. Das Bur.deskanzleramt wird Bundesländern . Je kleiner der Ort ist , an 
im März 1 966 auf ein Problem aufmerksam dem ein Gericht tätig ist, umso eher wird 
gemacht , das das Justizminißterium, und zwar natürlich der Fall eintreten, daß Kräfte, die 
oh

.
ne .Rü:ksich� al�f den jeweiligen �1i�iStf'l" I dort ttiiig sein sollen, nic�t am Gerichtsort, 

als wIrklIch drmghcheB Problem amaehl. Im ßor.flern außerhalb des Genchtsortes wohnen. 
Juni 1 966 und im März 1 967 wird das Bunües- , . 
kanzleramt wieder damit befaßt. Es wird . NUil zu .emem �nde�en �roblem. Es handelt 
dann m,uerlich urgiert., aber das Bunde::;- SICh dabeI 

.. 
um

+ 
dw Em�eIlnmg de

.
r V�

,
�ste

_
her 

k I mt .. h t · l·C-t·l " 1  haupt l1I'cht (Abn I der GeschaftsR ,dlen bel den Sozlalgellchte
. 

n .  anz era , ru r ·  [, . I I  )er . ' .  ;) '  I ' .. 
' W" 

, 
Dr. van Tongel: Der Koordinator ist heute i l

G
ch 

h
h�

f
�e, da

II
ß li? 

d
,len

V
· dlC V

d
orsteher cbe::;e

B
,r 
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Bundeskanzleramt offenbar nicht bereit ist , ül�ma , 111 . um��rel en, WeI 
,
auge lC 

in solchen weil sicherlich nicht welt,bewegel1lkn, keIn DlCllstposren dafur vorhanden 1St. 
a bel' in ihrem inneren Gehalt. doe h außer­
ordentlich wichtigen Problemen des Personals 
etwas zu tun. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe also 
ernstlich die Befürchtung, daß dann, wenn 
das BundeiSkanzleramt solche Probleme, die 
von einem Minister aufgeworfen werden, so 
dilatorisch behandelt, einmal wirklich größte 
Sd1.wierigkeiten eintreten werden. Und wenn 
diese Schwierigkeiten dann da sind, wenn das 

Herr Minü.;tcr ! Ich vermag zu verstehen, 
was in dem betreffenden Bediensteten vorgeht, 
der sieht, daß es an einem Ort sehr wohl 
möglich ist., daß seine Leistung mit B bewertet 
wird, er aber an süinem Ort nieht einmal 
in C IV, geschweige denn in B eingereiht ·werden 
könnte. Ich meine doch, daß das Gefühl, daß 
der Betreffende ungerecht behandelt wird, 
zumindest eine gewisfle moralische Berech­
tigung hat. 

Personal nicht mehr vorhanden ist, wird in Vveil ich gerade vom Bezirksgerieht in 
der Bevölkerung ein gewisses Unbehagen der Radetzkystraße in Graz gesprochen habe, 
entstehen. Denn nicht zum erl-ltel1mal, sondern wo ja das Sozialversicherungsschiedsgericht 
wiederholt wurde hier schon beredte Klage Graz untergebracht ist, möchte ich auch noch 
geführt, daß die Richter nicht mehr imstande eine Frage , die dieses Gericht angeht, daran­
sind, rechtzeitig die Urteile abzudiktieren,  knüpfen. Herr :Minister ! Seit zwei Jahren 
daß die Urteile nieht mehr rechtzeitig oder , ·wird in dem Gericht umgebaut . Es ist ein 
f��t nicht mehr r�chtz.eitig. gesehric?en we�.

den 

I 
unhal

,
tbarer �ustand, wie

. 
sic� dies�s G�ri

.

c�t 
konnen, sodaß eme UrteIlf:lausfertIgung uber derzeIt darbIetet. Es WIrd Ja weIterhm 111 
Gebühr auf sich warten läßt. Wenn also diese dem Gerichtsgebäude gearbeitet. In den Ver­
Schwierigkeiten noch st.ärker werden, dann handlungssälen wurde vor langer Zeit der 
wird sich das Bundeskanzleramt meiner Mei- Verputz abgeschlagen, es ist kein neuer 
nung nach sicher nicht an die Brust klopfen aufgebracht worden. Stellen Sie sich einmal 
und sagen : Wir haben zu lange zugeschau.t, vor, welchen Eindruck die Menschen von 
sondern dann wird der Schuldige irgend wo einem Gerichtssaal und von der ganzen Ein­
gesucht werden, wo er gar nicht ist. (Präsident richtung dieses Gerichtes haben, wenn sie in 
Walln e r  übernimmt den Vor8itz .) Ich möchte unverputzten Verhandlungssälen ihre Klage 
gerade die.ses Problem zum Anlaß nehmen, vorbringen oder sich zu verteidigen haben. 
auch an die Adresse des Bundeskanzleramtes Abgründe in diesem Gericht sind mit primi­
den sehr ernsten Appell zu richten, diesen tiven Latten nur abgesichert. 
- ich sage es noch einmal - nicht großen, 
aber wichtigen Problemen mehr Augenmerk 
als bisher zu schenken. 

Ich stimme hier mit der Auffassung des 
derzeitigen Justizministers, die ja auch Auf. 
fassung des früheren Justizministers war, 
völlig überein : Es muß mehr als bisher getan 
werden, um diese ernsten Schwierigkeiten, 
vor denen wir schon stehen, zu überwinden. 
Ich bin der Meinung, daß gerade die Frage 

Ich glaube, daß die Zeit von zwei Jahren 
doch hätte ausreichen müssen, um die ordent ­
liche Instandsetzung herbeizuführen. Wenn 
es aber so weitergeht, wie es bisher gegangen 
ist, stehen wir in zwei Jahren wieder hier 
und sagen : Herr Minister, es ist noch immer 
nicht fertig ! Ich weiß schon, daß das Landes­
bauamt zuständig ist, aber ich kann mir 
nicht vorstellen, daß nicht etwa von Ihrem 
Ministerium her oder auch vom Bautenmini-
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::;terium her etwas Druck dahintergetzt wird, 
um die Dinge dort endlich einmal zum Ab­
schluß zu bringen. 

Ich möchte auch eine sehr konkrete Frage 
anschneiden, weil ich vom nichtrichterlichen 
Personal gesprochen habe. B6im Landes­
gerichtlichen Gefangenhaus in Innsbruck ist 
ein Justizwachkontrollor tätig , der im Jahr 
1951 in die Justizwache eingetreten ist und 
im .Jahr 1965 in Wien seinen Fachkurs absol­
viert hat. Soit Jahren, höre ich, lautet die 
Dienstbeschreibung des BEdiensteten "Sehr 
gut". 

Nun werden mit 1 .  Jänner 1968 drei Kon­
trollore im Bereich des Lalldesgerichtlichen 
Gefangenhauses Innsbruck zu Oberkontrolloren 
ernannt . Dieser Justizwachkontrollor h at nur 
einen einzigen Bcdk,nsteten vor sich, der 
früher ah; er die Prüfung gemacht hat. Ich 
höre aber , daß dieser Justizwachkontrollor 
Nowak plötzlich - ni€ mard kann mir sagen 
warum - erst an 5. oder 6. SleUe eingegeben 
wird . 

Herr Minister ! Auch der muß diese Behand­
lung als Unrecht €'mpfinden . Er weiß ,  daß er 
einer der DienstäLesten ist, daß er die Prü­

fungen schon am läLlgsten hintEr sich gebracht 
hat, ur�d nun werden ihm, Kollegen, die die 
Prüfung später gemacht haben, die vielleicht 
auch dienst jünger sind, vorgf;zogen. Ich hätte 
gar nicht s dagegen, wenn die Beurteilung 
dieses Bediensteten " Gut" oder "Ent­
sprechend" lautete und man sagen könnte : 
Wir haben sehr gut beschriebene Bedienstete 
da. Aber bei gleicher Dienst beschreibung , 
noch dazu wenn die Pl'üfung vor den anderen 
abgdegt wurde, und bei eim,m höheren Dienst­
alter vel mag ich wirklich nicht zu begreifen, 
wenn das st immt , was mir gesagt wurde, daß 
dann ein solcher Bediensteter weit hinter 
anderen gereiht werden sollte. 

-

Herr Minister t Ich wÜlde wirklich bitten, 
daß das Ministerium eü_ mal diese Fragen 
prüft . Ich glaube , daß es doch auch die Auf­
gabe des Minist eriums i�t ur�d Ihre Auf­
fassung sein wil d, gerecht vorzugehen und im 
Bereich der Bicdi6nSleten der Dienst verwaltung 
nicht das Gefühl einer unrechten Behandlung 
auf kommen zu lassen. 

Ich mÖl;hte mich nun den Fragen in der 
Justizwache zuwer.den. Auch da " ;�:g.i.bt es 
einige Pl'obk me, die noch nic;ht gelöst wurden. 

Zunächst eiLmal überhaupt die Frage des 
PersOl:abt ar.des. Auf meine Fl age im Finanz­
urd Budget aussdJ.t..ß haben Sie mir gesagt, 
daß für das L ächste Jahr, vor allen Dingen 
natürlich wegen der Inbetriebnahme des Lan­
desgerichl lichen G6fangenhauses in Eisenstadt 
und der Teilinbetriebnahme der Anstalt Geras-

dorf, eine Vermehrung um 77 Dienstpoßten 
eintreten wird. Durchaus einverstanden, Herr 
Minister, ich anerkenne das. Aber das ge­
samte Personalproblcm der Justizwache scheint 
mir damit noch nicht gelöst . Wir reden jetzt 
doch sehr viel davon, daß die Zeit heranreift, 
wo daH neue Strafvollzugsgesetz von diesem 
Hohen Hause beraten und wahrscheinlich 
auch verabschiedet werden wird. Wenn ich 
mir nun diesen neuen S brafvollzug anschaue, 
kann ich mir nicht vorstellen, daß mit dem 
vorhandenen Personalstand die Aufgaben dieses 
Gesetzes erfüllt werden können, Es wird 
nicht möglich sein, ohne entsprechende per­
sonelle Vorsorge das in die 'Virklichkeit 
umzu.setzen, was das Parlament im Rahmen 
des neuen S Lrafvollzugsgesetzes beschließen 
wird. Ich bin der Meinung, daß man nicht 
erst dann, wenn etwas Gesetz geworden ist, 
Umschau halten dürfte, wo man das Personal 
bekommt, sondern daß man bereits rechtzeitig 
auf diesem Stktor Vorsorge treffen muß. 

Meine Frage ergeht daher heute, Herr 
Minister, nicht zur Inbetriebnahme des Ge­
fangenhauses in Eisenstadt und der Anstalt 
in Gerasdorf, sondern zur Generalfrage, was 
seitens des Jus, izmiHistcl h,ms vorgesorgt 
wUl'de, damit das neue S[,rafvollzugsrccht 
auch dann, wenn es einmal verabschiedet ist, 
111 der Praxis sofort gehandhabt werden 
kann , 

In dem Zu.sammenhang möchte ich auch 
wieder auf die Ausbildungsmöglichkeiten der 
Jv.stizwachebeamten zurü( kkommen . Ich weiß 
schon, daß es derzeit eine solche Ausbildungs­
Htelle in Wien gibt. Ich würde mich wieder­
holen, wenn ich sagen würde, wie die Ver­
hälLnisse dort sind. Sie sind auch dem Mini­
sterium bekannt. Von Paralle: Ikursel1 kann 
dort allerdings keine Rede sein, denn der 
einzige Schulungsraum faßt j a ,  wie ich höre, 
nur 30 Personen. ParalIdkurse können fall­
weise dann veranstaltet werden, wenn die 
Justizschde in Schwechat zufällig frei ist, 
aber das ist immer eine Frage des Zufalls. 

Eine große Zahl von Justizwachebeamten 
hatte bisher nicht die Möglichkeit, einen Aus­
bildungsbhrgang zu besuchen. Sie hatten nicht 
deshalb nicht die Möglichkeit, weil sie nicht 
selber das Bedürfnis hätten, solche Kurse zu 
absolvieren, sondern weil man sie auch von 
den Dienststellen draußen, wie ich höre, gar 
nicht zu solchen Kursen gehen läßt oder nicht 
gerne gehen läßt. Ich verstehe schon warum. 
Wenn jemand bei dem draußen herrschenden 
Personalmangel zwei oder gar drei Mona te 
eine Schule in Wien besucht, dann fehlt ja 
der betreffende Bedienstete, der Dienstbetrieb 
wird schwieriger, und die Verantwortlichen 
haben keine große Freude, wenn sie sich mit 
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den ohnedies schon vorhandenen Personal­
schwierigkeiten noch verstärkt beschäftigen 
müssen. 

Aber das kann dooh auf die Dauer nioht so 
bleiben. Ich hielte es für zweckmäßiger, wenn 
ein neuaufgenommener Bediensteter über­
haupt gleioh auf eine solche Ausbildungsschule 
käme. Wenn das möglich wäre, dann würde 
sioh ein zweites Problem automatisch lösen, 
nämlioh das Problem, daß Justizwaohebeamte, 
die einen solohen Kurs besuohen konnten, eine 
Zulage von 360 S monatlioh bekommen, und 
die anderen, die zwar den gleichen Dienst in 
den Anstalten machen müssen, aber noch keine 
Möglichkeit zum Besuch eines solchen Kurses 
hatten, nur 160 S monatlich erhalten. Die­
jenigen, die diese Kurse nicht besuchen 
konnten, aber im praktisohen Betrieb genauso 
eingeteilt sind wie die anderen, empfinden es 
natürlich als eine Art Unrecht, bei gleicher 
Leistung eine weitaus geringere Zulage zu 
erhalten. Wenn es möglich wäre, neueinge­
stellte Bedienstete zunächst einmal auf die 
Schule zur Ausbildung zu bringen und sie erst 
dann den Anstalten draußen zuzuteilen, wäre 
damit auch dieses Problem sicherlich gelöst. 

Ich weiß schon, Herr Minister, Sie haben 
mir das auch gesagt, daß Bestrebungen im 
Gange sind, daß solche neuaufgenommenen 
Kräfte eine Art Vorbereitungslehrgang von 
einmonatiger Dauer absolvieren sollen. Diese 
Möglichkeit haben aber leider nicht alle. Ich 
bin daher schon der Meinung, man sollte nicht 
erst warten, bis dieses Klassifikationszentrum 
gebaut wird, in dessen Rahmen ja dann auch 
eine solohe Ausbildungsstelle errichtet werden 
soll, weil weder Sie, Herr Minister, noch sonst 
jemand heute noch weiß, wann überhaupt 
dieses Zentrum gebaut werden wird, sondern 
man sollte sich, glaube ich, zumindest in der 
Übergangszeit schon auch bemühen, die Schwie­
rigkeiten, die jetzt bei dieser Ausbildungsstelle 
bestehen, zu überwinden. Vielleicht kann man 
doch ein geeignetes Objekt finden. Ich hörte 
- leider wurde das nicht realisiert -, daß sich 
auf der Landstraße in Wien ein solches Objekt 
befunden hat, das dazu geeignet gewesen wäre, 
und daß unter Ihrem Vorgänger Bemühungen 
im Gange waren, das Objekt dafür zu bekom­
men. Leider wurden diese Bemühungen offen­
bar nicht mehr fortgesetzt, oder sie sind 
gescheitert. Aber bis dieses Klassifikations­
zentrum errichtet wird, können noch viele Jahre 
vergehen, und ich meine, daß man nicht mehr 
so lange mit den vorhandenen Räumen aus­
kommen kann. 

Ich habe Sie im Finanz- und Budget­
ausschuß auch gefragt, wie es mit der Ver­
mehrung der sogenannten W 2-Posten steht. 

Sie haben mir gesagt, daß im nächsten Jahr 
eine Vermehrung um 15 solcher Dienstposten 
eintreten wird . 

Herr Minister I Das ist sicher eine kleine 
Vermehrung. Ich glaube nur, daß sie nicht 
ausreichen wird. Warum wird sie nicht aus­
reichen 1 Meine Damen und Herren ! Man 
verlangt heute von einem Justzwachebeamten 
wesentlich mehr als seinerzeit. Seinerzeit war 
ein Justizwachebeamter eine Art Beschließer, 
aber heute verlangt man von ihm nicht nur 
eine wesentlich größere Gesetzeskenntnis als 
ehedem, sondern man verlangt von ihm auch 
gewisse pädagogische Fähigkeiten, ja man 
verlangt von ihm sogar gewisse psychologische 
Fähigkeiten. Mit der Anzahl der in W 2 ein­
gereihten Bediensteten kann man diese Auf­
gaben nicht erfüllen. Ich bin überzeugt, daß 
in dem großen Stock der Bediensteten, die in 
die Verwendungsgruppe W 3 eingereiht sind, 
eine Reihe von Kräften vorhanden sind, die 
die Fähigkeiten haben, diesen höheren Dienst 
zu verrichten. Ich glaube, daß man konsequent 
den Weg fortsetzen müßte, der unter Ihrem 
Amtsvorgänger begangen wurde, diese Talente 
- möchte ich fast sagen - auch in verstärkter 
Zahl in W 2 einzustufen. 

Immer noch spielt bei der Justizwache die 
Einrichtung eines Zentralinspektorates eine 
Rolle. Ich weiß schon, Herr Minister, daß heute 
diese Agenden im Ministerium wahrgenommen 
werden, ich weiß auch, daß leider diese Agenden, 
weil es ja derzeit nicht anders geht, auf eine 
Reihe von Abteilungen des Ministeriums auf­
geteilt sind. Personal- und Anstaltsfragen, 
Fragen des Arbeitseinsatzes und der Aus­
rüstung und so weiter sind also auf eine Reihe 
von Abteilungen des Ministeriums verteilt. 

Ich glaube, daß es doch sinnvoll oder zu­
mindest einer ernsten Überlegung wert wäre, 
zu überprüfen, ob man diese heute verstreuten 
Agenden in eine einzige Einrichtung zusammen­
fassen könnte, weil ich glaube, daß der Dienst 
selber und die Anliegen der Justizwache dann 
vielleicht konzentrierter erfaßt werden könnten. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte noch 
eine sehr konkrete Frage hier vorbringen, eine 
Frage, von der ich meine, daß sie in manchen 
Dingen sogar bedenkliche Erscheinungen zeigt. 
Im Landesgerichtlichen Gefangenhaus in Graz 
ist ein Oberkontrollor Pichler tätig. Gegen 
diesen Oberkontrollor Pichler wurde ein Diszi­
plinarverfahren eingeleitet, weil er, wie ich 
höre, einen Gefangenen gegen Bezahlung, was 
durchaus möglich ist, mit einer privaten Arbeit 
beschäftigt hat. Er hat den Fehler gemacht, 
daß er diesen Gefangenen nicht mit einem 
Anstaltswagen, sondern mit seinem privaten 
PKW tranportiert hat. Ich habe gar nichts 
dagegen, daß ein Disziplinarverfahren einge-

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 64

www.parlament.gv.at



6102 Nationalrat XI. GP. - 75. Sitzung - 1. Dezember 1967 

Moser 
leitet wird und daß im Rahmen eines solchen 
Verfahrens genaue Untersuchungen stattfinden 
und festgestellt wird, was geschehen ist. Aber 
im gleichen Moment wird dieser Oberkontrollor, 
der übrigens gewerkschaftliche Funktionen im 
Landesgerichtlichen Gefangenhaus in Graz 
ausgeübt hat, zur Strafanstalt Karlau in Graz 
dienstzugeteilt. Er kommt also weg von seinem 
Dienstplatz zu einer anderen Anstalt. Dieser 
Oberkontrollor Pichier, so höre ich, kandidierte 
bei den jetzigen Personalvertretungswahlen 
für das Landesgerichtliehe Gefangenhaus. Nun 
frage ich mich : Was geschieht, wenn er gewählt 
werden sollte � Wenn er einer anderen Anstalt 
zugeteilt ist, wie soll er dann, wenn er gewählt 
wird, seine Funktionen dort ausüben können, 
wo ihn seine Kollegen gewählt haben ? 

Herr Minister ! Ich höre, daß dies überhaupt 
der erste Fall seit 1945 gewesen sein soll, daß 
wegen eines eingeleiteten Disziplinarverfahrens 
jemand von seiner Dienststelle einer anderen 
Dienststelle dienstzugeteilt worden ist, wie es 
hier der Fall war. Ich höre, daß es auf Grund 
des neuen Personalvertretungsgesetzes, das 
doch schon seit einiger Zeit in Kraft ist, gar 
nicht möglich sein soll, daß jemand wegen der 
Einleitung eines Disziplinarverfahrens zu­
nächst einer anderen Dienststelle zugeteilt 
wird. All das sind Rechtsfragen, die geprüft 
werden müssen. Ich maße mir hier nicht an, 
zu wissen, ob so etwas möglich war oder nicht. 
Ich frage mich nur : Was geschieht, wenn der 
Betreffende jetzt gewählt werden sollte ? 

Herr Minister ! Ich habe das dringende Er­
suchen, jeden Eindruck zu vermeiden, daß 
etwa durch eine Aufrechterhaltung der Dienst­
zuteilung an einen anderen Dienstort der 
betreffende gewählte Funktionär außerstande 
gesetzt wird, seinen Aufgaben an seinem 
Dienstort gerecht zu werden. Ich würde sehr 
darum ersuchen, daß diese Dienstzuteilung, 
über deren rechtliche Möglichkeit man ver­
schiedener Meinung sein kann, zumindest dann 
aufgehoben werden muß, wenn der Betreffende 
an seinem Dienstort bei den Personalver­
tretungswahlen gewählt wird. 

Meine Damen und Herren ! Für den Schluß 
habe ich mir noch etwas notiert. Da hörte ich 
folgendes : Das Justizministerium hat an das 
Bundeskanzleramt einen ziffernmäßigen Antrag 
gerichtet - rein ziffernmäßig . -, im nächsten 
Jahr 50 Oberkontrollore der Justizwache in 
Österreich zu Justizinspektoren zu ernennen. 
Sie bleiben in W 2 eingereiht, sie werden nur 
zu Inspektoren ernannt und erhalten mit der 
Ernennung pro Monat eine Zulage von brutto 
96 S, netto, glaube ich, etwas über 70 S. Das 
Bundeskanzleramt hat die Zahl von 50 auf 23 
herabgesetzt . Das Bundeskanzleramt hat ge­
sagt : Nein, nicht 50, sondern nur 23 der-

artigen Ernennungen wird zugestimmt. Die 
Ernennungstermine sind der 1 .  Jänner und der 
1 .  Juli. 

Nun wird es sonderbar : Jetzt geht die Be­
hauptung, daß zum 1. Jänner niemand, auch 
von den 23 zahlmäßig Genehmigten niemand, 
zum Inspektor ernannt werden könne, und nun 
hören Sie, meine Damen und Herren, warum : 
weil in diesen W oehen das Parlament das 
Budget behandelt und weil es daher unmöglich 
wäre, gleichzeitig die entsprechenden personel­
len, namentlichen Vorschläge dem Bundes­
kanzleramt zu übermitteln, und weil das 
Bundeskanzleramt, da eben das Parlament das 
Budget behandelt, nicht imstande wäre, diese 
paar Anträge aufzuarbeiten. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, daß 
wir alle - nicht nur ich, sondern wir alle -
gegen eine solche Behauptung, wo immer sie 
gefallen sein mag, daß das Parlament schuld 
daran sei, daß Bedienstete nicht zum 1 .  Jänner 
ernannt werden könnten, auf das entschiedenste 
protestieren müssen. (Zustimmung bei der SPÖ.) 
Denn so geht das nicht ! Mir scheint, daß es 
eine Art unterschwellige Propaganda ist, das 
Parlament, die Abgeordneten schuldig werden 
zu lassen, wenn ein Bediensteter nicht zum 
1 . Jänner befördert beziehungsweise ernannt 
werden kann. 

Herr Minister ! Ich bitte daher, folgende 
Fragen ebenso konkret zu beantworten, wie ich 
sie konkret stellen möchte : 

1 .  Was hat Ihr Ministerium, Herr Minister, 
vorgekehrt, damit die namentlichen Vorschläge 
für die Ernennung dieser 23 Justizoberkon­
troUore zu Justizwacheinspektoren rechtzeitig 
dem Bundeskanzleramt vorgelegt werden, sodaß 
die Ernennung, zumindest soweit es von Ihrem 
Ministerium abhängt, noch zum 1 .  Jänner des 
kommenden Jahres erfolgen kann 1 

2. Herr Minister ! Was ist Ihrerseits vor­
gekehrt, damit diese Anträge, wenn sie von 
Ihnen rechtzeitig dem Bundeskanzleramt vor­
gelegt werden, dort nicht unerledigt liegen­
gelassen werden ? 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
abschließend nur noch sagen, daß diesen 
Fragen und den Fragen des Personals vor 
allem durch das Bundeskanzleramt in Zukunft 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden muß, 
als das bisher der Fall war. Wir haben alle 
zusammen das größte Interesse daran, daß in 
der öffentlichen Verwaltung möglichst gutes 
Personal beschäftigt ist. Wir werden dieses 
gute Personal aber nur dann bekommen, wenn 
den gerechtfertigten Wünschen dieser Menschen 
auch entsprochen wird. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
die Frau Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg. 
Ich erteile es ihr. 

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 64

www.parlament.gv.at



Nationalra.t XI. GP. - 75. Sitzung - 1. Dezember 1967 6103 

Abgeordnete Dr. Hertha. Fimberg (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Als 
am 25. Oktober dieses Jahres da.s Gesetz über 
die Prüfung für den Dienstzweig "Sozialer 
Betreuungsdienst in Justizanstalten" begrüßt 
und verabschiedet wurde, nahmen Abgeordnete 
aller im Parlament vertretenen Parteien Ge­
legenheit, wieder einmal - nicht zum ersten­
mal - auf die Bedeutung und die Notwendig­
keit der Bewährungshilfe, der "Hilfe zur 
Bewährung" als modernes Instrument des 
Strafvollzuges hinzuweisen : ein großer Schritt 
auf dem Weg zur Vermenschlichung des Straf­
vollzuges, der Rehabilitation und der Reso­
zialisierung der Rechtsbrecher. Wer sich zu 
der Auffassung bekennt, daß es bessere 
Methoden gibt als das Gefängnis - und das 
tun heute schließlich alle von uns sowie alle 
sozialen und modernen Staaten -, der bekennt 
sich zur Bewährungshilfe. 

Herr Minister ! Es ist daher außerordentlich 
zu bedauern, daß das Bewährungshilfegesetz 
noch immer nicht behandelt und noch immer 
nicht verabschiedet wurde. Das Jugend­
gerichtsgesetz 1961 ist ja erst ein Ansatzpunkt, 
ein kleiner Anfang. Die umfassende gesetzliche 
Regelung wurde abermals verzögert ; ich frage 
mich wirklich, ob nicht überflüssigerweise ver­
zögert. Ich weiß nicht, ob dieser Gang zum 
Verfassungsgerichtshof nötig war, wenn der 
Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes 
keine Kompetenzschwierigkeiten sah. Das ist 
ein abermaliges Hinausschieben dieses von uns 
so lang erwarteten und erwünschten Gesetzes. 
Dieses Hinausschieben verhindert wieder, daß 
sich Österreich endlich den vielen Staaten zu­
gesellt, die längst damit arbeiten. Ich rede 
gar nicht von den angelsächsischen Ländern, 
die schließlich die Mutterländer der Bewährungs­
hilfe sind, ich erinnere nur daran, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland seit 1954 Be­
währungshilfe für Erwachsene praktiziert wird. 
Wieder einmal hinken wir in Österreich wie 
auf so vielen anderen Gebieten bei modernen 
Gestionen hinten nach. 

Ich möchte den Herren auf der rechten Seite 
doch sagen, daß Philosophieren über Fort-
8chrittlichkeit des Konservativismus nicht den 
echten tatsächlichen Fortschritt ersetzt. 

Bei der Verabschiedung dieses kleinen Ge­
setzes zur Bewährungshilfe hat der Herr 
Bundesminister für Justiz wie die Sprecher aller 
Parteien wieder einmal, und auch das nicht zum 
erstenmal, der Arbeit des Vereines für Be­
währungshilfe und soziale Jugendarbeit, dem 
Idealismus und dem Können der Mitarbeiter 
dieses Vereines höchste Anerkennung gezollt, 
wie mir ja überhaupt aufgefallen ist, daß unter 
der Ära der monocoloren Regierung das Inter­
esse an der Bewährungshilfe auf der rechten 
Seite besonders groß geworden ist. 

Ich darf den Herrn Minister wörtlich zitieren. 
Der Herr Minister sagte bei dieser Gelegenheit : 

"Ich möchte aber diese Gelegenheit, Hohes 
Haus, nicht vorbeigehen lassen, um auch hier 
zu sagen, wie sehr der Staat den privaten 
Vereinigungen, die heute die Bewährungshilfe 
besorgen, dankbar sein muß, daß sie in diese 
Bresche gesprungen sind und all das tun, was 
der Staat eigentlich von sich aus machen 
sollte. " 

Ich habe ein Schreiben vom 14. November 
1966, das der Herr Justizminister Professor 
Dr. Klecatsky der Frau Senatsrat Dr. Schilder 
gesendet hat, in dem es heißt : 

"Wie ich schon wiederholt äußern konnte, 
weiß ich die hohen Verdienste des Vereins für 
Bewährungshilfe und soziale Jugendarbeit für 
die österreichische Justizverwaltung und dar­
über hinaus für das ganze österreichische Volk 
wohl zu schätzen." 

Dies sind die Worte des Herrn Ministers. Ich 
kann aus persönlicher Erfahrung bestätigen, 
daß die Arbeit dieses Vereins tatsächlich 
uneingeschränktes Lob verdient. 

Was hier als Exempel vor uns steht, ist ein 
Team von Menschen, die unter unendlichen 
Schwierigkeiten personeller und finanzieller 
Art - der Herr Minister hat das bestätigt -, 
unter Einsatz ihrer vollen Persönlichkeit, 
ihrer vollen Arbeitskraft, ihres vollen Sach­
verstandes eine Aufbauarbeit geleistet haben, 
die auch ein kleines österreichisches Wunder 
ist, ich meine hier nicht zuletzt auf dem 
Gebiet der Schulung der Bewährungshelfer. 
Dieser Verein ist ein Exempel dafür, daß die 
Unterschiede politischer und weltanschaulicher 
Art überhaupt keine Rolle spielen müssen, 
wenn eine gemeinsame Arbeit und gemeinsame 
Aufgaben die Menschen verbinden und wenn 
nur Können und Persönlichkeit zählt. 

Der Verein für Bewährungshilfe und soziale 
Jugendarbeit ist noch sehr jung. Er hat 
endlich, nach vielen Kämpfen, die Durst­
strecke hinter sich, wenn wir den Versicherun­
gen des Herrn Justizministers Glauben schen­
ken können. Umso bestürzender ist jetzt 
die Nachricht, die alle verantwortlichen Funk­
tionäre des Vereins und auch uns - das 
muß ich hinzufügen - beunruhigt. Wie ich 
hörte, beruht das Gerücht auf Wahrheit, 
daß jetzt in Linz ein eigener Verein für Be­
währungshilfe und Sozialarbeit gegründet 
wurde und - es ist ja nicht anders vorstell­
bar - daß Sie, Herr Minister, Zusagen für 
Subventionen auch an diesen Verein gegeben 
haben. 

Ein derartiger Schritt ist nicht nur ein 
wahrlich schlechter Dank an den Verein für 
Bewäh.rungshilfe, der nach und nach in allen 
Bundesländern, ausgenommen Vorarlberg, seine 
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Geschäftsstellen aufgebaut hat ; es ist nicht 
nur ein schlechter Dank, wenn man ohne 
Mitteilung an die verantwortlichen Funktionäre 
einen Sonderverein gründet, so nach dem 
Motto : Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, 
er kann gehen !, sondern es ist ja auch sachlich 
gesehen geradezu unsinnig, denn es sindobnehin 
sehr wenig Mittel für diese wichtige, der 
ganzen Gesellschaft nützliche Tätigkeit vor­
handen. Diese knappen Mittel werden wieder­
um zersplittert und, was vielleicht noch be­
denklicher ist : die Einheitlichkeit der Gestion 
und der Schulung durch ein Team, ein wohl. 
zusammengespieltes Team - das ist wohl 
eine der wesentlichsten Voraussetzungen des 
Gedeihens - wird überflüssigerweise völlig 
zerstört, es kommen Unruhe und Unsicherheit 
in die ganze Arbeit. Es gibt für eine Arbeit 
keine ärgeren Feinde als Unruhe und Un­
sicherheit ! Die Gründe hiefür sind mir völlig 
unerklärlich ! 

Ich weiß nicht, was der Herr Minister 
noch als Absicherung wünscht. Der Direktor 
der Caritas der Erzdiözese Wien ist der 
Obmann, und die Frau Senatsrat Dr. Schilder, 
eine anerkannte Fachfrau auf diesem Gebiet, 
ist geschäftsführender Obmann. Was ist also 
noch notwendig, um diesen Verein in Ruhe 
arbeiten zu lassen 1 Nein, Herr Minister, 
das ist keine Aufbauarbeit, sondern ein Akt 
der Selbstzerfleischung und, wie ich finde, 
neuerlich ein Beweis der Konzeptlosigkeit 
dieser Regierung, der Konzeptlosigkeit, die 
wir ihr ständig vorhalten. (Abg. Soron ics: 
Das haben wir jetzt schon so oft gehört !) Ja, 
Sie hören es nicht oft genug, Herr Kollege, 
denn sonst müßten Sie das schon einmal 
zur Kenntnis genommen haben. (Beifall bei 
der Sp().) Das kann man Ihnen nicht oft 
genug sagen ! 

Ich möchte noch eine Angelegenheit, ein 
heiße8 Eisen, anschneiden. Wir sind ja schließ­
lich nicht hier, um uns in Eigenlob zu ergehen 
und Tiraden zu halten, um große Worte zu 
finden, sondern wir haben ja - das ist unsere 
Pflicht als Abgeordnete - auch die heißen 
Eisen unserer gesellschaftlichen Ordnung an­
zugehen. 

In der nächsten Zeit soll, wie der Herr 
Minister angekündigt hat, die Strafrechts­
reform das Hohe Haus befassen. Nun hat 
zweifellos das Problem des § 144, nach dem 
Entwurf 1966 die §§ 90 bis 94, in der Zweiten 
Republik nicht mehr die gleiche brennende 
Bedeutung, wie das in der Ersten Republik 
der Fall war. Die Kriminalstatistik zeigt, 
daß es wenig Verurteilungen gibt und daß 
außerdem die Zahl der Verurteilungen sinkt : 
Im Jahre 1 950 wurden 182 Männer und 
598 Frauen verurteilt, im Jahre 1960 98 Männer 

und 151 Frauen und im Jahre 1965 61 Männer 
und 1 15 Frauen. Das entspricht sicherlich 
nicht völlig den Tatsachen. Aber hier liegt 
eben eine echte Dunkelziffer vor. Kein Mensch 
kennt in einem Land, in dem Schwanger­
schaftsunterbrechungen nicht legal durchge­
führt werden können, die tatsächlichen Ver­
hältnisse. Es scheint mir eine sehr gefährliche 
und eine sehr unsachliche Methode, durch 
Zahlen, die in die Hunderttausende gehen, 
die Öffentlichkeit zu erregen. Diese Zahlen 
beruhen auf völlig unberechtigten, nicht fun­
dierten Schätzungen und Hypothesen. Es 
sind außerdem noch "Wanderziffern" :  Einer 
hat sie erfunden und gibt sie weiter wie 
Falschgeld, das von einer Hand in die andere 
geht und sich für pures Gold ausgibt. 

Uns liegen an Fakten und als Entscheidungs­
hilfe nur die Zahlen vor, die wir in der Kriminal­
statistik finden : die Zahlen der Verurteilungen. 
Sie zeigen sehr wenige Prozesse. Das ist gut 
so, meine Damen und Herren ! Denn das 
beweist die weise Beschränkung der Sicher­
heitsbehörden und der Staatsanwälte sowie die 
Lebenserfahrung, die Weisheit und die Milde 
unserer Richter. Denn auch das Strafausmaß 
für die Frauen liegt nach der KrimiIial­
statistik an der Untergrenze des Strafausmaßes. 

Wir haben es daher verstanden, daß der 
vormalige Minister Dr. Broda im Strafgesetz­
entwurf am § 144 grundsätzlich nichts ge­
ändert, sondern lediglich die Strafandrohungen 
gegen die angeklagten Frauen gemildert hat. 
Ich sagte, wir haben es verstanden. Ich muß 
offen gestehen, daß wir uns mehr gewünscht 
hätten. Wir hätten sehr dringend gewünscht, 
daß neben der medizinischen auch eine euge­
nische, eine ethische, eine soziale Indikation 
möglich wird. Das ist nicht verwirklicht 
worden. Unsere Hoffnung war nicht unbe­
gründet, denn wir müssen feststellen, daß das 
in anderen Ländern längst Wirklichkeit ge­
worden ist. Ich rede nicht von den nordischen 
Ländern, ich spreche nur von der Bundes­
republik Deutschland ; dort ist das im Gesetz 
verwirklicht. 

Ich persönlich muß als freigewählte Abge ­
ordnete dieses Hauses sagen : Es übersteigt 
mein Fassungsvermögen und meine Kraft, 
zu verstehen, daß ein junges Mädchen nach 
einer Vergewaltigung durch einen Triebver­
brecher, einen Alkoholiker gezwungen wird, 
das Kind zur Welt zu bringen. Ich kann es 
nicht verstehen. Das begreife, wer will. 

Es ist uns eine Sorge genommen worden : 
Wir haben mit Genugtuung die Antwort der 
Frau Sozialminister Rehor auf unsere Anfrage, 
wie es um die Erarbeitung eines Kommissions­
gesetzes stehe, zur Ke:nntnis genommen. Die 
Frau :Minister hat uns am 23. November 1967 
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geantwortet, daß an einem eigenen Kom­
missionsgesetz im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung nicht gearbeitet wird. 
Wir nehmen das mit Genugtuung zur Kenntnis. 

Aber es gibt eine zweite Sorge, die uns 
noch weit mehr beunruhigt : das ist die Sorge 
wegen der "Massenaktionen". Wohin, meine 
Damen und Herren, soll das führen � Man 
kann doch nicht durch eine wahllose Nach­
schau in Krankengeschichten Beweise suchen, 
die zum Teil schon viele Jahre alt sind, weil 
möglicherweise e i n  Fall darunter ist. Hunderte 
Frauen stehen dadurch unter schwerstem 
seelischen Druck, unter der schweren Bedro­
hung der Einleitung eines Strafverfahrens 
nach Jahren. Frauen, die zwischendurch 
geheiratet haben und eine gute Ehe führen ! 
Und was das für eine unbescholtene Frau an 
Leid, Sorge und Nervenzerrüttung bedeutet, 
das möchte ich hier gar nicht näher schildern, 
das überlasse ich Ihrer Phantasie. Dieses 
wahllo13e Nachschauen in Krankengeschichten, 
ob nicht vielleicht eine strafbare Schwanger­
schaftsunterbrechung durchgeführt wurde, ist 
unserer Meinung nach unerträglich ! Ich 
schließe mich hier völlig der Meinung an, 
die meine verehrte Frau Kollegin Marianne 
Pollak seinerzeit im Hohen Haus bei der 
Behandlung des Auersperg-Skandals geäußert 
hat. Ich möchte das nicht mit der Maria­
Theresianischen Sittenkommission, aber schon 
eher mit einer modernen Hexenjagd ver­
gleichen. Aber den besten und treffendsten 
Vergleich, den habe nicht ich gefunden, 
sondern er stammt von einem sehr prominenten 
Juristen, der sagte : Das wahllose Nachschauen 
in Krankengeschichten ist ebenso untragbar 
wie die wahllose Untersuchung von Einkaufs­
taschen von Hausfrauen nach einem Markt­
besuch, ob 13ie nicht vielleicht gestohlene Waren 
in den Taschen haben. 

Auch hier kann man doch nicht den Frauen 
auflasten und von ihnen verlangen, den 
Nachweis zu führen, daß sie keine gestohlenen 
Lebensmittel in den Taschen haben. Diese 
Massenaktionen, dieses Suchen in den Kranken­
geschichten, ist eine groteske und eine absurde 
Grausamkeit unseren Frauen gegenüber. (Zu-
8timmung bei der S p(J.) 

Meine Damen und Herren ! Wir sind der 
Meinung, daß es andere Wege gibt und andere 
Wege zu gehen sind, um unerlaubte Schwanger­
schaftsunterbrechungen zu verhindern. Ich 
möchte das ganz offen aussprechen. Das Thema 
Familienplanung darf auch in Österreich nicht 
länger ein Tabu sein. Wir sind weder für 
Zügellosigkeit noch sind wir Propheten der 
Pille. Aber in der ganzen Welt ist das Thema 
Familienplanung Diskussionsthema Nummer 1 .  

Auf dem Weltbevölkerungskongreß in Bel­
grad war Diskussionsthema Nummer 1 die 
Familienplanung. Ich rufe den Herrn Staats­
sekretär Kranzlmayr - er ist leider nicht 
hier . . .  (Abg. Dr. K ranzlmayr: Ich bin hier !) 
Dann werden Sie mir bestätigen, Herr S� aats­
sekretär, daß auf der Europäischen Bevölke­
rungskonferenz in Straßburg Fachleute aller 
Richtungen - Fachleute aus dem Westen 
und aus dem Osten - eine so freie und offene 
Debatte gerade über dieses Thema Familien­
planung führten, wie wir sie in Österreich 
niemals erlebt haben. Wir vertreten die 
Meinung, daß man das Thema Familien­
planung nicht den Illustrierten allein überlassen 
soll ! 

Etwas, was mir besonders vordringlich 
scheint : eines der besten Mittel, dieses 
Problems Herr zu werden, 1st eine zeitgerechte 
und zeitgemäße Aufklärung unserer Jugend, 
vor allem unserer Mädchen. Hier nehme 
ich die Studentinnen keineswegs aus, denn 
ich habe gerade in der letzten Zeit von Uni­
versitätsprofessorinnen - nicht nur einer -
gehört, daß die Studentinnen so wie die anderen 
Mädchen gerade noch darüber informiert sind, 
daß nicht der Storch die Kinder bringt, aber 
sehr viel mehr wissen sie über dieses le bens­
wichtige Thema schon nicht mehr. 

Uns scheint es, daß so grauenhafte Fälle 
wie dieser jüngste, der den Tod einer jungen 
21j ährigen Frau mit geradezu gespenstischen 
Begleiterscheinungen schildert, vermieden 
werden können und vermieden werden müssen. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß jedea 
Kind das Recht hat, als Wunschkind zur 
Welt zu kommen, mit Freude und Verant. 
wortung von seinen Eltern begrüßt. Es ist 
unsere Pflicht, es ist die Pflicht der Gesell­
schaft, zu helfen und dafür zu sorgen, daß ea 
so wird. 

Ich muß zum Abschluß keine neuen Worte 
finden. Ich möchte schließen mit Worten, 
die unsere sehr verehrte Frau Proft, eine der 
ersten weiblichen Abgeordneten dieses Hohen 
Hauses, gefunden hat und die heute noch 
genauso aktuell sind wie in der S "rafrechts­
enquete 1954. Frau Proft, die sich damals 
auch mit diesen Fragen beschäftigte, sagte 
bei dieser Enquete : 

"Und jetzt sieht es so aus, als ob es gegen 
Schwangerschaftsunterbrechung keine andere 
Hilfe gäbe als Kerkerstrafen. Das ist ein 
Problem nicht nur für die Mutter, um die es 
geht, nicht nur für den Arzt, für die Hebamme 
und eventuell für die Pfuscherin, die das 
macht, sondern es ist an und für sich ein 
Problem, wie man diese Frage richtig lösen 
könnte. In den nordischen Staaten, zum 
Beispiel in Schweden, ist, nach einer ganz 
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anderen Richtung hin, eine sehr gute Er­
fahrung gemacht worden mit Konsulentinnen, 
die dort von Staats wegen angestellt sind. 
Zu denen kann eine verzweifelte Frau gehen, 
die sich niemandem anvertrauen kann, weil 
sie Angst haben muß, daß sie angezeigt wird. 
Es ist sehr oft vorgekommen, daß man 
schwangere Frauen von dem Gedanken ab­
gebracht hat, sich das Kind wegnehmen zu 
lassen, weil man ihnen alle Schwierigkeiten 
aus dem Wege geräumt hat. Warum man 
das hier nicht machen soll, das werden wir 
nie begreifen . . _ " 

Nein, meine Damen und Herren, das werden 
wir nie begreifen. Wir sind der Meinung, 
daß nicht Massenaktionen und Suchen in 
Krankengeschichten, sondern Offenheit, 
Menschlichkeit und Hilfe der Weg sind, den 
wir Sozialisten fordern. (Beifall bei- der SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Tull. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Der ehren­
werte Herr Bundesminister für Justiz, Dr. Hans 
Klecatsky, kann jenen Ausspruch wieder­
holen, den weiland Kaiser Franz J oseph 
einmal getan hat : "Mir bleibt auch nichts 
erspart ." (Abg. Soronics: Uns bleibt der 
Tull nicht erspart ! - Heiterkeit.) Es bleibt 
ihm nicht erspart, mit j enem Problem kon­
frontiert zu werden, das durch viele Monate 
hindurch Stoff für große Reportagen und 
Berichte in den Zeitungen gebracht hat, das 
Thema Nummer 1 durch viele Wochen in 
der österreichischen Öffentlichkeit gewesen 
ist, nämlich dem Bauskandal. 

Es wäre für die Öffentlichkeit wahrlich 
unverständlich, wenn an jenem Tag, an dem 
im Hohen Haus das Kapitel Justiz behandelt 
wird, nicht doch auch dieses wirklich be­
schämende Kapitel der Affäre des - Bau­
skandals und alles, was sich um dieses Pro­
blem rankt, hier ganz kurz behandelt würde. 
Es war Wochen hindurch - wie ich schon 
ausführte - Thema Nummer 1 .  

Sie, meine Damen und Herren der Öster­
reichischen Volkspartei, haben in den letzten 
Monaten versucht, diesen Skandal etwas zu 
verniedlichen. Sie haben sehr häufig nur von 
einem "sogenannten" Bauskandal gesprochen. 
Wir sind der Meinung, daß die Stunde kommen 
wird, wo man mit aller Deutlichkeit beweisen 
und aufzeigen wird können, daß es sich dabei 
nicht um einen "sogenannten" Bauskandal, 
um eine "sogenannte" Affäre gehandelt hat. 
Denn das, was hier vorgefallen ist, ist doch 
nicht von uns erfunden, von uns aufgebauscht, 
übertrieben. Hier ist doch von uns nichts 
dramatisiert worden. 

Im Zusammenhang mit dem Budget für 
das Jahr 1968 ist öfter über die harten Tat­
sachen gesprochen worden. Meine Damen und 
Herren ! Das, was sich bei diesem traurigen 
Kapitel des Bauskandals ereignet hat, waren 
harte Tatsachen. Die Strengberg-Affäre, der 
Schmiererlaß des Finanzministeriums, die Be­
stechungs- und Schmiergelder, die Korruption, 
die Protektion, die Freunderlwirtschaft, die 
Bevorzugung nach parteipolitischen Gesichts­
punkten und alles das, das hat sich doch er­
eignet. Das sind doch nackte, harte Tat­
sachen. 

Sicher ist das heute nicht mehr das Thema 
Nummer 1 .  Dieser Skandal wird nämlich 
durch Ihre Politik bereits überschattet. Er 
ist überschattet worden durch die Unfähigkeit, 
durch die vielen Debakel, durch die Kata­
strophenpolitik der derzeitigen Regierung 
Klaus. Thema Nummer 1 in diesen Tagen 
ist wahrlich nicht mehr der Bauskandal, 
Thema Nummer 1 dieser Tage ist in allen 
Kreisen der Bevölkerung die Bankrottpolitik 
der Regierung Klaus und Konsorten. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, es 
ist dennoch erforderlich, auch bei diesem 
Kapitel - es ist bereits beim Kapitel Bauten 
ganz kurz zu diesem Problem Stellung genom­
men worden - eines klar festzustellen : der 
Bauskandal bleibt so lange auf der Tages­
ordnung, bis alles restlos aufgeklärt ist, bis 
die Schuldigen zur Verantwortung gezogen 
wurden, bis endlich einmal geklärt worden 
ist, wohin die 38 Millionen an Bestechungs­
geldern geflossen sind, wer sie gegeben und 
wer sie bekommen hat. (Beifall bei der SPO.) 

Sicherlich, meine Damen und Herren, gut 
Ding braucht Weile. Wir haben Respekt vor 
der unabhängigen Justiz . Wir erweisen der 
Justiz den gebotenen Respekt und wollen 
keinesfalls in den Verdacht kommen, uns 
in laufende Verfahren einmengen zu wollen, 
irgendeinen Einfluß auf diese Verfahren zu 
nehmen. Aber wir sind dennoch der Meinung, 
daß bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
eines offen ausgesprochen werden muß, meine 
Damen und Herren : Im Interesse der Bau­
wirtschaft, im Interesse der dort beschäftigten 
Menschen ist es hoch an der Zeit, daß unter 
dieses traurige, beschämende Kapitel öster­
reichischer Innenpolitik endlich einmal ein 
Schlußstrich gezogen wird. (Ruf bei der OVP: 
Jawohl !) 

Wir wollen kein Pauschalurteil aussprechen. 
Wir hüten uns vor Pauschalverdächtigungen. 
Wir sind der Meinung, daß auch für die Exe­
kutive und die Justiz damit große Gefahren 
verbunden sind, nämlich in der Öffentlichkeit 
belastet und kompromittiert zu werden. Was 
wir wollen, was wir anstreben, was wir un-
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entwegt verlangen müssen, ist, daß die Schul­
digen endlich einmal dorthin kommen, wohin 
sie gehören, nämlich auf die Anklagebank. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte nun 
ganz kurz auf die Antwort des Herrn Justiz­
ministers zu sprechen kommen, die er uns im 
Zusammenhang mit diesem Problem auf kon­
krete Anfragen im Finanz- und Budgetaus­
schuß gegeben hat. Der Herr Justizminister 
hat auf die Frage, wie es denn eigentlich um 
diesen Bauskandal bestellt sei, in wie vielen 
Fällen Anklage erhoben wurde, um welche 
Beträge es sich handelt - geht es wirklich 
um 38 Millionen, wie der Herr Bundeskanzler 
erklärt hat, oder geht es um weniger ? -, 
erklärt, daß bisher drei Anklageschriften gegen 
acht Beschuldigte, darunter zwei Landes­
beamte, mit einer Schadenssumme von 1 Mil­
lion Schilling ausgefertigt wurden. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
hier auf die Rede des Herrn Bundeskanzlers, 
die er am 23. Nov-ember 1 966 gehalten hat, 
v-erweisen. Wie sagte er damals im Brustton 
der überzeugung, selbstbewußt und selbst­
sicher : 

"Die gegenwärtige Bundesregierung jeden­
falls hat in ihrer Einstellung zur Verwirkli­
chung des Rechtsstaatsgedankens die Tore 
für die ungehinderte Untersuchung solcher 
Vorfälle weit aufgestoßen. Es wird durch­
gegriffen ! " 

Nun warten wir schon ein ganzes Jahr auf 
das Durchgreifen. Wann kommt es endlich ? 

Der Herr Bundeskanzler hat damals weiter 
erklärt : 

"Die Prüfung des am 17 .  Feber 1966 erstat­
teten Schlußberichts durch die Staatsanwalt­
schaft Innsbruck ergab, daß etwa 100 der in 
Untersuchu.ng gezogenen Bauunternehmun­
gen in den Jahren 1 953 bis 1963 unter den ver­
schiedensten Titeln Geldzuwendungen in der 
Höhe v-on mehr als 38 Millionen Schilling und 
Sachzuwendungen getätigt hatten, die im 
Sinne einer Mitschuld am Verbrechen des Miß­
brauches der Amtsgewalt auf der Seite der 
Geschenkgeber und eines Verbrechens des 
Mißbrauches der Amtsgewalt auf der Seite 
der Geschenknehmer strafrechtlich relev-ant 
sein konnten." 

Nun frage ich : Was ist richtig ? Ist der 
Betrag v-on 1 Million Schilling richtig ? 
Stimmt das oder stimmt jenes, was der Herr 
Bundeskanzler genau v-or einem Jahr hier 
mit einer apodiktischen Sicherheit sonder­
gleichen erklärt hat ? Was ist nun richtig ? 
Wäre es nicht zweckmäßiger gewesen, wenn 
der Herr Bundeskanzler damals v-ielleicht 
etwas vorsichtiger und zurückhaltender for­
muliert hätte : "Es wird durchgegriffen !" 

Und was kommt dabei heraus ? Bisher ist 
die Ausbeute sehr mager. Der Herr Bundes­
minister für Justiz Dr. Klecatsky hat im 
März heurigen Jahres den "Salzburger N ach­
richten" ein Interview gegeben. Hier heißt 
es, daß die erste Anklage im Bauskandal 
Mitte April erhoben werden wird. Von einem 
Prozeß haben wir bisher nichts gehört. 

Wie sieht es nun tatsächlich aus ? Ich 
möchte mit Nachdruck wiederholen und zur 
Vermeidung von Mißverständnissen klar fest­
stellen : Wir haben den Respekt v-or den 
unabhängigen Richtern, v-or der Justiz, aber 
wir glauben, daß doch endlich einmal ein 
Ende herausschauen soll. Der Herr Justiz­
minister hat damals erklärt : Laßt die Justiz 
in Ruhe arbeiten ! Ja, wir wollen sie in Ruhe 
arbeiten lassen in der Erwartung, daß das 
österreichische Volk endlich einmal erfährt, 
wie diese Affäre bereinigt worden ist und was 
bis jetzt herausgekommen ist. 

Meine Damen und Herren ! Im Zusammen­
hang mit der damaligen Rede des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Josef Klaus hat unser 
Kollege Weikhart in der Diskussion sehr aus­
führlich zu verschiedenen Problemen im Zu­
sammenhang mit dem ßauskandal und mit 
anderen Fragen gesprochen. Der Herr Gene­
ralsekretär Dr. Withalm hat damals einen 
sehr interessanten und denkwürdigen Zwi­
schenruf gemacht, der lautet : "In ein paar 
Monaten werden Sie Antwort darauf haben, 
daß Sie" - gemeint sind die Sozialisten -
"angeblich keinen Groschen bekommen 
haben !"  

Nun sind viele Monate vergangen. Sie 
konnten nicht nachweisen, daß auch nur ein 
sozialistischer Spitzenpolitiker in irgendeine 
Affäre v-erstrickt oder verwickelt gewesen ist. 
Das nur nebenbei. Das soU heute nicht zum 
Gegenstand einer Anklage gemacht werden. 
Es sei in diesem Zusammenhang nur darauf 
hingewiesen, daß schon sehr viel versprochen, 
bedauerlicherweise aber von den Verspre­
chungen bisher sehr wenig realisiert worden ist. 

Ich möchte, verehrte Damen und Herren, 
diese Gelegenheit nicht vorbeigehen lassen, 
ohne festzustellen, daß wir mit größter Auf­
merksamkeit weiterhin verfolgen werden, wie 
sich die Dinge gestalten und entwickeln. 
Wir wollen nicht drängen. Wir wissen - ich 
wiederhole es -, gut Ding braucht Weile. 
Aber eines möchten wir in aller Offenheit 
hier klar und unmißv-erständlich aussprechen : 
Diese Angelegenheit kann und wird nicht tot­
geschwiegen werden ! Diese Angelegenheit 
wird weiter in der Öffentlichkeit jene Beach­
tung finden, die sie verdient, denn schließlich 
und endlich handelt es sich dabei um Steuer­
gelder , die als Bestechungsmittel vergeben 
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wurden. Schließlich und endlich handelt es 
sich dabei, wie der Herr Justizminister selbst 
im Finanz- und Budgetausschuß erklärt hat, 
um die größte Wirtschaftsstrafsache der Ersten 
und Zweiten Republik. Das österreichische 
Volk hat ein Recht darauf, zu wissen, wie diese 
Strafsache ausgeht. Wir wollen hoffen, daß 
endlich einmal die Schuldigen zur Verantwor­
tung gezogen werden. 

Wir möchten in diesem Zusammenhang 
noch weiters erklären und feststellen, daß auch 
in dieser Angelegenheit, die für uns sicherlich 
nicht sehr rühmlich ist, die Stunde der Wahr­
heit kommen wird, die Stunde des Parlamen­
tes, wo Rechenschaft zu legen ist, wo offen 
gesprochen und wo auch gerichtet werden muß. 
Das bleibt Ihnen nicht erspart. Es wird 
nichts im Sande verlaufen, das möchten wir 
Ihnen heute mit aller Deutlichkeit gesagt 
haben, um zu verhindern, daß vielleicht Miß­
verständnisse auftauchen, daß vielleicht da 
oder dort der Eindruck entstehen kann, daß 
die Angelegenheit wiederum applaniert ist, 
daß weiterhin der Grundsatz in Österreich 
Gettung hat, daß man die Großen laufen läßt, 
während man die Kleinen henkt. In diesem 
Falle werden die Sozialisten auf der Hut sein 
und immer wieder dieses Problem zur Diskus­
sion stellen, so lange, bis es endgültig berei­
nigt ist. (Beifall bei der S p(j.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Kranzlmayr . 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Die Frau Kollegin 
Dr . Stella Klein-Löw hat heute in ihrer Rede 
erwähnt, daß es im nächsten Jahr 100 Jahre 
her sein werde, daß das Vereinsgesetz geschaf­
fen wurde. Im Bundeskanzleramt tagt seit 
Monaten eine Kommission, die die Grund­
und Freiheitsrechte überprüfen und festst.el­
len soll, welche neuen Aspekte in den letzten 
Jahrzehnten dazugekommen sind. 

Ich habe in meiner Rede von der Deklara­
tion der Menscheru'echte gesprochen. Nun 
hat die Frau Kollegin Dr. Firnberg in ihrer 
Rede gemeint, es sei unmöglich, in Oberöster­
reich einen Verein für Bewährungshilfe ins 
Leben zu rufen, weil in Wien seit vielen Jah­
ren ein gleicher Verein bestehe. 

Verzeihen Sie mir, Frau Kollegin Dr. Firn­
berg : Wenn Sie die demokratischen Rechte 
sonst überall in Anspruch nehmen, so neh­
men auch wir sie selbstverständlich bei der 
Gründung eines Vereines in Anspruch. Der 
Verein in Oberösterreich soll - bitte, nehmen 
Sie das zur Kenntnis - kein Konkurrenzver­
ein sein. Ich stehe gar nicht an - ich habe 
es zwar nicht wortwörtlich in meiner Rede 
gesagt -, die großen Verdienste, die von 

privater Seite der Bewährungshilfe bisher 
geleistet wurden, anzuerkennen. Aber ich 
habe gesagt : Aus den Gründen des Subsidia­
ritätsprinzips sind wir der Meinung, daß ein 
Verein mit oberösterreichischen Funktionären 
im Lande den Gedanken der Bewährungshilfe 
noch viel besser wird ausbreiten können, weil 
wir neben den hauptamtlichen Bewährungs­
helfern, die wir durch das Gesetz bekommen 
werden, noch viele, viele ehrenamtliche Bewäh­
rungshelfer brauchen würden. Ich hoffe, daß 
Sie, wenn Sie nochmals das Vereinsgesetz 
ansehen (Abg. Dr. Hertha Fir n b e rg : Das 
hat ja mit dem Vereinsgesetz nichts zu tun !) , 
wenn Sie die Grund- und Freiheitsrechte 
nochmals studieren, sehen werden, daß es 
j edem Menschen zusteht, wenn er die genü­
gende Unterstützung findet, einen Verein 
zu gründen. (Abg. Dr. Hertl�a Firnb e rg : 
Natürlich kann man einen, Verein gründen !) 
Wir werden uns das von Ihnen niemals ver­
bieten lassen. Seien Sie überzeugt. Vielleicht 
kommen Sie in einigen Jahren darauf, daß es 
zum Wohl vieler Menschen gewesen ist, daß 
dieser Verein in Oberösterreich gegründet 
wurde. 

Ich darf Ihnen zur Beruhigung eines sagen : 
Der Verein ist überparteilich, ist unpolitisch 
(Abg. Dr. Hertha Firnb erg : Das ist der 
Verein für Bewährungshilfe und soziale Jugend­
arbeit auch !) und nicht etwa eine Gründung 
der Österreichischen Volkspartei . 

Ich darf aber auch dem Kollegen Dr. Tull 
etwas sagen : Herr Kollege ! Ich möchte 
eigentlich nur wissen, an wen Sie Ihre Fragen 
gerichtet haben. (Abg. M i n k o w i t sch, auf 
die Bänke der S p(j weisend : Er hat immer da 
hinüber geschaut !) Auch in diesem Punkt 
gehen unsere Auffassungen gar nicht ausein­
ander. Selbstverständlich sind auch wir an 
der restlosen Aufklärung dieser Vorfälle inter­
essiert, selbstverständlich stehen auch wir zu 
dem Prinzip, daß die Schuldigen bestraft 
gehören und daß den Unschuldigen endlich 
bescheinigt wird, daß sie zu Unrecht in diese 
Sache verwickelt wurden. (Beifall bei der 
Ö VP.) 

Die Frau Kollegin Stella Klein-Löw hat 
die Richterschaft gelobt. Ich freue mich und 
danke ihr, daß sie es getan hat ; sie verdient 
Lob . Aber Sie haben wieder die Richter­
schaft verdächtigt. (Abg. Dr. Tu l l :  Das ist 
ja nicht wahr !) Wo liegt denn sonst die Ent� 

scheidung � Die Anzeigen sind zur Staats­
anwaltschaft gegangen, die Staatsanwalt­
schaft hat die notwendigen Erhebungsanträge 
gestellt, un11 der größte Teil ist bereits beim 
unabhängigen Gericht. Sie wissen ganz genau 
- ich nehme an, daß Sie auch Jurist sind ; 
ich habe mich nie erkundigt, welches Doktorat 
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Sie haben -, daß der Herr BUJldesminister 
für Justiz kein Weisungsrecht an die Richter 
hat. (Abg. Dr. Tul l : Das habe ich auch nicht 
behauptet !) Es wird sicherlich all das gesche. 
hen, was die unabhängigen Richter für not· 
wendig halten. 

Zum Schluß, Herr Kollege Tull : Glauben 
Sie mir : Nicht in diesem Hohen Hause wird 
darüber gerichtet werden, sondern über diese 
Sache werden nur die unabhängigen Gerichte 
in Österreich urteilen. (Beifall bei der (j VP. ­
Abg. W e i khart :  Ein bisserl was wird da auch 
schon gesagt werden ! - Abg. Ha r t l : Gesagt, 
aber nicht gerichtet ! - Abg. W eik hart : Geur. 
teilt wird woanders ! - Abg. Dr. K 1'anzl. 
may r :  Gerichtet wird hier im Parlament, 
haben Sie gesagt ! - Abg. Dr. Tul l :  Das habe 
ich doch nicht gesagt ! Was heißt denn "rich. 
ten" ? "Richten" bedeutet doch nicht nur die 
Tätigkeit des Richters ! Ich kann mir auch 
ein Urteil bilden ! - Abg. Dr. Gru b e r :  Jetzt 
macht er sophistische A usftüchte !) 

Präsident Wallner (das Glockenzeichen ge· 
bend) : Bitte, die Zwischenreden zu unterlas· 
sen l 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord. 
nete Dr. Broda. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Prä. 
sident ! Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen 
und Herren ! Lassen Sie mich zuerst ein 
paar Bemerkungen zur Rede des Kollegen 
Kranzlmayr I, wenn ich so sagen darf, 
machen. 

Herr Kollege Kranzlmayr ! Wir stimmen 
mit Ihnen und auch mit dem Kollegen Zeil· 
linger darin überein, daß die Zeit der vor· 
parlamentarischen Diskussion des größten Ge· 
setzesvorhabens der Zweiten Republik, der 
Strafrechtsreform, zu Ende ist. Nach den 
Ankündigungen des Herrn Bundesministers 
für Justiz - wir sind froh über diese An· 
kündigungen - wird sich das Parlament 
im nächsten Jahr mit dieser Strafrechts· 
reform beschäftigen. Es besteht daher kein 
Anlaß - ich stimme da mit Ihnen völlig 
überein -, heute über Einzelheiten zu 
sprechen. 

Ich stelle mit Befriedigung fest, daß wir 
in zwei wesentlichen Punkten über die weitere 
Vorgangsweise Übereinstimmung erzielt haben : 

1 .  In der Sache kann es keine Tabus geben ; 
es wird im Zusammenhang mit der Straf· 
rechtsreform alles angepackt werden, so heiß 
das Eisen auch scheinen mag. Ich möchte 
aber nach den Erklärungen der Sprecher 
der Klubs nochmals hinzufügen : 

2. Es kann kein Zweifel mehr darüber 
bestehen, daß wir über jene Fragen, die 
schließlich nach sehr intensiver Ausschuß. 

beratung noch offenbleiben, frei und ohne 
Klubzwang in freier Gewissensentscheidung 
der frei gewählten Abgeordneten des National. 
rates beschließen werden. Ich glaube, das 
ist gut so, und das wird ein guter Weg für 
eine gute Sache sein. 

Herr Kollege Kranzlmayr I !  Ich habe 
die Einzelheiten über die Überarbeitung des 
Strafgesetzentwurfes - nun : Strafgesetzent. 
wurf 1968 -, die Sie hier mitgeteilt haben, 
nicht gekannt, sie waren mir neu ; ich nehme 
an, ebenso meinem Oppositionskollegen Zeil­
linger. Ich möchte daher gar nicht dazu 
Stellung nehmen. Ich möchte nur sagen : Es 
sind schon Fragen von einer gewissen Be­
deutung - das wird der Herr Bundesminister 
für Justiz auch gar nicht in Abrede stellen -, 
Probleme, über die sehr ernst zu sprechen 
sein wird. Die Arbeit im Justizausschuß 
wird nicht leicht sein. Ich glaube, 
daß WIr im Justizausschuß in der 
Form, über die wir uns dann eImgen 
werden, auch Gelegenheit haben müssen, 
Sachverständige zu hören, daß wir mit Män­
nern, die an der Arbeit der Strafrechts­
kommission führend beteiligt waren, mit füh­
renden Vertretern der Straf justiz in Öster­
reich über diese und jene offene Frage im 
Justizausschuß sicherlich noch diskutieren 
werden und auf den fachlichen Rat dieser 
Männer hören werden. 

Ich teile die Sorge des Kollegen Dr. Hauser, 
des Obmannes des Justizausschusses, daß 
wir auf Grund des Rhythmus unserer par­
lamentarischen Arbeit eine sehr große Be­
lastungsprobe vor uns haben. Wir haben -
Kollege Dr. Hauser hat das zutreffend ge­
sagt, und es sind Erwägungen, die wiederholt 
auch auf unserer Seite angestellt wurden -
für die eigentliche Ausschußarbeit jeweils 
nur das erste Kalenderhalbjahr zur Ver­
fügung ; es wird dieses Mal noch etwas ge· 
kürzt sein. Das wird eine sehr große Be­
lastungsprobe für die Bearbeitung des ge­
samten Gesetzesvorhabens darstellen. 

Namens der sozialistischen Opposition darf 
ich die Erklärung abgeben, daß wir uns 
dieser Belastungsprobe stellen werden, daß 
unsere Mitglieder des Justizausschusses alle 
ihre Kräfte einsetzen werden. Ein V or­
haben wie die Strafrechtsreform ist nicht ein 
Vorhaben der jeweiligen Mehrheit des Par· 
laments, sondern ein Vorhaben, das uns 
alle angeht, ist eine Aufgabe, die das ganze 
Parlament gemeinsam zu lösen haben wird. 

Nun, sehr geehrte Damen und Herren, 
ein paar Worte zu den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Dr. Kranzlmayr H. Herr 
Kollege Kranzlmayr ! Frau Dr. Firnberg be­
durfte keiner Unterweisung über das Vereins­
recht und über die Freiheit der Vereins-
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bildung in Oberösterreich oder in anderen 
Bundesländern. Was Frau Dr. Firnberg hier 
bemängelt hat und die Frage, die sie an den 
Herrn Justizminister gestellt hat, war doch 
etwas ganz anderes. Wir haben auch im 
nächsten Budget nur relativ geringe Mittel 
für die Bewährungshilfe zur Verfügung. Wenn 
jetzt diese Mittel noch zersplittert werden 
sollen, wenn die außerordentliche fachliche 
Erfahrung des bisherigen Trägers der Be­
währungshilfe in den meisten Bundesländern 
Österreichs, auch in Oberösterreich, des von 
der Frau Kollegin Firnberg genannten Vereins, 
ungenützt bleibt, wenn diese Mittel auf 
andere Vereine aufgeteilt werden, die neben 
diesem Verein neu gegründet werden, so 
ist das nicht zu verantworten. (Abg. Doktor 
Kranzlmayr : Herr Kollege Dr. Broda, Sie 
verge8sen aber, daß wahr8cheinlich dem Verein 
in Oberö8terreich zusätzliche Mittel aus anderen 
Quellen als denen des Bunde8ministeriums für 
JU8tiz zufließen werden I) 

Herr Dr. Kranzlmayr, was hier kritisiert 
wurde und was in so auffallendem Gegen­
satz auch zu den Erklärungen des Herrn 
Bundesministers für Justiz bei anderen An­
lässen steht, ist, daß man hier von vorn­
herein nicht zur Koordination bereit war, 
daß man den Verein, der Träger der Be­
währungshilfe gewesen ist und der so belobt 
wurde, gar nicht informiert hat, daß ein 
neuer Verein gegründet wurde, der sich der 
Einrichtungen des bisherigen Vereines be­
dienen soll und dem - auch das muß man 
dem Hohen Hause sagen - offenbar jene 
Fachkräfte zur Verfügung gestellt werden 
sollen, die vom Bundesministerium für Justiz 
bezahlt werden. All das, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ist das Gegenteil 
von Planung und Koordination. 

Ich wage die Behauptung, Rerr Bundes­
minister für Justiz, daß es auch gegen Ihr 
besseres Wissen und gegen Ihre bessere Ein­
sicht ist, wenn das Justizministerium - das 
hat mit Vereinsrecht und mit Vereinsfreiheit 
überhaupt nichts zu tun - seine Mittel zer­
splittert und einen Konkurrenzverein in Ober­
österreich unterstützt, nur deshalb, weil Kräfte 
diesen Verein stützen, vor denen das Bundes­
ministerium für Justiz zurückscheuen zu müs­
sen glaubt. Ich meine damit den Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Haslinger, der, wie ich 
heute erst höre, einer der Proponenten dieses 
Vereines ist, der einer der schärfsten Kritiker 
des Strafgesetzentwurfes 1966 und 1964 ge­
wesen ist. Darauf hat sich die Bemerkung 
der Kollegin Firnberg bezogen, ob vielleicht 
die enge, von der früheren Leitung des J ustiz­
ressorts und der jetzigen Leitung des Justiz­
ressorts geförderte Zusammenarbeit des Ver­
eins für Bewährungshilfe mit der Caritas 

der Erzdiözese Wien nicht gut gewesen ist, 
daß man weiter zersplittern muß. Es liegt 
an Ihnen, Herr Bundesminister, du rch ein 
paar Worte aufzuklären - das Vereinsrecht 
steht hier überhaupt nicht zur Debatte -, 
daß Sie alles tun werden, um im Sinne Ihrer 
bisherigen Erklärungen der Bewährungshilfe 
die Möglichkeit weiterer Entfaltung zu geben, 
und daß das Bundesministerium für Justiz 
dort, wo koordiniert werden soll, wo sich 
neue Kräfte zur Mitarbeit melden, seine Auf­
gabe in einer besseren Organisation und 
nicht in einer Mithilfe bei der Desorganisation 
sehen wird. Ich bin sicher, Herr Bundes­
minister, Sie werden das aufklären und uns 
alle hier beruhigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Rerren ! 
Ein einziges Wort zur Frage der Sozial­
gerichtsbarkeit. Rerr Kollege Dr. Hauser 
hat hier eine Reihe von Problemen zur Dis­
kussion gestellt. Ich möchte folgendes fest­
stellen : Natürlich geht die Diskussion weiter. 
Der Entwurf 1965 über die Sozialgerichts­
barkeit war ein Entwurf, und vom gegen­
wärtigen Herrn Bundesminister für Justiz 
werden uns weitere Entwürfe angekündigt. 

Ich glaube aber die Zustimmung der über­
wiegenden Mehrheit des Hauses zu finden, 
wenn ich sage : Eine so wichtige Frage wie 
das Problem der Arbeitsgerichtsbarkeit und 
der Sozialgerichtsbarkeit kann nie gegen die 
Gewerkschaften und nie ohne die Gewerk­
schaften entschieden werden. ( Beifall bei 
der SPÖ.) Daher bitte ich, Herr Bundes­
minister für Justiz, damit wir in der Dis­
kussion weiterkommen und auch zu Er­
gebnissen kommen, um mehr und bessere 
Koordination mit den großen repräsentativen 
Interessenvertretungen der arbeitenden Men­
schen, die die Arbeitsgerichte und die Sozial­
gerichte - der Name steht gar nicht zur 
Diskussion - brauchen. 

Aber eme Bemerkung sei doch auch 
gestattet ; Dr. Kleiner hat schon darauf hin­
gewiesen. Was im 19. Jahrhundert möglich 
war, nämlich die Schaffung der Handels­
gerichtsbarkeit für den Kaufmannstand, das 
sollte doch hundert Jahre später, in der 
Zweiten Republik, die doch auf ihre so­
zialen Errungenschaften mit Recht stolz ist, 
auf einem anderen Gebiet auch möglich sein : 
nämlich der Ausbau der Arbeitsgerichte zu 
einer umfassenden Sozialgerichtsbarkeit im 
Rahmen der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Das 
ist gar kein Diskussionspunkt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte mich jetzt einer speziellen Frage 
zuwenden, die nicht nur für die Beurteilung 
der Tätigkeit des Justizressorts, sondern der 
Gesamtregierung Bedeutung hat. Ich bin 
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sehr froh, daß der Verantwortliche für die 

I 
ordneten oder des Volkes, Herr Kollege 

Gesamtregierung, der Herr Bundeskanzler, Withalm. (Beifall bei der SP(J. - Abg. 
im Saal gewesen ist, denn ich werde mich Dr. Withalm:  Aber zu Gericht sitzt man im 
unter anderem in dieser Frage auch unmittel- Parlament nicht I) 
bar an ihn zu wenden haben. Meine Damen und Herren ! Nun zu einem 

Ich möchte mich hier den Worten, die vor Problem, das einer offenen Aussprache in 
mir schon an die Adresse der Richterschaft offener Parlamentssitzung bedarf. Am Be­
gerichtet worden sind, anschließen. Ich möchte ginn der ÖVP-Alleinregierung standen hier, 
mich dem Dank an die Richterschaft an- meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
schließen, dem Dank an die österreichischen Erklärungen der sozialistischen Sprecher. Wir 
Staatsanwälte, nichtrichterlichen Bediensteten haben damals gesagt : Wir werden sehr acht­
und Justizwachebeamten. Wir alle wissen, geben, wie die Personalpolitik der ÖVP­
daß Richter und Staatsanwälte insbesondere Alleinregierung sein wird. Wir haben da­
dann einen besonders schweren Stand haben, mals gesagt : Wir werden, wenn notwendig, 
wenn es sich um schwierige Fragen, spek- jeden Fall hier im Parlament zur Sprache 
takuläre Verfahren, große Prozesse handelt, bringen, wo die Gefahr von Unrecht be­
die in der Öffentlichkeit diskutiert werden. steht. 
Richter und Staatsanwälte sollen wissen, 
daß die Volksvertretung die große Verant­
wortung für das Ansehen der Republik und 
der Rechtspflege, das Richter und Staats­
anwälte tragen, voll kennt und würdigt und 
daß die Volksvertretung sich auch j ederzeit 
vor die Richter und Staatsanwälte stellen 
wird, wenn sie ungerechtfertigt angegriffen 
werden. (Beifall bei der SPÖ.j 

Herr Kollege Kranzlmayr, ich habe den 
Kollegen Dr. Tull nicht so verstanden wie Sie ; 
so war er nicht zu verstehen. (Abg. 
Dr. Gruber : Man versteht ihn halt schwer I) 
Kollege Tull hat gemeint - und ich unter­
schreibe das vollinhaltlich ; wenn man es ver­
stehen will, versteht man es schon r Abg. 
Dr. Tul l : Schwer von Begriff I) - : Irgend­
wann wird der Tag kommen, wo auch hier 
vor dem Parlament Rechenschaft abzulegen 
ist über alles, was mit dem - ich qualifiziere 
nicht, ich sage nicht Bauskandal, und ich 
sage nicht "sogenannter" Bauskandal - Ver­
halten der Regierung, insbesondere des Re­
gierungschefs im November vorigen Jahres, 
zusammenhängt. Niemand hat damals den 
Herrn Bundeskanzler gezwungen, in sehr 
großzügiger Auslegung seiner verfassungs­
mäßigen Kompetenzen hier am 23. November 
1 966 dem Parlament den großen Bericht 
vorzulegen, wie nun er und seine Regierung 
durchgreifen werden. Das hat gar nichts 
damit zu tun, daß Staatsanwälte und Richter 
ihre Pflicht tun. Aber darüber wird noch 
einmal in diesem Hause zu Gericht zu sitzen 
sein, was damals den Herrn Bundeskanzler 
veranlaßt hat, selbst so weitgreifende Er­
klärungen zur Sache und über Termine ab­
zugeben, die nicht eingehalten worden sind. 
r Abg. Dr. Wi tha lm:  Herr Minister Broda, 
man wird debattieren, aber nicht "zu Gericht 
sitzen" 1 In diesem Haus wird man nicht zu 
Gericht sitzen 1) Die Debatte, die Erörterung 
eines Sachverhalts ist überall noch Voraus­
setzung für einen Richterspruch der Abge-

Kein Zweifel, daß besonders heikel alle 
Personalprobleme der Justiz sind, denn wo 
kommt der Staat hin, wenn Unruhe über 
Parteilichkeit, die Gefahr der Parteilichkeit, 
der Verdacht, daß man Verhalten in Personal­
fragen als Parteilichkeit auslegen könnte, 
in der Bevölkerung entsteht. 

Der Herr Bundesminister für Justiz hat 
sich in Theorie und Praxis bisher für die ab­
solute Beachtung der Personalsenatsvorschläge, 
insbesondere der Personalsenatsvorschläge des 
Obersten Gerichtshofes, ausgesprochen. Die 
bisherige Übung des Herrn Bundesministers 
für Justiz war auch eine solche. Bei der 
Besetzung der wichtigsten hohen Richter­
posten in -der Ära seiner Amtsführung, beim 
Oberlandesgericht Graz Präsident und Vize­
präsident, bei der Besetzung des Präsidenten­
postens des Landesgerichtes für Zivilrechts­
sachen Wien, des Oberlandesgerichtes Inns­
bruck, immer wurde dem Rang nach der vom 
Obersten Gerichtshof an erster Stelle vor­
geschlagene Bewerber für den Präsidenten­
posten dem Bundeskanzleramt und der Bun­
desregierung zur Ernennung vorgeschlagen. 
Bisher ist in keinem Fall von dieser Übung 
und Praxis abgewichen worden. Die Oppo­
sition hatte daher keinen Anlaß, diesbezüglich 
Klage zu führen, das Hohe Haus damit zu 
beschäftigen. 

Ich richte nun meinen Appell an den Herrn 
Bundesminister für Justiz und an den Herrn 
Bundeskanzler - weil diese Angelegenheit 
die Bundesregierung beschäftigen wird -, 
in einem Besetzungsfall, der in der Justiz 
außerordentlich viel diskutiert wird, von der 
bisherigen Übung der absoluten Beachtung 
der Reihung durch den Obersten Gerichtshof 
nicht ohne sachliche Not und zwingenden 
Grund abzugehen. r Abg. Dr. van Tongel :  
Meinen Sie vielleicht den Verwaltungs(Jerichts­
hof?) Nein. Ich meine die Besetzung eines 
Gerichtshof-Präsidentenpostens im Bundesland 
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Niederösterreich. (Abg. Wodica : Wer wird 
K reisgericktspräsident von W iener Neustadt ?) 
Ich meine einen Gerichtshof-Präsidentenposten 
in Niederösterreich. Die Sache ist in Be· 
handlung, Herr Bundeskanzler, der Akt wird 
Ihnen vorgelegt werden, die Bundesregierung 
wird sich damit zu beschäftigen haben. 

Sachverhalt : Erstgereihter Bewerber des 
Obersten Gerichtshofes ist ausgezeichnet quali. 
fiziert, hat reiche Praxis bei allen Gerichten, 
vom Bezirksgericht angefangen, Arbeitsge. 
richt, Gerichtshof in Zivil· und Strafsachen. 
Erstgereihter ist an Dienstalter, Lebensalter 
und Rang den anderen Bewerbern, gegen 
die nichts zu sagen ist, voran. Der erst­
gereihte Bewerber ist seit 1. 10. 1960 in 
der Standesgruppe 4, der Bewerber, der nun, 
höre ich, tatsächlich ausgewählt werden soll, 
vorgeschlagen werden soll, steht ihm im 
Rang vier Jahre nach, sein Rangstichtag 
in der Standesgruppe 4 ist der 1 .  1 .  1964, 
soweit meine Information und meine Er­
innerung reicht. 

Es liegt nichts gegen die sachliche Quali­
fikation des vom Obersten Gerichtshof an 
erster Stelle, Herr Bundeskanzler, vorge­
schlagenen Bewerbers vor. Nichts kann gegen 
die Eignung des Bewerbers, der vom Obersten 
Gerichtshof an erster Stelle vorgeschlagen 
werden wird, sachlich eingewendet werden. 

Frage : Warum wird nun sogar der Bürger­
meister der Stadt, in der sich der Gerichtshof 
befindet, bemüht, ein sozialistischer Bürger­
meister, damit man sagt, auch er habe doch 
nichts gegen die Übergehung des vom Obersten 
Gerichtshof an erster Stelle vorgeschlagenen 
Bewerbers 1 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich frage : 
Welche Einflüsse - mit Sorge frage ich das -
müssen hier geltend gemacht werden, damit 
nicht der ausgezeichnet qualifizierte rang­
höchste, vom Obersten Gerichtshof an erster 
Stelle vorgeschlagene Bewerber als Präsident 
dieses Gerichtshofes zum Zuge kommen soll 1 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Der grundsätzliche Aspekt, um den es geht, 
den ich mit großer Sorge für die Zukunft der 
Justiz hier deponiere, ist : Der Bewerber, der 
vom Obersten Gerichtshof an erster Stelle 
vorgeschlagen ist - nach seiner bisherigen 
Übung hat der Herr Bundesminister für Justiz 
der Bundesregierung immer diese Bewerber 
vorgeschlagen -, hat seit Jahrzehnten auch als 
hoher Richter von seinen staatsbürgerlichen 
Grundrechten Gebrauch gemacht und sich 
offen als Sozialist bekannt. Dieser erstgereihte 
Bewerber ist Vertrauensmann der Gewerk­
schaftsbewegung noch aus der Zeit, als er 
selber als Werk student einen manuellen Be­
ruf ausgeübt hat. Er ist seit Jahrzehnten Vor-

tragender an der Sozialakademie der Arbeiter· 
kammer und an Gewerkschaftsschulen. 

Verstehen Sie nicht, meine Damen und Her­
ren, was das bedeuten würde, verstehen Sie 
nicht, Herr Bundeskanzler . . .  (Abg. Libal:  
Er hört gar nicht zu !) - Herr Kollege Kranzl­
mayr, lassen Sie mich mit dem Herrn Bundes­
kanzler von Angesicht zu, Angesicht sprechen. 
- Verstehen Sie nicht, Herr Bundeskanzler. 
was es für das Vertrauen in die Rechtsprechung 
bedeuten würde, wenn man in Zukunft sagen 
müßte - ich kann es nicht glauben - :  Es ist 
wirklich so, wie das böse Wort lautet : In 
Österreich kann zwar ein Sozialist Bunde�­
präsident werden, in Niederösterreich ein 
Sozialist aber weder Straßenwärter noch Kreis­
gerichtspräsident ! 

Herr Bundeskanzler ! Der Akt wird die 
Bundesregierung beschäftigen. Es geht um 
Theorie und Praxis. Ich zitiere aus den Publi­
kationen des Herrn Bundesministers für Justiz 
folgende von ihm besonders unterstrichene 
und wichtige Worte : "So ist es heute hoch an 
der Zeit, der noch in der monarchischen Zeit 
gesetzten ersten Etappe in der Befreiung der 
Richter von der politischen Gewalt eine zweite 
Etappe folgen zu lassen." Der Herr Bundes­
minister für Justiz, Professor Klecatsky, meint 
weiter : "In dieser zweiten Etappe wären die 
jedes tieferen Sinnes entbehrenden Brücken­
köpfe der politischen Gewalt in der Justiz 
weiter abzubauen, u.m die Richterautonomie 
weiter zu stärken." 

Herr Bundeskanzler, es wird ein wichtiger 
Testfall sein - ich wiederhole -, ob ohne 
'Zwingende sachliche Gründe im Falle eines 
hohen Richters, der Sozialist ist und sich als 
solcher bekennt, von dem Personalsenatsvor­
schlag des Obersten Gerichtshofs, dem Rang, 
dem Lebensalter, dem Dienstalter, der Quali­
fikation abgegangen werden wird oder nicht. 
Es geht um Theorie und Praxis ! 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Her. 
ren von der Bundesregierung, die Sie hier im 
Saal anwesend sind, wenn Sie so entscheiden 
sollten, wie man hört und annimmt, dann eine 
einzige Bitte : Sprechen Sie in Zukunft weniger 
vom Rechtsstaat als bisher, man wird es näm· 
lieh noch weniger glauben als bisher ! (Bei/aU 
bei der S PO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister für Justiz 
Dr. Klecatsky. Ich erteile es ibm. 

Bundesminister für Justiz Dr. K1ecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Ich wollte erst zu den Ausführungen 
meines unmittelbaren Herrn Vorredners Stel­
lung nehmen, aber ich darf doch die Reihen-
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folge einhalten und darf dann am Ende meiner 
Ausführungen auch zu deD;l ein Wort sagen, 
was Herr Minister Broda hier vorgebracht hat. 

Gestatten Sie mir, zunä.chst in der Reihen­
folge alle die Fragen zu beantworten, die die 
Damen und Herren in dieser Debatte aufge­
worfen haben. Ich möchte, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, hier abermals er­
klären, daß es das Bestreben des Justizmini­
steriums ist , den Entwurf des neuen Straf­
gesetzes dem Hohen Haus zu Beginn des näch­
sten Jahres vorzulegen. Ich habe mir schon im 
Finanz- und Budgetausschuß erlaubt, darzu­
legen, welche S0hwierigkeiten sich entgegen­
stellen, den Entwurf der Strafrechtskommission 
einfach als Regierungsvorlage vorzulegen. Ich 
habe die einzelnen Schwierigkeiten dargelegt ­
ich möchte das hier nicht wiederholen -, ich 
möchte nur eines sagen : Das, was der Herr 
Abgeordnete Zeillinger hier von mir verlangt 
hat, läuft im Ergebnis auf einen - gestatten 
Sie mir, das zu sagen - undemokratischen und 
verfassungswidrigen Vorgang hinaus. Wir 
haben zu den Entwürfen, die im Jahre 1 964 
und 1966 ausgearbeitet wurden, Stellung­
nalunen eingeholt. Wir haben diese Scellung­
nah.men auf Grund des Begutachtungsrechtes, 
das den befragten Stellen zugestanden ist, 
eingeholt. Das Begutachtungsrecht wäre eine 
Farce, wenn nicht das wenigstens überlegt 
würde, was zu dem Entwurf der Strafrechts­
kommission vorgebracht worden ist. 

Ich glaube, Hohes Haus, daß es auch nicht 
in den Intentionen des Nationalrates liegt, 
daß an die S ·  fIle demokratisch bestellter 
Organe einfach Sachverständigengremien tre­
ten, die 'über so wichtige Fragen wie die Straf­
rechtsreform ein endgültiges Urteil abgeben. 
Selbstverständlich - und auch das habe ich 
in der Öffentlichkeit und auch hier im Hohen 
Haus immer wieder betont - wird über die 
Strafrechtsreform das Parlament das letzte 
und entscheidende Wort zu sprechen haben. 
Ich habe auch gesagt, daß ich selbstverständ­
lich gerne den Entwurf, den die S :rafrechts­
kommission ausgearbeitet hat, den Damen und 
Herren zur Verfügung stellen werde. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat mir 
überdies das Asylrecht ans Herz gelegt. Er 
selbst hat gesagt, daß es nicht unmittelbar 
in mein Ressort fällt, ich darf aber dem Hohen 
Haus sagen, daß ich mich seit langem um das 
Asylrecht kümmere, daß ich mich lange, bevor 
ich in die Bundesregierung gtkommen bin, mit 
den ProblEmen des A';ylrechts befaßt habe. 
Ich möchte die Versicherung abgeben, daß 
niemals irgendwo daran gedacht war, Säd­
tiroler schlechter zu behandeln als etwa Flücht­
linge, die aus den Oststaaten kommen und hier 
das Asylrecht in Anspruch nehmen. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat überdies 
davon gesprochen, daß 1 50 Vertragsbedienstete 
im Bereich des Justizressorts eingespart wor­
den sind, obwohl die Justiz - das kann ich 
nur bestätigen - einen Mangel an Schreib­
kräften besitzt. Es ist in keinem einzigen 
Fall, meine Damen und Herren, die Aufnahme 
einer Schreibkraft in die Justiz aus Ersparungs­
gründen abgelehnt worden, im Gegenteil, wir 
wären froh, wenn wir mehr Schreibkräfte be­
kommen würden. 

Zur Forderung des Herrn Abgeordneten 
Zeillinger nach größerer Spezialisierung der 
Richter : diese Frage liegt uns sehr am Herzen. 
Ich glaube, daß diese Frage vor allem durch 
eine große Justizreform, über die ich mir er­
lauben werde dann 110ch einige Worte zu 
sagen, leicht gelöst werden kann. Keinesfalls 
kann sich der Richter bei den Kleinstgerichten, 
wie wir sie noch heute zum Teil haben, speziali­
sieren. 

Zur Frage der Erhöhung der Ansätze des 
Gebührenanspruchsgesetzes darf ich Ihnen 
sagen, daß die Ansätze des Gebührenanspruchs­
gesetzes aus dem Jahre 1958 erst im Jahre 1964 
zum Teil ziemlich bedeutend erhöht worden 
sind. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat sich 
auch nach dem Fall Erich Raja erkundigt, 
und ob gegen das Buch, ' das Erich Raja unter 
dem Titel "Kopfjagd auf Rajakowitsch" ver­
öffentlicht hat, von den staatsanwaltschaft­
lichen Behörden etwas unternommen worden 
ist. Die staatsanwaltschaftlichen Behörden, 
Herr Abgeordneter, haben den Inhalt dieses 
Buches geprüft, ohne einen Anlaß zu einem 
Einschreiten von Amts wegen gegen die sub­
jektiv gefärbte Darstellung, wie Sie sich aus­
drückt haben, zu finden. Soweit einzelne 
Personen in diesem Buch in beleidigender 
Form angegriffen worden sind, haben diese 
Personen - ich selbst habe mioh bemüht 
und habe sie zum Teil selbst befragt, ich 
kann auch die Namen nennen, ich habe meinen 
Herrn Amtsvorgänger gefragt, und ich habe 
den Herrn Generalprokurator gefragt - es 
abgelehnt, eine Privat anklage gegen Erich Raja 
einzubringen oder die zur Verfolgung notwen­
dige Ermächtigung zu erteilen, wie dies auch 
sonst üblich ist, wenn rechtskräftig Verurteilte 
gegen die Justizorgane zu polemisieren be­
ginnen. 

Ich betone nochmals, daß ich hier herum­
gefragt habe und mich an die einzelnen, in 
meinen Augen durch dieses Buch beleidigten 
Personen gewendet habe. Mir ist aber auf der 
anderen Seite, Herr Abgeordneter Zeillinger, 
nicht bekannt, daß in der amerikanischen Aus­
gabe des Buches des Herrn Dipl.-Ing. Wiesen­
thai Stellen enthalten sind, die den Staats-
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anwaltschaften Anlaß zu einem Einschreiten 
von Amts wegen bieten würden. 

Zur Strafsache, Herr Abgeordneter Zeillinger, 
gegen einen S;�ktionschef des Bundesmini­
steriums für Unterricht nach § 104 des Straf­
gesetzes darf ich Ihnen berichten, daß in der 
Hauptverhan dlung, die vom 28. Feber bis zum 
6. März 1 967 vor einem Schöffensenat des 
Landesgerichtes für Strafsachen Wien statt­
gefund�n hat, auf Grund eines von der Ver­
teidigung gestellten Antrages auf Beiziehung 
eines Sachverständigen auf dem Gebiete des 
Ver1a.gswesens und des Buchhandels die Rück­
leitung defl Aktes an den Untersuchungsrichter 
zur Bestellung eines Sachverständigen und zur 
ergänzenden Einvernahme von Zeugen vom 
SchöffengerichG ,  al�o von einem unabhängigen 
Gericht, beschlossen worden ist. Soviel ich also 
derzeit sagen kaun, wird das Sachverstän­
digengutachten bereits ausgearbeitet. Eine 
Verfahrensbeschleunigung könnte daher derzeit 
auch durch eine personelle Maßnahme nicht 
erreicht werden. 

Über allfällige Bliuddarmoperationen, Herr 
Abgeordneter Zeillinger, kann ich nichts aus­
sagen, ich mische mich nicht nur nicht in die 
Tätigkeit unabhängiger Richter ein, ich mische 
mich schon gar nicht in die Tätigkeit der Ärzte 
ein. Ich habe vor dt:m Ärzten und ihrem WiB�en 
die allergrößte Hochachtung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Gestatten Sie mir nun, einige Fragen zu beant­
worten und auf einige Fragen einzugehen, 
die vom Herrn Abgeordneten Dr. Kleiner 
hier erörtert worden sind. Herr Abgeordneter 
Dr. Kleiner, ich darf zunächBt sagen : Jener 
Notlagebericht , über den ich gesprochen habe, 
ist nie ein Notschrei des Justizministers allein 
gewesen, sondern es handelt sich um eint;l1 
Notschrei der Justiz im ganzen. Ich möchte 
Ihnen auch sagen, daß der Notschrei des 
Justizministers keineswegs in den Hallen des 
Justizpalastes - wie Sie gesagt haben - ver­
klungen ist, sondern, Herr Abgeordneter, 
dieser Schrei klingt in den Kreisen des Justiz­
personals weiter. Wenn Sie die Beziehungen 
zu den S tandesvertretungen der Richter, der 
Staatsanwälte und des nichtrichterlichen Per­
sonals - darf ich das jetzt so sagen - so 
pflegen würden, wie ich es tue, dann würden 
Sie wissen, daß dieser Schrei, dieser Bericht, 
im vollen Einvernehmen eben gerade auch 
mit den gewerkschaftlichen Standesvertretern 
ausgearbeitet wird und daß dort der Grund für 
die Verzögerung liegt, weil von dort noch viele 
Vorschläge kommen, die in d iesen Bericht 
eingebaut werden sollen. Vom Standpunkt 
des Justizministeriums ist er schon fertig ge­
we8en. 

Zur Frage der Gerichtsinspektion, Herr 
Abgeordneter Dr. Kkiner : Die Gerichtsinspek-

tion ist eine Einrichtung, die nicht ich ge­
schaffen habe ; das ist eine Einrichtu.ng, die in 
Österreich seit Jahrzehnten besteht. Die 
Gerichtsinspektion in concreto wird so durch­
geführt, wie sie auch unter meinen Amtl:!vor­
gängern durchgeführt worden ist. Wenn aber 
irgendwo Beschwerden bestehen, bin ich der 
erste, der dankbar ist, wenn er von diesen Be­
schwerden in einer solchen Form erfährt, daß 
er in der Lage ist., einzugreifen, wenn tat­
sächlich irgendwo die Unabhängigkeit der 
Richter gefährdet werden sollte. 

Sie haben mir, Herr Abgeordneter, ein Blatt 
Papier gegeben. Leider kann ich darauf keinen 
Namen finden. Ich werde aber ungeachtet 
dieses Umstandes trotzdem dieses Blatt Papier 
zum A111aß nehmen ' "  (Abg. Dr. Kle i n e r :  
lJf einen S'le den Verfassernamen ? ) Ja, ich meine 
den Namen dessen, der dieses Blatt verfaßt 
hat . - Ich werde aber trotzdem und unge­
achtet des Fehlens eines solchen Namens dieser 
Sache nachgehen. Ich möchte nur im allge­
meinen sagen, daß die Gerichtsinspektion eine 
Einrichtung ist, die heute in der gleichen Weise 
funktioniert, wie sie seit Jahrzehnten in 
Österreich funktioniert. 

Nun zur Sozialgerichtsbarkeit. Hohes Haus ! 
Ich möchte hier nicht das wiederholen, was 
ich schon unzählige Male auch im Hohen Haus, 
in den Ausschüssen und außerhalb des Hohen 
Hauses gesagt habe : Ja, es wurde ein Entwurf 
eines Sozialgerichtsbar keitsgesetzes von meinem 
Herrn Amtsvorgällger zur Begutachtung ausge­
sendet. Aber die Gutachten, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren - mein Herr Amts­
vorgänger hat es ja selbst erwähnt -, waren 
fast alle negativ. Wir mußten daher nach neuen 
v'legen suchen, Wegen, die es erlauben, die 
Schiedsgerichtsbarkeit der Sozialversicherung 
in eben dem Sinn zu regeln, wie es mein Herr 
Amtsvorgänger vor wenigen Minuten hier ge ­
sagt hat. 

Ich darf nur, um Sie über die Tragweite der 
erhobenen Einwendungen im allgemeinen auf­
zuklären, sagen, daß von manchen Stellen so­
gar der Standpunkt vertreten wurde, daß es 
sich bei diesem Entwurf einer Sozialgerichts­
barkeit um eine Gesamtänderung der öster­
reichischen Bundesverfassung handeln würde, 
die einer Volksabstimmung bedürfte. 

Sie sehen also, daß es sich hier nicht um 
leichte Probleme handelt . Es handelt sich 
nicht um Probleme, die von mir, vom der­
zeitigen Justizminister, aufgeworfen wurden. 
Ich habe in den ersten Tagen meiner Amts­
zeit - ich darf es nochmals hier sagen - dem 
Herrn Präsidenten des Österreichischen Ar­
beiterkammertages und dem Herrn Kammer­
amtedirektor der "Viener Arbeiterkammer alle 
diese negativen S tellungnahmen mit der Bitte 
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übergeben, sich dazu, wenn sie es für notwendig bemühe mich in der Tat, das gerade auch auf 
finden, zu äußern und, wenn sie dazu in der diesem Gebiet zu sein. 
Lage sind, die Einwände zu entkräften. Herr Abgeordneter Dr. Kleiner ! Sie haben 

Hohes Haus ! Ich bin auch bei der Schieds- mir auch vorgeworfen, ich hätte mich nur mit 
gerichtsbarkeit der Sozialversicherung nur von der Arbeitsgerichtsbarkeit und mit der Schieds­
einem Bestreben erfüllt : eine dauerhafte, ver- gerichtsbarkeit der Sozialversicherung be­
fassungsmäßige und der österreichischen Ge- sch�ftigt. - !ch h�be auch auf die Handels­
richtsorgallisatioll entsprechende Lösung zu ! gerIChte verWIesen, ICh habe also eben das ge­
finden. Ich habe mich auch ausdrücklich dafür macht, was Sie vermißt haben. (Abg. Doktor 
ausgesprochen - es war ja hier davon die Kleiner : Wie. ist es mit den Laienbeisitzern bei 
Rede - ,  daß die bisherige Beteiligung der den Handelsgenchten ?) Ich habe es gerade ge­
Laienrichter aufrecht.bleiben soll, daß sie nur sagt. Ich habe Ihnen vorgelesen, daß hier all­
gewißRer rechtlicher Verbesserungen bedarf. g�mein Bedenken bestehen, Bedenken, die von 
Ich möchte Ihnen, Hohes Haus, auch das vIelen geltend gemacht werden. Ich habe ge­
nicht verschweic:en : Die Einwände daß die sagt, daß wir uns bemühen, das rechtlich zu 
Laiengcrichtsbarlreit in ihrer heuti�en Fonn sanieren, einen Weg zu finden, um die heutige 
nicht der österreichischen Bundesverfar:;sullg B:teiligung von Laienrichtern und die heutige 
entspricht, :stammen nicht von mir. Ich möchte Emflußnahme der bestellenden Kammern auf­
Sie darauf aufmerksam machen, daß auf dem rechtzuerhalten. Das habe ich aber schon 
Ersten Österreichischen Juri8tentag ein 80 �ehrfach geäußert, H�rr Abgeordneter, und 
glänzender Kenner des öBterreichischen Ver- mcht erst heute und hIer. 
fassungsrechtes und des Gerichtsorganisat ions- Sie haben Herr Abgeordneter wie schon in 
rechtes, Professor Robert Walter, zu diesem der letzten Budgetdebatte, auf �eine Ausfüh­
Problem Stellung genommen hat. Er hat. I rungen über die Arbeiterkammern und über den 
auch im besonderen zur Problematik der i Österreichischen Gewerkschaftsbund zurückge­
heutigen Gestalt der Arbeitsgerichtsbarkeit griffen. Hohes Haus, ich nehme das nicht 
Stellung genommen. Ich darf Ihnen das Zitat leicht. Wie das letzte Mal darf ich mich auch 
bringen . Ich versuche immer, Beweise für da:,;, heute dazu äußern. Ich möchte noch einmal 
was ich behaupte, auf den Tisch zu legen. In sagen : Die Ausführungen, die der Herr Abge­
dem Buch "Verfassung und Gerichtsbarkeit" ordnete Dr. Kleiner hier zitiert hat, waren Aus­
von Robert Walter, erschienen in Wien im führungen, die ich in einem Seminar gemacht 
Jahre 1960, finden Sie auf Seite 163, Herr habe, das die Arbeiterkammer Salzburg ver­
Abgeordneter Dr. Kleiner, Am:führungen über anstaltet hat. Ich habe dort auf Einladung des 
die Arbeitsgerichtsbarkeit, und zwar folgendes : Stellvertreters des Herrn Abgeordneten Doktor 

"Daß die Beisitzer der Arbeitsgerichte keine Kleiner in seiner Eigenschaft als Kammeramts­
Richter im Sinne des hier aus dem B.-VG." - direktor der Linzer Arbeiterkammer, des 
des Bundes-Verfassungsgesetzes "ent- Herrn Professors Dr. Strasser, gesprochen. Ich 
wickelten Richterbegriffes sind, bedarf keiner habe weiter dort auf Einladung des Arbeiter­
näheren Erläuterung. Sie sind aber auch keine kammerpräsidenten von Salzburg und des 
Volksvertreter, weil sie nicht dem Gesamtvolk, Kammeramtsdirektors der Salzburger Arbei­
sondern lediglich. den - allerdings sehr um- terkammer gesprochen. Es war eine wissen­
fassenden - beteiligten Int eressentenkreisen schaftliehe Diskussion, in der ich, wie seither 
entstammen. Sie können aber nicht einmal als immer wieder, meine volle Hochachtung vor 
Vertreter dieser Kreise im Sinne des demokra- den Kammern und vor dem Österreichischen 
tischen Prinzips angesehen werden, da sie Gewerkschaftsbund in vollkommen klarer Weise 
weder aus diesen gewählt noch durch Los be- zum Ausdruck gebracht habe. 
stimmt, sondern über bindenden Vorschlag von Der Herr Abgeordnete Dr. Kleiner hat aber 
Interesselltenvertretungen , die ihrerseits ge- daran Anstoß genommen, daß ich gesagt habe, 
wählte Organe haben mögen, vom Gerichtshof- daß diese neuen sozialen Erscheinungen auch 
präsidenten ernannt werden ." einer hinreichenden rechtlichen Einordnung 

Das steht in mehrfacher Hinsicht mit dem bedürfen. Er selbst hat davon gesprochen, 
Bundes-Verfassungsgesetz nicht im Einklang. daß man zwar hier keine verfassungsrecht­
Wir wollen diese Institution nicht abschaffen, liehe - wörtlich - "Grundierung" findet, daß 
Herr Abgeordneter Dr. Kleiner, sondern wir aber diese Körperschaften der sogenannten 
wollen sie nur rechtlich sanieren. Ich glaube, Verfassungswirklichkeit angehören. 
daß gerade das im Sinne dessen liegt, was mir Hohes Haus ! Auch hier geht es nur um eines : 
der Herr Abgeordnete Zeillinger dankens- Das, was Faktum ist, mit der österreichischen 
werter- und erfreulicherweise zugesprochen Rechts- und Verfassungsordnung in eine hin­
hat, daß ich sozusagen ein allgemeines Gewissen reichende Übereinstimmung zu bringen. Wenn 
des Rechtes, der Verfassung sein sollte. Ich man, Herr Abgeordneter - entschuldigen Sie, 
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daß ich das so sage, Ihre Ausführungen haben 
so geklungen -, über - diese Probleme nicht 
einmal mehr sprechen darf, wenn man nicht ein­
mal mehr darüber sprechen darf, daß hier recht­
liche Reformen notwendig sind, so glaube ich, daß 
dadurch weder dem österreichischen Volk noch 
den Kammern noch dem Gewerkschaftsbund 
ein ernster Dienst erwiesen wird. Eines Tages 
nämlich wird die österreichische Verfassung 
nur mehr ein Blatt Papier sein, wenn man nicht 
auf jene verfassungsrechtliche "Grundierung" 
Bedacht nimmt, von der Sie hier gesprochen 
und die Sie selbst hier nicht gefunden haben. 

Und daß ich auch hier nicht allein bin, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter Dr. Kleiner, das 
beweist unter anderem eine Arbeit des Herrn 
Professors Peter Pernthaler, eines Mannes, der 
keineswegs mit meinen Ideen voll überein­
stimmt. Darf ich Ihnen auch hier kurz vor­
lesen, was er in der "Österreichischen Zeitschrift 
für öffentliches Recht" auf Seite 45 - damit 
man es nachlesen kann - zu diesem Thema 
schreibt. Hier finden Sie folgendes wörtlich : 

"Gleichzeitig hat hier die Institution einer 
autonomen Rechtsetzung im Arbeitsrecht -
und zwar ohne besondere verfassungsrechtliche 
Ermächtigung - schon sehr früh Entwicklungs­
stufen erreicht, die eine , Verstaatlichung' dieses 
Rechtes zu indizieren scheinen. Die öster­
reichische Staatsrechtslehre ist aber einer 
Auseinandersetzung mit diesem Phänomen 
und seinen Konsequenzen bis in die jüngste 
Zeit aus dem Weg gegangen, und die durch 
40 Jahre zurückgestauten Konflikte drohen 
nunmehr die Tarifautonomie" - es handelt sich 
hier um den Abschluß von Kollektivverträ­
gen - "von ihren Grundlagen her in Frage 
zu stellen. Rechtliche Existenzfragen einer 
der wichtigsten Institutionen der freiheitlichen 
Arbeitsverfassung können aber durch bloße 
Konstruktionen, Hypothesen und Fiktionen 
der Rechtsdogmatik nicht mehr angemessen 
gelöst werden. Hier muß die Bundesverfas­
sung" - so Pernthaler, ein Mann, der sonst nicht 
so sehr mit meinen Thesen übereinstimmt -, 
"wenn sie ihren Geschlossenheitsanspruch auf­
rechterhalten will, eine klare Entscheidung 
treffen." - Und nur darum ist es mir damals 
gegangen, und nur darum geht es mir heute. 

Ich möchte nur noch sagen, Herr Abgeord­
neter Dr. Kleiner, daß eine rechtliche Diskus­
sion über diese Fragen, so glaube ich, allen nur 
nützen kann. Ich im besonderen habe als 
Jurist keine Angst vor dem Recht ; ich glaube, 
auch das österreichische Volk hat keine solche 
An�Rt . .  

Sie haben, Herr Abgeordneter Dr. Kleiner, 
auch zum Fall Burger gesprochen, und Sie 
haben dazu gesprochen, was "Die Furche" 
und dort der Herr Redakteur Dr. Pelinka 

geschrieben hat. Und Sie haben dem Herrn 
Professor Ermacora und dem Professor Wald. 
stein und dann auch mir den guten Rat ge. 
geben, sich eher moralisch zu entrüsten, als 
juristische Betrachtungen über diesen Fall 
anzustellen. ( Abg. Dr. K l e i  n e r :  So habe ich 
es nicht gesagt, Herr Minister !) Herr Abge­
ordneter; Sie haben das Wort "moralische Ent­
rüstung" hier verwendet. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Kle i ner. - Abg. Dr. Muss i l :  Wir 
haben keine Fragestunde ! - Abg. Dr. Pit t er ­
mann:  Der Mussil will zum Kaffee kommen ! ­
Zwischenruf des Abg. Weikhart.) Ich möchte 
nur sagen : Ich werde aber diesen Rat, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter - und darum ist es 
Ihnen j a  zu tun gewesen . . .  (weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ.j Herr Abgeordneter, ich 
werde diesen Ihren Rat an die beiden Herren 
Professoren weiterleiten. Was mich anlangt, 
so glaube ich, konnte auch nach den in der 
"Furche" stehenden Zeilen, die von mir 
stammen, kein Zweifel darüber walten, daß 
meine moralische Entrüstung über den Terroris­
mus groß war. Aber ich habe dort als Justiz. 
minister dazu Stellung genommen. Und als 
Justizminister habe ich mich mit dem Gesetz 
zu befassen, ich habe in erster Linie nicht zu 
moralisieren, sondern ich habe mich in einer 
rational nachvollziehbaren Weise mit der An. 
wendung der österreichischen Gesetze zu be­
fassen. 

Ich glaube nicht, daß irgend jemandem ge­
dient ist, wenn ein Justizminister Weisungen an 
Staatsanwälte auf Grund einer moralischen 
Entrüstung erteilt. Ich glaube, daß gerade der 
Justizminister - davon ist ja hier mehrfach 
die Rede gewesen - eben nur auf Grund einer 
strikten Beobachtung der Gesetze die notwendi­
gen Weisungen erteilen kann, nämlich die not­
wendigen. Und hier haben die Staatsanwälte 
von sich aus all das getan, was sie zu tun 
hatten. 

Auch der Freispruch, auf den Sie zu sprechen 
gekommen sind, Herr Abgeordneter, des Herrn 
Dr. Pelinka in dem Presseehrenbeleidigungs­
verfahren wurde, wie Sie sehr treffend gesagt 
haben, im wesentlichen damit begründet, daß 
der Leser laienhaft - laienhaft ! (Abg. Dr. 
Kle iner :  Ja !) - an das denken werde, was 
der Straf jurist als Wiederholungsgefahr be­
zeichnet. 

Das Urteil aber, von dem Sie gesprochen 
haben, fährt dann fort : E"O fasse es auch das 
j udizierende Berufungsgericht auf. Ein Haft­
grund in diesem Sinne sei also, baue man auf 
diesen laienhaften Erwägungen auf, zweifellos 
gegeben. 

Herr Abgeordneter ! Ich glaube nicht, daß 
es Ihre Absicht war, dem Justizminister den 
Rat zu geben, Weisungen auf Grund laienhafter 
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überlegungen an die Staatsanwälte zu erteilen. 
Dazu ist die Freiheit zu wertvoll - das möchte 
ich mit Nachdruck sagen -, auch die des 
Herrn Dr. Burger, denn niemand aus der Gesell­
schaft . , .  (Abg. Dr. Brod a :  Aber ein� frühere 
Inhaftierung des Herrn Dr. Burger wäre sehr 
gut gewesen !) 

Herr Bundesminister Dr. Broda ! Ich bin 
bereit, Ihnen alle Details in dieser Sache auf den 
Tisch zu legen ! Ich kann auch hier nur sagen : 
Es haben hier die Staatsanwälte alles das ge­
tan - und zwar unter ständiger Beobachtung 
dessen, was der Herr Dr. Burger gemacht hat -, 
was das österreichische Gesetz, was das öster­
reichische Strafgesetz und die Strafprozeß­
ordnung vorsehen. Aber ich bin bereit, diesen 
Nachweis im Detail hier zu erbringen, wenn Sie 
das wollen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Wit ­
halm.) 

Aber eines, Hohes Haus, darf ich doch auch 
jetzt noch einmal und mit Leidenschaft sagen : 
Ich werde mich niemals bereit finden, durch eine 
Weisung an einen Staatsanwalt einen nicht­
existenten gesetzlichen Haftgrund zu supplie­
ren, indem ich an diese Stelle den Haftgrund 
einer nur moralischen Entrüstung setze. Gerade 
der Herr Bundesminister Dr. Broda hat ja bei 
der Ausarbeitung des Strafgesetzentwurfes 
und seither immer wieder für die strikte Tren­
nung von Moral und Recht plädiert. Wenn 
irgendwo eine solche strikte Trennung not­
wendig ist, dann dort, wo es um die Freiheit 
eines Staatsbürgers geht. Selbstverständlich 
wird und wurde auch gegen Burger vorgegangen, 
als die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Verhängung der Haft gegeben waren. Sie wis­
sen, Hohes Haus, daß sich Burger seit dem 
Sommer 1967 tatsächlich in Haft befindet. 

Darf ich, Hohes Haus, nun ein kurzes Wort 
zu den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Halder sagen. Selbstverständlich gehört 
unsere Sorge dem Problem : Wie bekommen wir 
für den Obersten Gerichtshof Richter aus den 
Bundesländern 1 Hier stehen wir im ständigen 
Einvernehmen mit den Richtern des Obersten 
Gerichtshofes selbst. Ein Richter des Obersten 
Gerichtshofes ist durch alle Bundesländer ge­
fahren und hat sich dort erkundigt, wie man 
Richter aus den Bundesländern nach Wien 
bringen könnte. Ich darf mir den Vorschlag 
gestatten, bei der Behandlung der Regierungs­
vorlage des Bundesgesetzes über den Obersten 
Gerichtshof auch dieses Problem im Justiz­
ausschu ß näher zu erörtern. 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete Dr. Klein­
Löw ! Ich habe immer wieder betont und auch 
danach gehandelt, daß Frauen als Richter der 
österreichischen Justiz hocherwünscht sind. 
Ich habe erst gestern abend wieder zwei Er­
nennungen von Richteramtsanwärterinnen zu 

Bezirksrichtern unterschrieben. Ich bin 
dankbar dafür - Sie haben es ja selbst ge­
sagt -, daß Sie mir nicht zutrauen, daß ich 
dagegen bin, daß Frauen in der Justiz tätig 
sind. Ich bin Ihnen aber auch dankbar dafür, 
wenn Sie mir, so wie heute, Unterlagen geben, 
die es mir erlauben, nachzuforschen, wo in der 
Justiz eine Aversion gegen Frauen als Richter 
besteht. (Der Präsident übernimme wieder den 
Vorsitz.) 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Moser ! 
Sie haben eine Fülle von Detailfragen an mich 
gerichtet. Ich versuche, sie kurz zu beant­
worten. 

Zur personellen Vorsorge für das neue, ja 
noch nicht beschlossene Strafvollzugsgesetz : 
Für die Durchführung seiner Bestimmungen, die 
neues oder zusätzliches Personal erfordern, ist 
die Legisvakanz dieser Bestimmungen bis zum 
1 .  Jänner 1970 vorgesehen, um bis dahin auch 
die notwendigen Personalergänzungen durch­
führen zu können. 

Das Strafvollzugsgesetz - vorausgesetzt, 
da ß das Hohe Haus das Strafvollzugsgesetz in 
Behandlung nimmt, die Regierungsvorlage ist 
ja da - soll, wie Sie wissen, in den wesentlichen 
Bestimmungen schon am 1 .  Jänner 1969 in 
Kraft treten. 

Darf ich das jetzt stichwortartig machen, 
Herr Abgeordneter Moser. - Besserstellung der 
V ollstrecker in dienst- und besoldungsrecht­
licher Beziehung : Ich werde es durchdenken. 

Die Probleme, Herr Abgeordneter Moser, die 
das Bundeskanzleramt zu lösen hat, stehen ja 
auch im Zusammenhang - das rührt von der 
Kompetenz des Bundeskanzleramtes her - mit 
den öffentlichen Bediensteten anderer Ver­
wendungsgruppen, anderer Ressorts. Ein ge­
wisses Verständnis habe ich schon dafür, daß 
sich das Bundeskanzleramt nicht nur mit den 
Justizbediensteten beschäftigt. So glaube ich, 
daß es die richtige Aufgabenteilung ist, wenn 
das Justizressort, wie Sie ja dargelegt haben, 
immer wieder urgiert und wenn sich das Bun­
deskanzleramt über die Justizbediensteten 
hinaus Gedanken macht, wie sich derartige 
Maßnahmen für das Justizpersonal auf die ande­
ren öffentlichen Bediensteten auswirken. Darin 
sehe ich eigentlich - gestatten Sie mir, das zu 
sagen - keinen Widerspruch . 

Die Aufstockung des Bezirksgerichtes für 
Zivilrechtssachen in Graz : Diese Aufstockung, 
und zwar um zwei Stockwerke, ist mit der 
Generalsanierung des gesamten Gebäudes und 
dem Einbau einer modernen Warmwasser­
heizung verbunden. Dieses Bauvorhaben ist 
überhaupt eines der bedeutendsten Bauvor­
ha ben im Bereich des Justizressorts, und es ist 
nicht zu vermeiden - Sie werden das zu­
geben -, daß sich im Zuge der Bauführung 
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gewisse Erschwernisse für den Justizbetrieb 
ergeben. Ich werde aber - das darf ich zu­
sagen - weiter darauf hinwirken, daß diese 
Schwierigkeiten, die Sie aufgezeigt haben, so 
rasch als möglich beseitigt werden. Sie selbst 
haben darauf hingewiesen, daß in erster Linie 
das Landesbauamt, das Bundesministerium 
für Bauten und Technik und die Bundesge­
bäudeverwaltung dazu berufen sind. 

Die Anregung, Herr Abgeordneter, die 
Justizwachebeamten vor Beginn ihrer Tätigkeit 
zu schulen, ist insoweit schon aufgegriffen 
worden, als am 2. Oktober 1 967 erstmals ein 
Lehrgang für neueingestellte J ustizwache­
beamte begonnen hat. Die Beamten werden 
nach einer vierwöchigen theoretischen Aus­
bildung auf verschiedene Anstalten verteilt, 
um dort im praktischen Dienst eingesetzt zu 
werden. Der Kurs soll im Februar 1968 fortge­
führt und mit der Ablegung der Dienstprüfung 
beendet werden. Gegenwärtig wird auch ge­
prüft,  ob die Justizwacheschule in Wien-Favo� 
riten im Zuge baulicher Veränderungen des 
Gefangenhauses in Favoriten so weit ausge­
staltet werden könnte, daß die Unterbrin­
gung der Wachebeamten in der Schule verbes­
sert werden kann. 

Dem Justizwachekontrollor N owak des Ge­
fangenhauses Innsbruck, den Sie namentlich 
hier genannt haben, Herr Abgeordneter, 
gehen noch, soweit ich das hier im Augenblick 
abzusehen vermag, Mitbewerber im Rang 
voraus. Der Dienstrang bestimmt sich nämlich 
nicht naoh dem Tag der Ablegung der Fach­
prüfung, sondern nach der Dienstzeit in der 
Verwendungsgruppe. Dadurch, daß rangältere 
Justizwachebeamte später die Prüfung abge­
legt haben, werden sie in ihrem Rang an sich 
nicht betroffen. 

Der Justizwachekontrollor Pichler, Herr 
Abgeordneter Moser, der derzeit Obmann der 
Provisorischen - darf ich das noch so sagen -
Personalvertretung des Landesgerichtlichen 
Gefangenhauses Graz ist, mußte, wie Sie auch 
gesagt haben, im Zuge eines Disziplinarver­
fahrens einer anderen Dienststelle in Graz zur 
Dienstleistung zugeteilt werden. 

Damit Sie aber den Zusammenhang zwischen 
Personalvertretung und Disziplinarverfahren 
auch dem Datum nach in voller Deutlichkeit 
erkennen, Herr Abgeordneter Moser : Die Zu­
teilungsverfügung wurde am 5. April 1 967, so­
weit ich das im Augenblick abzusehen vermag, 
unterfertigt, und das Bundespersonalvertre­
tungsgesetz wurde im Bundesgesetzblatt vom 
13.  April 1967 kundgemacht. 

Sie ersehen also schon daraus, daß irgend­
welche Zusammenhänge der Art, wie Sie sie 
aufgezeigt haben, von vornherein niemals beab­
sichtigt sein konnten. Ich möchte Ihnen aber 

die Zusicherung geben, daß wir gerade auf dem 
Gebiet der Personal vertretung alles tun 
werden, um keinerlei Erschwerungen in der 
Tätigkeit des Personal vertreters zu bewirken. 
(Abg. M oser :  Kommt er zurück, Herr Minister ?) 
Soweit das rechtlich, Herr Abgeordneter, ge. 
setzlich möglich ist, und zwar unter Beachtung 
aller Gesetze. 

Der sehr geehrte Herr Abgeordnete Dr. Tull 
hatte die Freundlichkeit - so habe ich es 
zunächst aufgefaßt -, zu sagen, ich könnte 
wie Kaiser Franz Joseph sagen, daß mir 
nichts erspart bliebe. Gestatten Sie mir, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter und vor allem 
sehr geehrte Frau Abgeordnete Dr. Firnberg, 
dieses Wort jetzt auf jene Ausführungen anzu­
wenden, die Sie den Problemen des Vereines 
gewidmet haben, der sich in Linz auf Grund 
des Rechtes zur freien Vereinsbildung nach 
Artikel 12 des Staatsgrundgesetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger konsti­
tuierte. Frau Abgeordnete, darf ich Sie dann 
noch wörtlich zitieren, ich komme darauf 
zurück. 

Ich möchte sagen, daß ich auf die Bildung 
von Vereinen durch S taatsbürger überhaupt 
keinen Einfluß habe. Würde ich einen sol­
chen Einfluß nelunen, würde ich mich einer 
Verfassungsverletzung schuldig machen, ge. 
nauso wie alle anderen Slaatsorgane. 

Es gibt in Österreich keine Staatsvereine 
und - das, sehr geehrte Frau Abgeordnete , 
hat der österreichische Verfassungsgerichts­
hof ausgesprochen - keinen Monopolanspruch 
irgendeines Vereines in Österreich. 

Nun zur Subventionierung, darum geht es 
Ihnen ja. Aber ich darf Sie dann noch wört­
lich zitieren. Die Gleichheit vor dem Gesetz 
gebietet es zunächst, daß alle Subventions­
werber, wenn sie unter gleichen Voraus­
setzungen im gleichen Zeitpunkt auftreten, 
auch gleich behandelt werden. Ich bin es 
gewesen, der seit vielen Jahren immer wieder 
darauf aufmerksam macht, daß das Subven­
tionswesen in Österreich einer hinreichenden 
gesetzlichen Deckung bedarf. 

Was Sie hier beklagen, das ist nicht meine 
Sch.uld, und die unmögliche - darf ich es 
jetzt einmal so ausdrücken - Konstruktion 
des Jugendgerichtsgesetzes 1961 habe ich 
j etzt zu verantworten, obwohl ich weder an 
der Vorbereitung, geschweige denn an der 
Beschlußfassung über dieses Gesetz in diesem 
Belange oder auch sonst mitgewirkt habe. 

Worin besteht diese Unmöglichkeit 1 Es 
wird eine Bewährungshilfe eingeführt, und 
der Staat, der die Bewährungshilfe einführt, 
überläßt es Privaten, diese durchzuführen. 
Das ist schon an sich etwas höchst Proble-
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matisches, und es ist umso problematischer, 
wenn man überdies noch die Forderung stellt, 
daß nur gewisse privilegierte Vereine jene 
Subventionsmittel, die für diesen Zweck vor­
gesehen sind, in Anspruch nehmen können. 

Ich habe wenige Tage nach meinem Amts­
antritt den Auftrag gegeben, ein Bewährungs­
hilfegesetz auszuarbeiten, das diese proble­
matische Praxis auf eine ordnungsgemäße 
und verfassungsrechtlich einwandfreie Basis 
stellt. 

Sie haben hier wörtlich gesagt, sehr geehrte 
Frau Abgeordnete : Hier, in der Bildung des 
Vereines in Oberösterreich, läge ein weiterer 
Beweis - Sie haben es wörtlich gesagt -
für die KOl1zeptIosigkeit ,der Regierung. 

Ich sage Ihnen noch etwas : Den Gesetz­
entwurf haben wir in der Schreibtisch lade. 
Wenn der Verfassungsgerichtshof entschieden 
haben wird, dann werden wir sofort eine 
Regierungsvorlage fertigstelIen können. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Dr. Broda ! 
Sie haben hier, wie Sie sagten, eine grund­
sätzliche Frage angeschnitten. Sie haben aller­
dings - gestatten Sie mir das, ohne polemisch 
zu werden, Herr Abgeordneter - nicht über 
Grundsätzliches, sondern über einen konkreten 
Fall gesprochen, über einen konkreten Fall, 
der weder im Justizministerium noch in der 
Bundesregierung endgültig erledigt ist, über 
einen Fall, der nach der Bundesverfassung 
von den Vollziehungsorganen der Republik 
Österreich zu entscheiden ist. (Abg. Doktor 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete ! Ich war Broda : Aber grundsätzliche Aspekte, Herr 
weder an der Ausarbeitung des Jugendgerichts- Minister I) Ich komme auf diese grundsätz­
gesetzes noch an der Ausarbeitung dieser lichen Aspekte, wenn Sie es wünschen, Herr 
ganzen Grundkonstruktionen beteiligt. Sie Abgeordneter, zu sprechen. 
schieben mir eine lückenhafte gesetzliche Ich habe - und Sie haben es selbst zitiert -
Regelung in die SJhuhe, eine gesetzliche Re?e- immer wieder den Standpunkt vertreten, daß 
lung, di.e ich nicht vorbereitet und die ICh I der Justizminister, daß die Bundesregierung, 
daher mcht zu verantworten habe. Ich habe daß der Herr Bundespräsident an die Beset­
auch nicht die Gründung eines Vereines zu zungsvorschläge der richterlichen, unabhän­
verantworten, und ich kann vor allem keinen gigen Personalsenate gebunden werden soll. 
S taatsbürger daran hindern, �aß er sich �it I Sie, Herr Abgeordneter, sind immer dagegen 
dEm Ansuchen um SubventIonen an mICh aufgetreten. Beweise stehen zur Verfügung. 
wendet. Ich darf Sie daran erinnern, daß wir Seite an 

Ich habe aber viel mehr getan, als ich zu Seite gesessen sind, als bei der 60 Jahr-Feier 
tun verpflichtet war :  Ich habe vom ersten der Österreichischen Richtervereinigung der 
Tag an, als dieses Gesuch des Linzer Vereines Präsident der Österreichischen Richterver­

zu mir gekommen ist, versucht, die beiden einigung, wie er sagte, vor allem im Namen der 

Vereine zusammenzubringen, eine Koordi- jungen Richter die Forderung aufs neue vor­

nation herbeizuführen. Ich hoffe, daß diese brachte - sie wird ja schon seit Jahrzehnten 

Koordination im Interesse der Bewährungs- vertreten -, eine solche Bindung verfassungs­

hilfe zustandekommen kann. Aber ich tue rechtlich einzuführen. 

hier mehr als das, wozu mich meine Aufgabe Ich habe mich bisher über solche Beset-
als Justizminister verpflichtet. zungsvorschläge noch nicht hinweggesetzt. 

Sie haben auch wörtlich gesagt, sehr geehrte Ich, Herr Abgeordneter Dr. Broda, habe 

Frau Abgeordnete Dr. Firnberg, obwohl wir noch nie jemanden zur Ernennung vorge­

doch gerade über diesen Punkt oft und oft schlagen, der außerhalb eines Besetzungs­

gesprochen haben, ich hätte aufs neue die vorschlages gestanden ist . Ich werde auch 

Ausarbeitung eines Bewährungshilfegesetzes wie bisher im Rahmen des Gesetzes, im Rah-
men der Sachlichkeit und im Rahmen meiner verzögert. Ich bin derjenige gewesen, der als 
Verantwortlichkeit nicht zuletzt dem Hohen erster den Auftrag gegeben hat, ein solches 

Gesetz auszuarbeiten. Ich bin derjenige gewe- Haus gegenüber meine Vorschläge erstatten. 

sen, der diese Arbeit immer zu beschleunigen Und noch eine KlarsteIlung, Hohes Haus, 
getrachtet hat und der erst dann, als massive die vielleicht notwendig ist : Der Herr Abge­
Einwände gegen dieses Gesetz vom Land Tirol ordnete Dr. Broda sagt, ich hätte mich bemüht, 
und vom Land Vorarlberg erhoben wurden, den Herrn Bürgermeister von Wr. Neustadt 
vorgeschlagen hat, und zwar im Einvernehmen einzuschalten. (Abg. Dr. Broda : Nein !) 
und nach Information meines Herrn Amts- Sie haben es wörtlich gesagt. Sie haben das 
vorgängers, des Herrn Ministers Dr. Broda, Wort "bemüht" gebraucht. Ich habe ihn 
den Weg zum Verfassungsgerichtshof zU wäh- "bemüht",  haben Sie gesagt. (Abg. Haberl :  
len, damit diese neue und so  wichtige Insti- Aber nicht in  dem Zusammenhang !) Ich habe 
tution nicht von allem Anfang an mit Ver- sogar den Bürgermeister von Wr. Neustadt 
fassungswidrigkeiten belastet ist. So schaut "bemüht",  Herr Abgeordneter, ich habe das 
die Wirklichkeit aus. ja hier aufgeschrieben . . (Abg. Dr. Brod a :  
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Nein : Er wurde bemüht !) Er wurde bemüht 1 
Von mir ? (Abg. Dr. Broda : Nein !) Gut. 
Aber ich sage es dann trotzdem, Hohes Haus, 
daß sich der Herr Bürgermeister von Wr. Neu­
stadt an mich gewendet hat (Abg. Dr. Wit­
hal m :  Das ist ein großer Unterschied, das ist 
ein wesentlicher Unterschied !) , und auch der 
Herr Bundesminister Dr. Broda hat über die­
sen Fall mit mir gesprochen. Ich bedaure, 
Herr Präsident Benya, daß ich auch das sagen 
muß, aber wir haben darüber gesprochen, 
und wir wollten im Anschluß an diese Sitzung 
wieder darüber sprechen. 

Hohes Haus ! Warum sage ich das 1 Ich 
sage das deshalb, damit nicht der Eindruck 
entsteht, daß hier hinter den Kulissen irgend­
welche Maßnahmen getroffen werden, son­
dern daß man sieht, daß ich mich bemüht 
habe, der Opposition immer auch die notwen­
digen Informationen zu geben. Es geschieht 
hier nichts hinter den Kulissen, und es wird 
auch in Hinkunft nichts hinter den Kulissen 
geschehen. (Beifall bei der () V  P.) 

Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete Tull, 
Dr. Tull, bitte um Entschuldigung, hat die 
Frage des "Bauskandals" wieder zur Erörte­
rung gestellt. Der Herr Abgeordnete Dr. Tull 
hat mich schon im Finanz- und Budgetaus­
schuß im Detail zu diesen Problemen befragt, 
und er hat in der ihm eigenen humorvollen 
Weise erklärt (allgemeine Heiterkeit - Abg. 
Zei l l inger : Das ist etwas Neues ! - Abg. 
Dr. Wi tha lm:  Das war jetzt vornehm ausge­
drückt !) , daß er seine Fragen sehr präzise 
stellt, damit er nicht an die erste Fragerunde, 
wie er sagte, noch eine zweite und dritte an­
schließen müßte. Runde, haben Sie gesagt ; 
ist das richtig ? (Abg. Dr. Tull :  Runde, ja I) 
Als ich dann zur Beantwortung kam, ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Tull leider nicht mehr 
dagewesen. ( A bg. Dr. T ull : Ich habe es aber 
von Ihnen bekommen !) Ich habe ihm die 
Informationen daher schriftlich geschickt und 
habe einen Teil davon im Ausschuß dargelegt. 

Hohes Haus ! Nachdem der Herr Abgeord­
nete Dr. Tull diesen Problemen so viel Bedeu­
tung beimißt - mit Recht -, darf ich auch 
hier dem Hohen Hause über diese Verfahren 
einen kleinen Überblick geben. 

Über den Stand habe ich schon im Detail 
berichtet, aber das wissen Sie noch nicht, Herr 
Abgeordneter. (Abg. Dr. Tull :  Ah, etwas 
N eues ? Das ist toll!) Ja, etwas Neues, sehr 
richtig ! Es ist im Zuge der fortlaufenden 
Überprüfungen insofern eine Änderung ein­
getreten, Herr Abgeordneter Dr. Tull, als zu 
Voruntersuchungen gegen drei weitere - so­
mit insgesamt 34 - Organe und Angestellte 
von Bauunternehmungen Einstellungserklä­
rungen abgegeben wurden. Desgleichen hat 

die Prüfung der Erhebungsergebnisse hinsicht­
lich vier weiterer - somit insgesamt von 23 -
Bauunternehmungen, bei denen jeweils meh­
rere Personen im Verdacht des Verbrechens 
der Mitschuld am Mißbrauch der Amtsgewalt 
standen, zur Abgabe von Einstellungserklä­
rungen gemäß § 90 Strafprozeßordnung geführt. 
Bei diesen Bauunternehm.ungen war auf Grund 
der Erhebungsergebnisse kein Verfolgungs­
antrag gegen die als Em.pfänger von Geld­
leistungen festgestellten Beamten zu stellen, 
weil ein Zusammenhang zwischen der Geld­
zuwendung und einer Amtshandlung nicht 
erweisbar war. 

Ich wiederhole hier vor dem Hohen Hause, 
daß die Staatsanwaltschaft Innsbruck in die­
ser Strafsache bisher drei Anklageschriften 
gegen ac ht Beschuldigte, darunter zwei Lan­
desbeamte, mit einer Gesamtschadenssumme 
von etwa 1 Million Schilling erhoben hat. 
Mit einer weiteren Anklageerhebung ist in der 
nächsten Zeit zu rechnen. 

Die bisherigen Verfahrenseinstellungen bezo­
gen sich auf relativ einfach gelagerte Sach­
verhalte, die keinen für eine Anklageerhebung 
hinreichenden Verdacht ergaben. Durch diese 
Verfahrenseinstellungen wurde und wird im 
Interesse einer Verfahrensbeschleunigung eine 
Konzentration der strafgerichtlichen Unter­
suchung auf jene Fälle erreicht, in denen 
weit wendige Ermittlungen zur beweismäßigen 
Erhärtung der Verdachtsmomente angestellt 
werden müssen. 

Mehrere Anzeigen, vor allem auch zwei Fälle 
wegen Verdachtes nach § 25 des W ohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes, wurden von der Staats­
anwaltschaft Innsbruck an die örtlich zustän­
dige Staatsanwaltschaft abgetreten be.de­
hungsweise die Ausscheidung und Abtretung 
an das Strafgericht veranlaßt, welches, abge­
sehen vom Zusammentreffen mit dem beim 
Landesgericht lnnsbruck anhängigen Straf­
verfahren, zuständig ist. 

Die Justizverwaltung - auch das muß ich 
dem Hohen Hause sagen - hat unter strikter 
Beachtung ihres verfassungsmäßigen Wirkungs­
bereiches auf Grund der Entschließungen des 
Nationalrates vom 23. November und vom 
15. Dezember 1966 personelle Maßnahmen 
getroffen, die eine rasche und gesetzmäßige 
Durchführung des St.rafverfahrens gewähr­
leisten sollen. 

Ungeachtet der bei allen österreichi­
schen Staatsanwaltschaften bestehenden Be­
setzungsschwierigkeiten wurden der Staats­
anwaltschaft Innsbruck am 1 .  :März 1967 ein 
Bezirksrichter, in der Zeit vom 6. März bis 
2. Juni 1 967 und dann wieder vom 16 .  Oktober 
bis 23. Dezember 1967 ein Staatsanwalt aus 
dem Stande der Oberstaatsanwaltschaft 'Vien 
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und überdies ab dem 6. November 1967 bis 
auf weiteres ein Staatsanwalt aus dem Stande 
der Oberstaatsanwaltschaft Linz zur Dienst­
leißtung zugeteilt. Diese Zuteilungen machten 
es möglich, einen zweiten Referenten der Staats­
anwaltschaft Innsbruck für die Bearbeitung 
dieses Strafverfahrens freizustellen. 

Mit der am 1 1 .  April dieses Jahres erfolgten 
Ernennung des Ersten Staatsanwaltes 
Dr. Wolf gang Hirn zum Leiter der Staats­
anwaltschaft Innsbruck wurde ein durch viele 
Jahre bewährter staatsanwaltschaftlicher Be­
hördenleiter an die Spitze der Staatsanwalt­
schaft Innsbruck gestellt. 

Der Untersuchungsrichter des Landesge­
richtes Innsbruck ist nach wie vor für die Be­
arbeitung dieser Strafsache freigestellt. Über 
diese Maßnahme hat - das darf ich auch 
hier betonen - der Personalsenat des Landes­
gerichtes Innsbruck zu befinden, ein richter­
licher Senat, auf den eine Einflußnahme des 
Justizministeriums, der Justizverwaltung, nicht 
zusteht. Auch die Aufsicht über die Vor­
untersuchungen, Hohes Haus, hat nicht die 
Justizverwaltung, sondern ein Drei-Richter­
Senat des Landesgerichtes Innsbruck als Rats­
kammer zu führen. Diese Ratskammer nimmt 
den Einfluß auf die Voruntersuchungen, der 
ihr in der Strafprozeßordnung zugewiesen 
ist. 

Diese personellen Maßnahmen, von denen 
ich gesprochen habe, haben entscheidend dazu 
beigetragen, daß die Strafverfahren mit der 
notwendigen Raschheit vorangetrieben werden 
konnten. 

Die Staatsanwaltschaft Innsbruck hat schon 
im Februar dieses Jahres mit der Prüfung 
der bereits vorliegenden Ermittlungsergeb­
nisse begonnen und sodann, ab März dieses 
Jahres, die der Sach- und Rechtslage ent­
sprechenden Enderledigungen vorgenommen. 
Anfang Juli 1967 wurde eine umfangreiche 
Anklageschrift gegen zwei Landesbeamte und 
gegen vier Bauunternehmer wegen des Ver­
brechens des Mißbrauchs der Amtsgewalt 
und des Verbrechens der Amtsveruntreuung 
beziehungsweise wegen des Verbrechens der 
Mitschuld am Mißbrauch der Amtsgewalt 
mit einem Schadensbetrag, wie ich sagte, 
von nahezu 1 Million Schilling, im August 
1967 wurden zwei weitere Anklageschriften 
eingebracht. Daneben wurden, wie ich sagte, 
zahlreiche Einstellungserklärungen abgegeben, 
wodurch hinsichtlich derzeit 23 Bauunter­
nehmungen die strafgerichtliche Untersuchung 
beendet werden konnte. 

Hohes Haus ! Ich bedaure, daß ich . über 
diesen Fall hier so viel sprechen muß, aber 
ich glaube, es ist zur Information der sehr ge­
ehrten Damen und Herren notwendig. 

Ungeachtet der zweifellos bereits erzielten 
Verfahrensfortschritte darf - davon hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Tull selbst gesprochen ­
nicht übersehen werden, daß es sich um eine 
der größten Wirtschaftsstrafsachen handelt, 
die seit dem Jahre 1945 - das ist also die 
Zweite Republik, Herr Abgeordneter Dr. Tull, 
und so habe ich auch seinerzeit gesprochen -
bei einem österreichischen Strafgericht an­
gefallen sind, daß selbstverständlich auch die 
zur Verteidigung der Beschuldigten dienenden 
Umstände durch entsprechende Beweisauf­
nahmen zu berücksichtigen sind, daß die 
in einzelnen Fällen notwendige Einholung 
von Sachverständigengutachten zumeist eine 
erhebliche Zeit erfordert und daß schließlich 
auch die Anträge von Beschuldigten, wie 
Ausscheidungs- und Delegierungsanträge, Be­
schwerden und andere Rechtsmittel, eine 
unvermeidliche Verfahrensverzögerung be­
wirken. 

Hohes Haus ! Es ist eine - nicht nur für 
Österreich geltende - Erfahrungstatsache, 
daß sich die Aufklärung von Wirtschafts­
delikten äußerst schwierig und langwierig ge­
staltet. Ich kann hiezu den bekannten deut. 
sehen Wirtschaftskriminalisten Dr. Zirpins 
zitieren, der in einem im November 1966 über 
das Thema "Bekämpfung der Wirtschafts­
kriminalität" gehaltenen Vortrag - man 
findet ihn in der "Kriminalistik" 1967 auf 
den Seiten 170 ff. veröffentlicht - unter 
anderem wörtlich ausführte :  

"In der Natur dieser Delikte ist eine Lang­
wierigkeit der Untersuchungen begründet. Der 
Untersuchungsführer steht vor der Aufgabe, 
hinter Kulissen zu leuchten, hinter denen der 
Täter lange Zeit ungeschoren hatte mani­
pulieren können. Zwangsläufig stößt er auf 
Sachverhalte, die für ihn noch völlig im 
Dunkeln liegen, bei denen erst die Tat" -
wörtlich Zirpins - "gesucht werden muß 
und bei denen auch keinesfalls immer von 
vornherein klar ist, wer eigentlich die han­
delnden Personen sind, die strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden müssen. 
Schließlich sieht sich der Untersuchungs­
führer von einer Arbeitslawine überrollt, die 
ihn auf unabsehbar lange Zeit an den einen 
Fall bindet. " Immer noch wörtlich Zirpins, 
ein führender Wirtschaftskriminalist. 

Hohes Haus ! Demgemäß bildet eine Ver­
fahrensdauer von drei, vier oder mehr Jahren 
keine Seltenheit. Ich spreche hier über die 
Vergangenheit. Als Beispiel kann ich auf den 
sogenannten "Rafael-Prozeß" verweisen, der 
nicht unter meiner Amtsführung behandelt 
wurde, sondern unter der Amtsführung meines 
Herrn Amtsvorgängers. Er ist im Sommer 
1961 angefallen, und die Anklage ist im 
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Jahre 1 964 erhoben worden. In einer wei­
teren großen Wirtschafts strafsache, auch nicht 
unter meiner Amtsführung, Herr Abgeord­
neter Dr. Tull, die im Jahre 1949 angefallen 

. ist, erfolgte die Anklageerhebung im Sommer 
des Jahres 1953, die letzten Einstellungs­
erklärungen, Herr Abgeordneter Dr. Tull, 
konnten erst im März 1962 abgegeben werden. 
(Abg. P e t e r :  Kollege Tull ! Stellen Sie sich 
auf zehn Jahre Verfahrensdauer ein !) 

Herr Abgeordneter Peter ! Ich will damit 
nicht sagen, daß auch die vorliegende Straf­
sache einen so langen Zeitraum in Anspruch 
nehmen wird, im Gegenteil. Ich möchte 
sagen, es ist noch nie eine Wirtschafts straf­
sache mit einer solchen Eile behandelt worden 
wie diese, im Sinne der Intentionen des Hohen 
Hauses. Ich wollte mit meinen Ausführungen 
nur aufzeigen, daß eine so umfangreiche 
Wirtschafts strafsache auch bei intensivstem 
Einsatz der Verfolgungs- und Untersuchungs­
behörde nicht innerhalb weniger Monate er­
ledigt werden kann. 

Hohes Haus ! Aus dieser Natur der Wirt­
schaftsstrafsachen und der damit verknüpften 
Amtsdelikte ergibt sich aber noch eine wei­
tere strafprozessuale Konsequenz : 

Während im Bereich der Gesamtkriminalität 
laut der Statistik der Rechtspflege von 100 
meritorisch erledigten Fällen etwas mehr als 
40 Fälle zu einer Anklageerhebung führen, 
ist erfahrungsgemäß - statistisch nachweis­
bar - bei den Wirtschaftsdelikten die An­
klageintensität, Herr Abgeordneter Dr. Tull, 
bedeutend geringer (Zwischenruf: Wieder der 
Tull !) und demgemäß die Einstellungsrate 
bedeutend höher anzusetzen, wenn man be­
reit ist, auf die Statistik zu hören, die auch 
nicht von mir angefertigt wurde. ( Zwischen­
rufe.) So sind - nicht unter meiner Amts­
führung - in dem von mir wegen seiner 
besonders langen Dauer genannten Wirt­
schaftsstrafverfahren - ich habe es Ihnen 
genannt - zu nahezu 80 Prozent der in 
Untersuchung Gezogenen Einstellungserklärun­
gen abgegeben worden und letztlich nur in 
Ansehung von 10 Prozent der Beschuldigten 
Schuldsprüche gefällt worden ; nicht unter 
meiner Amtsführung, Herr Abgeordneter ! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich mache diese Darlegungen - ich bitte 
Sie ZU entschuldigen, daß ich Sie so lange 
aufhalte - aus zweierlei Gründen (Zwische.n­
ruf des A bg. Peter) : Vor allem bin ich der 
Meinung, daß das Hohe Haus Anspruch 
darauf hat, über den Stand und den Fort­
gang eines Gerichtsverfahrens, dem das all­
gemeine Interesse so breiter Bevölkerungs­
schichten gilt, ausführlich informiert zu wer­
den. Ich will Ihnen damit aber auch, Hohes 
Haus, meine überzeugung zur Kenntnis brin-

gen, daß alle Justiz organe , die mit dieser 
Strafsache befaßt waren und sind, alle Richter 
und Staatsanwälte, ihr Bestes tun, um dieses 
Verfahren so rasch wie möglich dem Gesetz 
gemäß durchzuführen. Ich hatte bereits am 
15. März dieses Jahres Gelegenheit, vor dem 
Bundesrat darauf hinzuweisen, daß es sich 
bei allen Oberstaatsanwälten Österreichs um 
hervorragende Fachleute und befähigte Ju­
risten handelt, an deren Tätigkeit ich nichts 
auszusetzen habe. Ich habe allen Anlaß, 
dies auch heute hier vor dem Hohen Hause 
zu wiederholen. 

Die Justizverwaltung ist vor allem be­
müht, sicherzustellen, daß die gerichtlichen 
Verfolgungs- und Untersuchungsakte nur im 
Rahmen der Gesetze durchgeführt werden. 
Ich möchte feststellen, daß jede - ich möchte 
es noch einmal sagen - konkrete Beschwerde 
einer genauen überprüfung zugeführt und 
daß im Rahmen der gesetzlichen Möglich­
keiten Abhilfe geschaffen wurde und wird. 
Mit der gleichen Deutlichkeit muß ich aber 
auch jeden unbegründeten Angriff gegen Justiz­
organe und jede Diffamierung der Justiz, 
um keine Mißverständnisse aufkommen zu 
lassen, außerhalb des Hohen Hauses, ent­
schieden zurückweisen. Wenn sich nach Über­
prüfung derartiger Angriffe ihre völlige Halt­
losigkeit herausstellt, dann kann man - es 
sind solche Angriffe in der Öffentlichkeit 
gerade in den letzten Wochen erhoben worden, 
außerhalb des Hohen Hauses, um es noch 
einmal zu sagen - solche Angriffe nur als 
Böswilligkeit oder als Zeichen eines totalen 
Unverständnisses für die Aufgaben der Justiz 
in einem demokratischen Rechtsstaat an­
sehen ; das muß ich mit Nachdruck sagen ! 
Ich habe dieser Meinung erst vor kurzem 
auch anläßlich der Feierlichkeiten zum 
60jährigen Bestand der Vereinigung öster­
reichischer Richter Ausdruck verleihen kön­
nen, und auch die Vereinigung österreichischer 
Richter hat bei diesem Anlaß gegen der­
artige Diffamierungen protestiert. Mit solchen 
Diffamierungen ist niemandem gedient, nicht 
dem demokratischen Rechtsstaat und auch 
nicht jenen, die das Gesetz zwingt, vor das 
Gericht zu treten. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Tull (Heiter­
keit - Abg. Dr. Kleiner :  Das war Ihren 
Herren sogar zuviel ! - Abg. We ikhart:  
Das ist Ihrer Fraktion schon zuviel !) hat 
aus der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
am 23. November 1966 den Betrag von mehr 
als 38 Millionen Schilling an Geldzuwen­
dungen herausgegriffen und zitiert, "die im 
Sinne einer Mitschuld am Verbrechen des 
Mißbrauches der Amtsgewalt auf der Seite 
der Geschenkgeber und eines Verbrechens 
des Mißbrauches der Amtsgewalt auf der 
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Bundesminister Dr. Klecatsky 

Seite der Geschenknehmer strafrechtlich rele­
vant sein k o n nt e n." So hat sich der Herr 
Bundeskanzler damals ausgedrückt : "konnten", 
also Verdacht. Die Frage zu klären, ob diese 
Geldzuwendungen in der angeführten Höhe 
tatsächlich strafrechtlich relevant sind und 
demgemäß zu Anklageerhebungen führen, ist 
Aufgabe, Herr Abgeordneter, der eingelei­
teten gerichtlichen Voruntersuchungen. Die 
bisher abgeschlossenen gerichtlichen Unter­
suchungen haben den von mir schon ge­
nannten Betrag zur Grundlage gehabt, wäh­
rend in Ansehung - das wissen Sie vielleicht 
auch noch nicht, darf ich's noch sagen -
von Geldzuwendungen in der Höhe von der­
zeit 4,316.250 S nach den letzten Berichten 
der Staatsanwaltschaft Innsbruck kein Zu­
sammenhang mit Amtshandlungen der Zu­
wendungsempfänger nachgewiesen werden 
konnte, sohin diese Geldzuwendungen straf­
rechtlich nicht relevant gewesen sind. 

Hohes Haus ! Ich bitte Sie, zu entschul­
digen, daß ich Sie so lange in Anspruch ge­
nommen habe. Ich hatte die Absicht, dem 
Hohen Haus von mir aus noch ein Problem 
vorzulegen, mit dem sich die Justizver­
waltung in allernächster Zeit intensivst zu 
beschäftigen haben wird. Es handelt sich 
um die Frage der großen Justizreform. Ich 
darf aber hier zumindest eines tun - da 
die Zeit so weit vorgeschritten ist - :  Ich 
möchte dafür danken, daß schon im Finanz­
und Budgetausschuß Sprecher aller Frak­
tionen ihre volle Bereitschaft bekundet haben, 
an einer ernsten Justizreform mitzuwirken, 
daran mitzuwirken, daß die österreichische 
Justiz, deren letzte große Reform vor hundert 
Jahren stattgefunden hat, endlich auch in 
einen Stand kommt, der den Gegebenheiten 
von heute, den Gegebenheiten des 20. Jahr­
hunderts, entspricht. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Kleiner. Ich erteile es ihm. 
(Ruf bei der Ö V P : Na also !) 

Abgeordneter Dr. Kleiner (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Ich begreife durchaus die geringe 
Freude, die Sie daran haben, daß da j emand 
noch zur Verlängerung der Sitzung beiträgt. 
Ich kann es mir aber nicht versagen, auf 
einige Feststellungen des Herrn Justizministers 
doch noch zurückzukommen, und ich ver­
sichere Ihnen, daß das nicht zuviel von Ihrer 
Zeit erfordern wird. 

Vor allem möchte ich feststellen, Herr Justiz­
minister, daß weder ich noch irgend jemand 
von uns es unterstützen würde oder es irgend. 
wie unternehmen würde, daß jemand anderer 
am Sprechen gehindert wird. Niemandem wird 
es unmöglich gemacht, seine Meinung zu 
sagen. Davon haben Sie, Herr Justizminister, 

ja ausreichend Gebrauch gemacht. Aber Sie 
können doch nicht verlangen, daß man das 
einfach widerspruchslos zur Kenntnis nimmt, 
wenn man der Meinung ist, daß dazu zu­
mindest etwas zu sagen ist. Und davon habe 
ich Gebrauch gemacht. 

Und nun haben Sie mich in einem anderen 
Zusammenhang völlig unrichtig wiedergegeben. 
Sie haben erklärt, daß ich im Verlauf meiner 
Ausführungen über die Fragen der rechtlichen 
Integrierung des Gewerkschaftsbundes selbst 
gesagt hätte, daß ich für eine "Grundierung" -
das Wort ist mir eingefallen, ich bin nicht stolz 
darauf, ich bedaure es vielmehr - des Gewerk­
schaftsbundes im Rechtssinne bin. Tatsächlich 
habe ich laut Protokoll gesagt : "Daß eine 
Institution wie der Sozial- und Wirtschafts­
Beirat sich aus dem Zusammenwirken der 
Sozialpartner und der Wirtschaftspartner kon­
stituiert hat und sich die Bundesregierung 
dieses Organs zu ihrer Beratung, zur Unter­
stützung bei allen ihren Überlegungen bedient, 
das braucht keinerlei verfa,ssungsrechtliche 
Grundierung." Das habe ich gesagt. 

Und nun ein Drittes. Herr Justizminister, 
Sie haben dem Hohen Haus meinen Hinweis auf 
das Berufungsgericht in der Sache Ehren­
beleidigungsklage des Dr. Burger gegen Dok­
tor Pelinka so dargelegt, daß man einen Haft. 
grund sieht, wenn man etwa die laienhafte Art, 
den Artikel des Herrn Dr. Pelinka zu lesen, 
seiner Auffassung zugrunde legt. Ich muß 
Ihnen also noch einmal vorlesen, wie diese 
Stelle in der Begründung des Landesgerichtes 
Wien tatsächlich lautet, und ich bitte Sie sehr. 
genau aufzupassen : 

"Der Leser des Bezugsartikels erfährt dem­
nach, wie noch einmal betont werden muß ,  
aus diesem" - also dem Artikel -, "daß 
Dr. Burger Sprengstoffverbrechen anpreist . . .  
- wessen er, wie eben dargelegt, tatsächlich 
dringend verdächtig ist, sich aber trotzdem 
noch nicht in Haft befindet. Da wird sich 
diesem Leser doch wohl zwangsläufig der Ge­
danke aufdrängen, daß, würde der Privat­
ankläger nunmehr verhaftet, er diese seine 
Anpreisungen nicht weiter fortsetzen könnte. 
Der erstere" - und das ist nun das entschei­
dende - "wird daher laienhaft an das denken, 
was der Straf jurist als Wiederholungsgefahr 
im Sinne des § 175 (1 ) Z. 4 Strafprozeßordnung 
bezeichnet. So faßt es auch das Berufungs­
gericht auf. Ein Haftgrund in diesem Sinne" ­
im Sinne des § 1 75 Abs. 1 Z. 4 - "ist also, 
baut man au f diese Erwägungen auf, zweifel­
los gegeben." (Beifall bei der 8 pO.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr 
Spezialberichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 
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Präsident 

Wir gelangen somit zur A b s t i m m u n g  über und österreichische Note an die Delegation 
die Beratungsgruppe V. Diese umfaßt Ka- der USA vom 29. Juni 1967 (677 der Beilagen) ; 
pitel 30 : Justiz . 3. Bericht des Zollausschusses über die Re-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem gierungsvorlage (640 der Beilagen) : Bundes. 
Antrag des Herrn Spezialberichterstatters bei- gesetz über das Wirksamwerden der in der 
treten, diesem Kapitel in der Fassung der Re- Liste XXXII - Österreich zum Genfer Pro. 
gierungsvorlage die Zustimmung zu geben, tokoll (1967) zum Allgemeinen Zoll- und Han­
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die deIsabkommen enthaltenen Zollzugeständnisse 
Mehrheit. A n g e n o m m e n .  (678 der Beilagen) ; 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft .  Ich 4. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
b r e c h e die Ver handlungen a b .  den Antrag der Abgeordneten Harwalik, Dok­

Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für Diens­
tag, den 5. Dezember, 10 Uhr, mit folgender 
Tagesordnung ein : 

1 .  Bericht des Rechnungshofausschusses, 
betreffend den Tätigkeitsbericht (631 der Bei­
lagen) des Rechnungshofes über das Verwal­
tungsjahr 1966 (1 . Teil) (679 der Beilagen) ; 

2. Bericht des Zollausschusses über die Re­
gierungsvorlage (639 der Beilagen) : Genfer 
Protokoll (1967 ) zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen sowie die diesem Protokoll 
angeschlossene Liste XXXII - Österreich 

tor Stella Klein-Löw, Dr. Scrinzi und Genossen 
(60/A) betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über vorübergehende Maß­
nahmen betreffend die Abhaltung von Rigo­
rosen an den Rechts- und staatswissenschaft­
lichen Fakultäten der Universitäten und an 
der Soziale,  wirtschafts- und rechtswissen­
schaftlichen Fakultäjj der Hochschule für 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz 
abgeändert wird (672 der Beilagen).  

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s en. 

Schlu13 der Sitzung: 15 Uhr 45 Minuten 

Osterreichische Staatsdruckerei. 1 1 . 1 7  {) 67 

75. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 64

www.parlament.gv.at




